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mission wurde uns mitgeteilt, dass in den letzten
fünfzehn Jahren — die Kommissionsreferenten
haben darauf schon aufmerksam gemacht — an die
schweizerische Hoteltreuhandstelle 840 ' Gesuche
um Erweiterung von Gasthofbetrieben eingereicht

, worden waren, die die Neuinbetriebsetzung von
12 000 Hotelbetrieben verlangten. Bewilligt wurden
640 Gesuche, mit 9000 Betten (drei Viertel der
Gesuche) ; abgelehnt wurde nur ein Viertel der
Gesuche (das sind 200 Gesuche, mit 3000 Betten).
Es handelte sich demnach nie um ein Hotelbau-
verbot, wie es genannt wird, sondern immer nur
um eine Kontrolle zur Verhinderung überflüssiger
und Vermehrung von Betrieben. Diese Tatsache
mag denjenigen Kollegen Trost sein, die sich mit
dem staatlichen Eingriff in die private Wirtschaft
nur ungern abfinden können.

Sie dürfen sich vor Augen halten, dass unsere
Vorlage nur bis Ende des Jahres 1951 gültig ist.
Sie gilt also nur noch für die nächsten Nachkriegs-
jahre mit ihrer wirtschaftlich gestörten Ordnung.
Bei dieser zeitlich'beschränkten Wirksamkeit wird
auch der Anhänger der absoluten Wirtschafts-
freiheit sich beruhigt erklären können. Ich bitte
Sie darum auch aus diesem Grunde, den Nicht-
eintretensantrag des Herrn Schmid abzulehnen und
Eintreten auf die Vorlage zu beschliessen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Nachmittagssitzung vom 28. März 1949.
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Antrag der Kommission.
Eintreten.

Proposition de la commission.
Passer à la discussion des articles.

Ber i ch te r s t a t tung . — Rapport généraux.

Wey, Berichterstatter: Die Vorlagen auf Ab-
änderung von Besoldungsgesetzen sind meistens
umstritten. Das liegt schon in ihren Aufgaben. Die
Privatwirtschaft prüft sie kritisch. Die Behörden des
Staates drängen auf möglichste Einsparungen,
während die Funktionäre, die in ihrer überwiegen-
den Zahl den Lebensunterhalt nur aus den Besol-

dungen bestreiten müssen, ein gutes Einkommen zu
erhalten suchen. Bei der Vorlage betreffend die
Revision des Bundesgesetzes vom 30. Juli 1927 über
das Dienstverhältnis der Bundesbeamten, die wir
jetzt behandeln, hat der Bundesrat versucht, eine
Einigung mit dem Personal zu finden, und das ist
ihm weitgehend gelungen. Das heisst nun nicht,
dass den Begehren der verschiedenen Organisationen
der eidgenössischen Beamten einfach zugestimmt
wurde. Die Verwaltung ist entgegengekommen, aber
die Personalverbände auch. Ganz anders war es, als
vor 22 Jahren das geltende Besoldungsgesetz in
Beratung stand. Damals gingen dem Gesetz
schwerste Kämpfe voraus. Ist es zu bedauern, frage
ich Sie, wenn in der Demokratie nicht immer
Gräben geöffnet, Gegensätze geschaffen werden und
Verbitterung auf beiden Seiten besteht, bis man
sich zuletzt doch finden muss? Ist der Friede nicht
einige Millionen wert auch in einer Welt, in der so
viele mit Recht, aber auch viele zu Unrecht, über
die hohen Lasten sich beklagen ? Hat der Indu-
strielle aus einem Nachbarstaat der Schweiz so
unrecht, der kürzlich sagte, er begreife, dass man
über die staatlichen Abgaben unzufrieden sei, aber
die Schweizer sollen einig bleiben, dann seien sie
immer in der beneidenswerten Situation, wenigstens
zu wissen, wer morgen und übermorgen an der
Regierung sei, die sie gewählt haben.'Seine Lands-
leute hätten ganz andere Opfer gebracht und wissen
nicht, wer das Land in wenigen Tagen führe. Ich
habe die Meinung, dass der Staat alle Begehren, die
an ihn gestellt werden, auch die seiner Funktionäre,
kritisch zu prüfen hat und ihnen nur entsprechen
soll, wenn sie tragbar sind und im Rahmen seiner
Finanzen und Wirtschaft sich vertreten lassen. Der
Bundesrat hat das getan. Das geht daraus hervor,
dass die Kommission des Nationalrates einstimmig
den neuen Besoldungsansätzen zustimmt. Die Diffe-
renzen liegen anderswo. Die Minderheit glaubt mit
ihrem Antrag, die spätere Anpassung der Besol-
dungen bei geänderten gesunkenen Lebenskosten
leichter erreichen zu können. Davon wird noch die
Rede sein.

In der Kommission wurde festgestellt, dass die
Neuregelung der Besoldungsverhältnisse der Bundes-
beamten dem Stabilisierungsabkommen nicht ent-
gegenstehe. Im Ausschuss und auch in der Plenar-
sitzung der Kommission, die sich mit dem Stabili-
sierungsabkommen beschäftigt haben, sei unbe-
stritten gewesen, dass eine Besoldungsrevision bei
den Bundesbeamten möglich ist, so gut als lang-
fristige Verträge über die Entlöhnung geschaffen
werden können. Im übrigen verweise ich auf die
Ausführungen in der Botschaft über die Gesetzes-
revision, und das Stillhalteabkommen. Sie finden
sie auf Seite 4.

Warum wird das Besoldungsgesetz jetzt geän-
dert ? Einmal, so sagt das Personal und seine Ver-
treter, liegen Versprechungen vor. Die eidgenössi-
schen Funktionäre hätten während des Krieges
grosse Opfer gebracht. Man habe sie damit ge-
tröstet, dass später diesen namhaften Leistungen,
an die auch wir uns dankbar erinnern, die Aner-
kennung folgen werde. Davon werden Sie in der
Diskussion offenbar noch hören. Aber das Gesetz
muss geändert werden, das ist für mich das Mass-
gebende, weil die Besoldungen zum Teil auf Voll-
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machtenbeschlüssen ruhen, die Ende 1949 ablaufen
und nur verlängert werden können, wenn ein zeit-
licher Notstand besteht. Der Bundesbeschluss über
den Abbau der ausserordentlichen Vollmachten des
Bundesrates vom 6. Dezember 1945' bestimmt in
Art. 2, dass der Bundesrat nur noch ermächtigt ist,
ausnahmsweise zeitlich begrenzte Massnahmen zu
treffen, die zur Sicherheit des Landes, zur Wahrung
seines Kredites und seiner wirtschaftlichen Inter-
essen sowie zur Sicherheit des Lebensunterhaltes
unumgänglich notwendig sind und wegen ihrer
Dringlichkeit nicht auf dem Wege der ordentlichen
Gesetzgebung getroffen werden können. Die Bot-
schaft sagt auf Seite 2, dass die Vollmachten-
beschlüsse von 1941 und 1946, die eine Milderung
des Besoldungsabbaues und für die untern Klassen
erhöhte Mindestbeträge brachten, Ende 1949 ihre
Wirksamkeit verlieren. Die zeitliche Dringlichkeil
für Vollmachtenbeschlüsse ist hier nicht vorhanden.
Wir müssen auf dem Wege der ordentlichen Gesetz-
gebung den Wegfall der Vollmachtenbeschlüsse
ordnen. Die Vollmachterikommission, die eidge-
nössischen Räte und weiteste Kreise des Volkes
wünschen einen Abbau der Vollmachten. Es gibt da
.keine andere Lösung als den Weg der_Gesetzgebung.
Schon aus diesem Grunde müssen wir an die Revi-
sion des Besoldungsgesetzes von 1927 herantreten,
ob es uns passt oder nicht. Wir haben jetzt die
sonderbare Lage, dass die festen Besoldungen zum
Teil auf Vollmachtenbeschlüssen ruhen, während
die veränderlichen Dienstbezüge, die Teuerungs-
zulagen, in dringlichen Bundesbeschlüssen verankert
sind. Die Besoldungen des eidgenössischen Personals
sind durch die Gesetzgebung zu ordnen, nicht durch
dringliche Bundes- oder Vollmachtenbeschlüsse. In
den eidgenössischen Räten ist der Ruf nach einer
neuen Ordnung der Besoldungen des Bundes-
personals in den letzten Jahren recht vernehmbar
geworden. Ich verweise auf die Botschaft Seite 38,
wo festgehalten wird, dass nicht weniger als fünf
Postulate, die im Nationalrat unbestritten blieben,
eine Revision des Besoldungsgesetzes verlangten.
Dazu kommen drei Postulate, die die Arbeitszeiten
betreffen.

Die Referenten über die Teuerungszulagen im
Nationalrat und im Sländerat haben auch dem
dringenden Wunsch Ausdruck verliehen, es möchten
nicht jedes Jahr dem Parlamente Teuerungszulagen
vorgelegt werden. Auch die Verwaltung und das Per-
sonal würden damit, so wurde gesagt, beschäftigt
und dauernd beunruhigt. Mit diesen parlamentari-
schen Initiativen für eine dauernde Besoldungs-
reform wurde dem Bundesrat die Aufgabe wahrlich
nicht erleichtert.

Die Begehren der Personalverbände gingen aus-
einander. Darin waren sie einig, dass eine zufrieden-
stellende Besoldungsskala anzustreben sei. Die
christlichen Gewerkschaften, der „Oltener Verband"
und die Vereinigung der höheren Bundesbeamten
wünschten eine Skala mit 25 Klassen, an Stelle der
26 im jetzigen Besoldungsgesetz von 1927; der
Föderativverband und die Gesellschaft der In-
genieure der Bundesbahnen 24.

Die von den Personalverbänden vorgeschlagenen
Minima der untersten Klasse bewegen sich zwischen
5400 und 5600 Franken im Jahr. Die Kommission
schlägt Ihnen einstimmig mit dem Bundesrat 5450

Franken vor. und als Maximum der untersten
Klasse 6800 Franken, während die Vorschläge der
Personalverbände bis zu 7000 Franken gingen.

Als Höchstbesoldung schlug der Föderativ-
verband 24 000 Franken vor, die Vereinigung
höherer Bundesbeamten 26 400 Franken. Die Skala
des Bundesrates, der die Kommission einstimmig
zustimmt, geht auf 24 500 Franken. Die bisherigen
Anfangsbesoldungen in den untersten und den
mittleren Klassen mussten um 200 bis 500 Franken
erhöht werden, um den Schwierigkeiten zu begeg-
nen, die verschiedene Verwaltungen, besonders Zoll,
Bundesbahnen, Post, Telephon und Telegraph haben,
um einen guten Beamtennachwuchs zu erhalten.
Es wurde auch in. der Kommission erwähnt, dass
der Nachwuchs in mancher Hinsicht nicht mehr den
früheren Anforderungen zu entsprechen, vermöge.
In verschiedenen öffentlichen Verwaltungen der
Kantone und Städte, aber auch in Betrieben der
Privatwirtschaft sind die Besoldungen höher als
beim Bund. .-

Nach dem geltenden Gesetz von 1927 erreicht
ein Beamter in 15 Jahren das Maximum seiner
Besoldung. In den untersten Klassen dauert- es
weniger lang. Zwei Verbände wollten auf zwölf
Jahre gehen, vier Verbände auf zehn Jahre und die
Gewerkschaften des christlichen Personals auf nur
acht Jahre. Bundesrat und Kommission schlagen
Ihnen für den Antrag vom Minimum zum Maximum
zwölf Jahre vor.

Die jährliche ordentliche Besoldungserhöhung
wird mit mindestens 180 Franken beantragt. Der
Föderativverband wollte 240 Franken und die
Gewerkschaften des christlichen Verkehrspersonals
mindestens 200 Franken. In sieben Kantonen er-
reichen die Beamten in zehn Jahren das Besoldungs-
maximum. in Solothurn in vier bis zehn Jahren, in
Basel-Stadt in acht bis vierzehn Jahren, im Thurgau
in zehn bis zwölf Jahren, im Wallis in sechs bis zehn
Jahren, in Genf in acht bis zwölf Jahren; in sechs
Kantonen beträgt die Frist im Maximum zwölf
Jahre, im Kanton Schwyz dreizehn Jahre, im Aar-
gau vierzehn Jahre, in Appenzell Inner-Rhoden und
Graubünden fünfzehn Jahre, im Tessin und Frei-
burg sechzehn Jahre. In Städten wird das Maximum
in acht bis zwölf Jahren erreicht, in Zürich in acht
Jahren. Mit seinen fünfzehn Jahren steht der Bund
weit hinten: wie Sie hören, nur noch vor Freiburg
und dem Tessin. Auch die nun vorgeschlagenen
zwölf Jähre bringen das neue Beamtengesetz nicht
in die vorderste Linie beim Besoldungsanstieg inner-
halb der öffentlichen Verwaltungen.

Jeder Beamte erhält nach dem Gesetz von 1927
beim Übertritt von einer unteren in eine höhere
Klasse eine Beförderungszulage von einer für das
neue Amt geltenden Dienstalterszulage. Der Fö-
derativverband befürwortet eine doppelte Zulage.
Bunderat und Kommission beantragen Ihnen, bei
der Beförderungszulage auf das Eineinhalbfache der
Dienstalterszulage zu gehen.

Die Amtecklassifikation wird beibehalten. Nur
da, wo veränderte Verhältnisse vorliegen, soll eine
Korrektur in Frage kommen (Botschaft Seite 23).
Die Botschaft verweist darauf, dass einige Über-
tragungen aus der 25. Besoldungsklasse notwendig
sind, bei Beamten, an die höhere Anforderungen
gestellt werden. Es werden die Funktionäre in der
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bisherigen 26. Klasse in die 25. kommen. Dazu
wurde gesagt, dass noeh einige t Verbesserungen
nötig seien, wo veränderte Verhältnisse vorliegen.

„Das Gefüge der Ämterklassifikation, ein Ergeb-
nis sorgfältigen Abwägens aller zu berücksichtigen-
den Faktoren und langjähriger Erfahrungen, darf
als Ganzes von der bevorstehenden Gesetzesrevision
unter keinen Umständen ins Wanken gebracht
werden", sagt die Botschaft auf Seite 23.

Schon das geltende Gesetz von 1927 kennt Orts-
zuschläge, die zur Auszahlung gelangen, wo die
Kosten der Lebenshaltung das Landesmittel über-
schreiten. Es sind nun acht Stufen aufgestellt
worden, gegenüber vier im bisherigen Gesetz. Sie
betragen für Ledige 75 Franken, für Verheiratete
100 Franken in der ersten Stufe und steigen in der
achten Klasse auf 600 Franken für-Ledige und 800
Franken für Verheiratete im Jahr. Keine Orts-
zuschläge erhalten 27 000 Beamte, weil sie in Ort-
schaften mit billiger Lebenshaltung wohnen. Es ist
also nicht so, dass zu seiner Besoldung jeder Bundes-
beamte noch Ortszulagen erhält. Sie bekommt nur
jener, welcher in einer Ortschaft lebt, die über-
durchschnittliche Lebenskosten verzeichnet.

Die Familie wird im neuen Gesetz günstig be-
handelt. Das Gesetz von 1927 kannte noch keine
Heiratszulagen. Sie wurden erst 1941 auf dem VoJl-
machtenweg beschlossen. Der männliche Beamte
erhält jetzt bei der ersten Verheiratung eine Zulage
von 400 Franken. Der Föderativverband beantragt
eine Heiratszulage von 700 Franken, die Gewerk-
schaften des christlichen Verkehrspersonals eine
solche von 400 Franken; dazu verlangten sie für
jedes eheliche Kind des Beamten eine Geburts-
zulage von 200 Franken. Die Vorlage des Bundes-
rates, der sich die Mehrheit der Kommission an-
schliesst, beantragt eine Heiratszulage von 500
Franken und eine einmalige Geburtszulage von
100 Franken für jedes eheliche Kind.

Nach dem geltenden Gesetz hat der Bundes-
beamte Anspruch auf Kinderzulagen für jedes Kind
unter achtzehn Jahren. Alle Personalverbände be-
fürworten eine Erhöhung dieser Altersgrenze auf
zwanzig Jahre. Auch die Alters- und Hinterblie-
benenversicherung gewährt Waisenrenten an Kinder
bis zum zwanzigsten Altersjahr, die in Ausbildung
begriffen oder wegen geistiger oder körperlicher
Gebrechen erwerbsunfähig oder vermindert erwerbs-
fähig sind. Der Bundesrat und die Kommission
beantragen, bei den Kinderzulagen bis zum zwan-
zigsten Altersjahr zu gehen, aber nur für nicht-
erwerbende Kinder.

Wenn ein Kind bereits im Erwerbsleben steht,
selber verdient, werden die Kinderzulagen nicht
mehr ausbezahlt. Die Kinderzulage wird auf 240
Franken für jedes Kind erhöht, gegenüber 210
Franken bisher. Die Kommission beantragt Zu-
stimmung zum Vorschlag des Bundesrates.

Die besonderen Vergütungen für den Nacht- und
Sonntagsdienst waren umstritten. Die Personal-
verbände wollten die Zeitgrenze des. Nachtdienstes
im Beamtengesetz umschrieben haben. Mit Rück-
sicht auf die verschiedenartigen Verhältnisse nimmt
der Bundesrat davon Umgang. Den Nachtdienst-
beginn von 22 auf 21 Uhr vorzuschieben, würde
allein bei den Bundesbahnen eine jährliche Mehr-
ausgabe von 2,2 Millionen Franken im Jahr be-

dingen. Der Bundesrat hält nicht dafür, dass die
Sonntagsarbeit, besonders bei den Verkehrsbe-
trieben, bezahlt werden muss. In der Kommission
wurde gesagt,- dass eigentliche Sonntagsdienst-
vergütungen, die SBB, PTT, Zoll- und Militär-
verwaltungen gegen zehn Millionen Franken jährlich
kosten. Wer zu diesen Betrieben geht, der weiss,
dass er auch in der Nacht und am Sonntag zum
Dienst anzutreten hat.

Meine bisherigen Ausführungen enthalten die
wesentlichen Änderungen der neuen Vorlage gegen-
über dem bisherigen Gesetz und die vorüber-
gehenden Revisionen durch bundesrätliche Voll-
machtenbeschlüsse.

Die Mehrkosten im kommenden Jahr 1950 be-
laufen sich auf 17,5 Millionen Franken. Wie sich
diese Summe zusammensetzt, sehen Sie auf Seite 37
der Botschaft. Im Beharrungszustand (in etwa zwölf
Jahren) steigt die Ausgabe auf 44Millionen Franken.
Sie finden die Verteilung auf die einzelnen Bundes-
betriebe auf Seite 38 der Botschaft. Es ist eine
schwere Belastung, die der Bund zu übernehmen hat.
Aber man darf nicht übersehen, dass 92 000 eid-
genössische Funktionäre daran beteiligt sind. Der
demokratische- Staat muss ein guter Arbeitgeber
sein. Das wünscht auch unser Volk. Die Besol-
dungen der Bundesbeamten sind nicht zu hoch.
Sie werden es auch in Zukunft nicht sein. Ich wieder-
hole, dass Bundesrat und Kommission einstimmig
der Besoldungsskala zustimmen. Im wesentlichen
erhalten die Bundesbeamten, was sie jetzt bekom-
men an Grundlohn und Teuerungszulagen. Dazu
verursachen Mehrkosten: die Aufhebung der 26.Be-
soldungsklasse (die eine blosse Übergangsklasse war),
der raschere Aufstieg vom Minimum zum Maximum
(zwölf statt fünfzehn Jahre), die neuen Ortszulagen
und die Erhöhung und Verlängerung der Kinder-
zulagen. Erst mit den neuen Besoldungsansätzen
wird die Teuerung bei allen Kategorien des Bundes-
personals ausgeglichen, ab 1952. Wer von den
Mehrlasten spricht, der darf nicht vergessen, dass
in schwerer Zeit die Preise immer den Lohnerhö-
hungen vorausgeeilt sind und .die letzteren der
Teuerung nachhinkten. Man soll in den Tagen der
grössten Teuerung die Löhne nicht festlegen, heisst
es. Sie werden nicht neu bestimmt, sage ich. Die
Besoldungen des Bundes sind gesetzlich zu ordnen.
Das will die Verfassung. Auch wenn die Besoldungen
auf Gesetz beruhen, lassen sie sich bei veränderten
Verhältnissen abändern. Das ist auch schon getan
worden; es gibt auch da nichts Neues unter der
Sonne !

Die Minderheit will die Teuerungszulagen nur
von drei zu drei Jahren auf dem Gesetzgebungsweg
festlegen. Damit kommen wir um die dringlichen
Bundesbeschlüsse oder den Vollmachtenweg her-
um. Ohne'zeitliche Not gibt es keine Vollmachten-
beschlüsse mehr. Heraus aus den Vollmachten und
ohne Notlage nicht mehr zurück zu den dringlichen
Bundesbeschlüssen! Wir Älteren in diesem Rat wis-
sen, was für Vorwürfe das Parlament seinerzeit we-
gen seiner Dringlichkeitspraxis einheimsen musste.
Dem Antrag der Minderheit, die in Art. 37 vor-
gesehenen Ansätze der Grundbesoldungen im Ver-
hältnis von 110 zu 100 herabzusetzen und durch
alle drei Jahre auf dem Wege der Gesetzgebung zu
bestimmende Teuerungszulagen zu ergänzen, kann
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ich nicht zustimmen. Auch das Besoldungsgeset
kann jederzeit abgeändert werden. Warum die
Minderheit auf drei Jahre die Besoldungen durct
Teuerungszulagen . ergänzen will, wissen wir. Sie
glaubt, dass auf diesem Weg die Löhne leichter
herabgesetzt werden können. Ich füge bei, dass
sie dann auch leichter hinaufzusetzen sind, auch
über die Maxima der Besoldungsskala in Art. 37
hinaus. Stimmen Sie dem Antrag der Mehrheit zu
so hat der Gesetzgeber es auch in der Hand, die
Herabsetzung der Besoldungen bei einem starken
Preisrückgang anzuordnen. Aber überlegen Sie es
sich, was für Verhältnisse wir haben, wenn ein
Preiszerfall kommt! Dann haben wir noch ganz
andere Sorgen, als nur die der Anpassung der Be-
soldungen des eidgenössischen Personals ! Auch da
Personal .wird bei diesen Zuständen mit sich reden
lassen. Es weiss ja, dass die Lebensmöglichkeit des
Staates, vor allem die finanzielle, die Vorausset-
zung für seine gesicherte Existenz ist.

Die zeitlich beschränkte Gesetzgebung ist eine
Abnormität. Sie mag für einen vorübergehenden
Erlass gegeben sein; aber im Gesetz zu bestimmen,
dass diese Teuerungszulagen für drei Jahre fest-
gelegt und nach Ablauf dieser Frist wieder durch
ein neues Gesetz — das auch dem Referendum un-
tersteht — auf weitere drei Jahre beibehalten, er-
niedrigt oder erhöht werden, das wäre eine sehr
unbefriedigende Lösung. Wie lange sollen diese Ver-
hältnisse bestehen, und wie soll einmal stabilisiert
werden bei den Pensionskassen und anderm ? Diese
befristete gesetzgeberische Tätigkeit wäre ein No-
vum — kein schönes und auch kein praktisches, weil
wir nie aus dem Markten um Löhne und Teuerungs-
zulagen herauskämen.

In Eingaben und-in der Presse ist zu lesen, dass
für die Bespldungsrevision „normale Verhältnisse"
abzuwarten seien. Hatten wir in den letzten 35
Jahren, seit dem ersten Weltkrieg, je einmal nor-
male Verhältnisse ? Der eine empfindet die Zustände
als durchaus normal, wenn er viel verdient und sein
Geschäft auf Touren geht. Der, welcher die Mittel
zum Lebensunterhalt zählen und einteilen muss,
wird nicht einverstanden sein, dass mit der gesetz-
lichen Festlegung seiner Besoldung bis zu einer
Krise zuzuwarten sei. Wenn ein Rückgang, ein
Zusammenbruch der Preise kommt, dann wird auch
das eidgenössische Personal — ich sagte es schon —
mit sich reden lassen. Dann haben wir Mittel, das
zu tun, was auch bei den Besoldungen notwendig
würde, das wird dann nicht unsere grösste Sorge
sein. Wo steht bei diesem Preiszusammenbruch
unsere Landwirtschaft, wo das Gewerbe, wo die
Industrie mit ihren Arbeitermassen ? Seit bald ein-
einhalb Jahren sind die Lebenskosten übrigens un-
verändert geblieben. Ein Besoldungsgesetz, das
mehr als zwanzig Jahre in Kraft ist, wird auch ohne
Krieg und Teuerung eine Überprüfung notwendig
haben. Das verursachen schon die äusseren Ein-
flüsse ; aber auch die Veränderungen im Innern der
Verwaltung bringen Neues. Manches erlangt eine
Bedeutung, die nicht vorauszusehen war, anderes
tritt zurück oder verschwindet. Auch da bleibt das
Rad nicht stehen. Jede Zeit hat ihre Aufgaben, und
die gerechte Lösung führt die Menschheit vorwärts.
Wir bringen mit der Zustimmung zu dieser Vorlage
dem Personal Vertrauen entgegen. Es wird es

Nationalrat. — Conseil national. 1949.

würdigen und Behörden und Volk nicht enttäuschen.
Wir haben in der vergangenen Woche in diesem
Saale zur militärischen Verteidigung des Landes
bedeutende Mittel aufgewendet und sind bereit,
weiteres zu tun. Aber wir wissen, dass die Entschei-
dung, wenn ein Krieg wieder kommen sollte, nicht
nur mit den Waffen fällt. Notwendig ist vor allem
auch die Einigkeit in unserem Lande. Sind wir ge-
recht und dankbar gegenüber allen Ständen und
Berufsklassen, dann sind wir auch einig. Ich bean-
trage namens der einstimmigen Kommission Ein-
treten auf die Vorlage.

M. Cottier-Genève, rapporteur: Le projet de loi
qui est soumis à votre approbation et qui touche
près de 93 000 personnes, est en fait une revision
partielle ,de la loi fédérale du 30 juin 1927 sur le
statut des fonctionnaires, qui apportait à l'époque
une réglementation aussi uniforme que possible des
droits et devoirs du personnel fédéral.

A l'exception de la partie qui a trait à la rétri-
bution du personnel, cette loi est encore appliquée
aujourd'hui sans grande modification; elle entra en
vigueur le premier janvier 1928, après des débats
parlementaires qui durèrent près de trois ans.

La commission, présidée par M. Wey, a tenu
séances les 7, 8 et 9 mars, en présence de M. Nobs,
conseiller fédéral, président de la Confédération. .
Elle a examiné très en détail les propositions faites
par le Conseil fédéral. Il y a lieu toutefois de remar-
quer d'emblée que ses débats, du commencement à
la fin, Ont été incontestablement dominés par le
spectre des décisions prises par la commission pari-
taire. En effet, dès le début, on s'est rendu compte
que si l'on voulait éviter la surenchère de part et
d'autre, il convenait de s'en tenir strictement aux
décisions arrêtées entre le Conseil fédéral et les
représentants du personnel. La commission se trou-
vait en présence d'un accord qui, s'il était modifié
dans l'une quelconque de ses parties, risquait du
même coup de devenir inopérant sur toutes les
autres. C'est très certainement la raison pour la-
quelle, au sein de la commission, aucune majorité
ne s'est trouvée tendant à modifier le projet du
Conseil fédéral.

Examinons brièvement les caractéristiques essen-
tielles du projet de loi qui nous est soumis.

Elles sont nombre au trois :
1. Echelle des traitements et stabilité du statut

proposé;
2. son incidence financière sur le budget de la

.Confédération; '
3. son caractère social'et la sécurité du pays.
1. Echelle des traitements et stabilité du statut

proposé.
Deux questions peuvent se poser:
a) l'échelle des traitements proposée se jus-

tifie-t-elle ?
b) le moment de la fixer est-il bien choisi ?
A la première question, la commission répond

oui à l'unanimité. Il suffit du reste de repasser
Brièvement en revue les événements qui se sont
succédé de 1927 à ce jour pour s'en convaincre.

En 1927, l'indice national du coût de la vie,
adopté par voie d'entente entre les milieux inté-
ressés, se situait alors à 160 contre 100 en 1914. La
oi ne se heurte à aucune difficulté d'application.
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Toutefois, les dispositions relatives aux traite-
ments ne restèrent à la mesure des circonstances que
pendant six années seulement. En. effet, le coût de
la vie fléchit déjà en 1932 de 160 à 138 et se main-
tint en moyenne à 130 de 1933 à 1936.

Une première loi tendant à réduire les traite-
ments des fonctionnaires pour les adapter à la
baisse du coût de la vie fut rejetée par le peuple en
mai 1933. Au cours de la même année, la situation
s'aggrava cependant dans une mesure telle que les
Chambres se virent contraintes de prendre un
certain nombre de mesures se fondant sur le droit
de nécessité. C'est ainsi qu'on arriva, sous le régime
des programmes financiers pour les années 1934 à
1940, à réduire sensiblement les traitements du per-
sonnel fédéral: 1934 et 1935, réduction de 7 %;
pour 1936 et 1937, réduction de 15 % ; de 1938 à
1940, réduction de 13 %, ces réductions successives
comportant un certain nombre d'exonérations pour
le personnel subalterne et pour le personnel marié
ayant chargés de famille. En 1940, une allocation
dite de Noël fut accordée, puis de 1941 à 1949 on
assiste à un relèvement systématique des traitements
sous forme d'allocations diverses : allocation de ren-
chérissement, allocation familiale, allocation à la
naissance, indemnité de résidence, etc., décidées soit
en vertu (Jes pouvoirs extraordinaires, soit par
arrêtés fédéraux urgents. Il n'y a donc pas lieu de
discuter^ dans son principe l'échelle des traitements
qui nous est proposée, puisqu'elle a reçu, année
après année, jusqu'à 1941 compris, l'approbation
pleine et entière de notre parlement.

D'aucuns, par contre, se sont demandé si le
moment était bien choisi pour consolider les traite-
ments des fonctionnaires aux montants qu'ils ont
atteints aujourd'hui. Ils objectent qu'il vaudrait
mieux observer encore quelque temps l'évolution du
coût de la vie. Ils estiment en effet que cette con-
solidation n'est pas justifiée à l'heure actuelle et
qu'elle présente au contraire de graves dangers pour
notre économie à un moment où l'évolution future
du coût de la vie est encore incertaine. Intégrer dès
maintenant le montant global des allocations de
renchérissement dans les traitements enlèverait à

• notre économie si fortement dépendante de l'étran-
ger la souplesse qui lui est indispensable pour
s'adapter aux conditions du marché mondial; elle
serait aussi un exemple particulièrement dangereux
pour les administrations cantonales et communales
et leurs caisses de retraite qui, jusqu'à présent, n'ont
pas osé se lancer dans cette voie; elle compro-
mettrait l'avenir en entravant artificiellement les
tendances à la baisse qui pourraient apparaître,
etc....; et de conclure que si une nouvelle régle-
mentation légale ne pouvait être évitée, elle devrait
en tout cas faire abstraction complète du niveau
actuel du coût de la vie et ne consolider qu'un
pourcentage des allocations actuelles de renchérisse-
ment en conservant à l'ensemble de la rémunération
un élément variable assez important dont le montant
serait fixé périodiquement.

De tels arguments semblent d'autant plus
motivés que cette incertitude économique, aussi
bien nationale qu'internationale, n'est pas niée par
lès représentants du personnel et qu'elle est même
démontrée'par le Conseil fédéral dans son message.
Il ne fait plus de doute en^effet que le^pointjcul-

minant de la conjoncture est maintenant dépassé et
que l'on amorce très doucement, mais incontesta-
blement, la phase descendante qui peut avoir pour,
conséquence soit la déflation .des valeurs, soit
l'inflation de la monnaie, c'est-à-dire des incidences
directes mais diamétralement opposées sur les salaires
et les traitements des fonctionnaires.

On peut dire évidemment que lorsque le coût de
la vie a augmenté ou diminué au gré des années, les
associations du personnel ou les autorités ont tou-
jours trouvé jusqu'à présent une voie pour adapter
les salaires dans une mesure correspondante. Nous
avons vu tout à l'heure comment et dans quelle
mesure elle s'est opérée.

Il n'en reste pas moins que la question se pose, et
c'est là tout le problème, «de savoir si la procédure
parlementaire en vigueur actuellement peut être
considérée comme suffisamment rapide et s'il ne
convient précisément pas de l'assouplir par une
disposition moins rigide et mieux adaptée au rythme
accéléré de notre époque.

C'est la raison qui a motivé au sein de la com-
mission une proposition de minorité tendant à ré-
duire dans la proportion de 110 à'100 le taux de
l'échelle des traitements prévue par le projet du
Conseil fédéral en le complétant cependant par une
allocation de renchérissement annuelle dont le
montant serait fixé par les Chambres fédérales tous
les trois ans, étant entendu que cette allocation
serait de 10 % pour les années 1950, 1951 et 1952.

Quant à la revision de la loi en regard dé la
convention de stabilisation des prix et des salaires,
le Conseil fédéral, dans son message du 20 avril 1948,
demandait si la mesure dans laquelle il proposait
d'adapter les allocations de renchérissement au per-
sonnel fédéral aux circonstances nouvelles était
conciliable avec l'esprit et la lettre de la convention
de stabilisation qui venait d'être conclue.

Les Chambres ont accepté ces propositions en
exprimant l'avis que les corrections apportées aux
allocations de renchérissement, de même que la pro-
longation du régime actuel jusqu'à fin 1949, demeu-
rent dans les limites de la convention.

Il n'est d'ailleurs pas inutile de dire que la con-
vention ne lie pas d'une manière absolue les admi-
nistrations publiques. Celles-ci ne l'ont pas signée;
mais le Conseil fédéral n'en estime pas moins que
les autorités fédérales, cantonales et municipales ne
doivent pas, sans raison majeure, s'écarter, pour la
rémunération de leur personnel, des normes qu'elles
ont en partie contribué à déterminer. L'accord conclu
entre les employeurs et les employés de l'économie
privée et mis en vigueur pour le plus grand bien du
pays tout entier ne saurait être touché dans la pré-
sente revision par ceux-là même qui doivent veiller en
première ligne au maintien de la valeur de notre franc.

Mais il y a plus et quelques considérations d'ordre
plus général ne sont pas inutiles à cette place. Le
fonctionnaire chez nous, et le fonctionnaire fédéral
spécialement, puisque c'est ici surtout de lui qu'il
s'agit, jouit incontestablement du respect de notre
population. Sans doute, on le blague un peu parfois
et la Suisse romande n'est certes pas en reste dans
ce domaine; mais il n'est pas moins vrai que l'on
reconnaît d'une manière générale le caractère sé-
rieux de nos administrations, le dévouement, la
conscience, la probité de notre personnel fédéral.
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Or, contrairement à ce qui se passe dans l'éco-
nomie privée, le travail du fonctionnaire, son
traitement et son comportement font de par la loi
l'objet de débats publics. Alors que dans une entre-
prise privée, le patron, la direction, sont seuls res-
ponsables des conventions qui les lient à leur per-
sonnel, les administrations publiques subissent un
contrôle officiel, souvent plus théorique que pra-
tique, mais qui n'en alourdit pas moins la machine
administrative. Chaque citoyen veut avoir son mot
à dire et faire valoir, si besoin est, son droit référen-
daire. C'est du reste la menace que d'aucuns font
planer aujourd'hui sur ce parlement, considérant le
projet du Conseil fédéral comme trop favorable et
incompatible avec les conditions économiques du
moment.

On peut certes n'être pas d'accord avec certaines
modalités qui nous sont présentées; on est obligé
cependant de reconnaître que l'échelle des traite-
ments telle qu'elle figure dans le statut qui nous est
proposé répond à un véritable sentiment d'équité et
de justice.

2. Quant à l'incidence financière du projet sur
le budget de la Confédération, elle doit être exa-
•minée à deux points de vue: la portée financière
pendant la première année d'application du nouveau
régime et ses effets répétés à l'époque où la totalité
du personnel sera mise au bénéfice de toutes les amé-
liorations apportées par la loi, c'est-à-dire à l'époque
dite d'application intégrale. Cette dernière ne com-
mencera que quand chaque fonctionnaire sera ré-
tribué d'après les nouvelles dispositions, de la même
façon que si ces dispositions avaient déjà été appli-
cables au moment de son entrée au service de la
Confédération. Celle-ci ne commencera donc pas
avant une douzaine d'années. Elle comportera au
total une dépense supplémentaire de 44,2 millions.

L'ampleur de l'accroissement des dépenses en
1950 par rapport à 1949 dépend uniquement du
contenu des dispositions transitoires. Il représente
pour 1950 une première augmentation de 175
millions.

Le premier et le plus important des principes à la
base de ces dispositions est que chaque fonctionnaire
a droit, au moment de l'entrée en vigueur de la nou-
velle réglementation, soit dès le premier janvier
1950, au traitement qu'il touchait à fin 1949, plus
une légère augmentation des indemnités de résidence
qui passeront, suivant les cas, de 50 à 250 francs au
plus.

En outre, dès le premier janvier 1950, chaque
fonctionnaire bénéficiera au moins du traitement
minimum prévu dans la nouvelle échelle. La diffé-
rence entre le traitement, majoré de l'allocation de
renchérissement, touché jusqu'à fin 1949 et le
nouveau minimum de la classe de traitement, pourra
atteindre, dans certaines classes, quelques centaines
de. francs.

Enfin, une dernière dérogation aux dispositions
susmentionnées consiste en une garantie supplé-
mentaire en vertu de laquelle le fonctionnaire devra
avoir le premier janvier 1950 un traitement au
moins égal au minimum de la classe, majoré de
100 francs pour chacune des augmentations ordi-
naires annuelles qu'il aura reçues dans cette même
classe, conformément aux dispositions en vigueur
jusqu'à fin 1949.

Il ne résulte pas moins de ces dispositions que
pour un assez grand nombre de fonctionnaires des
classes moyennes et supérieures, les traitements
d'avant guerre ne seront pas encore relevés 'à con-
currence de 63% à fin 1949. Actuellement, l'amélio-
ration minimum par rapport à 1939 est de 57%.
Il a paru justifié, à l'occasion de l'entrée en vigueur
du nouveau régime, de le porter à 60% au moins, de
manière que les intéressés aient, dès 1950, une
compensation aussi rapprochée que possible de
l'augmentation officiellement reconnue du coût de
la vie. Cette simple énumération des dispositions
actuellement en vigueur montre à quel point il est
nécessaire d'apporter un peu de stabilité et de pré-
cision dans ce dédale de normes aussi touffues que
compliquées. La Confédération a un intérêt évident
tant comme employer que comme Etat, de sortir de
cette situation provisoire, de cette accumulation de
dispositions partielles limitées dans le temps et dans
l'espace où même les spécialistes ont quelque peine
à voir clair. Car n'oublions pas que les changements
intervenus dans le statut de 1927 ne sont pas seule-
ment le résultat de l'évolution du coût de la vie,
mais de. nouvelles conceptions, que l'on se fait
parallèlement au progrès de la technique, de l'im-
portance et de la valeur du travail.

17,5 millions de plus en 1950, 44,2 millions de
plus dans une douzaine d'années sont des sommes
considérables, dira-t-on sans doute, mais comparées
aux 93 000 fonctionnaires fédéraux, cela représente
une progression qui atteindra, à son stade maximum,
soit en 1962, une augmentation moyenne par
fonctionnaire et par rapport au salaire de 1949, de
moins de 40 francs par mois ou un peu plus de 1 franc
par jour.

On peut dire que cette augmentation est vrai-
ment dérisoire si on la compare aux avantages
considérables politiques, économiques et sociaux que
cette revision aura pour notre pays.

D'ailleurs, on ne saurait nier que les fonction-
naires fédéraux ont été depuis 1939 nettement*
désavantagés par l'augmentation constante du coût
de la vie et que la lenteur de la procédure parlemen-
taire les mit toujours beaucoup plus tardivement au
bénéfice des augmentations devenues indispensa-
bles, que ce ne fut le cas dans l'industrie privée ou
même pour leurs collègues dans les cantons et les
communes ; sans parler des salaires payés dans quel-
ques industries ou professions qui ont permis à
certains milieux de la population de s'enrichir d'une
manière inconsidérée sans fournir pour autant une
contre-prestation correspondante.

Enfin, si l'on met en parallèle le privilège inappré-
ciable dont notre pays a bénéficié depuis 1939
jusqu'à ce jour en disposant d'un appareil adminis-
tratif de tout premier ordre, si l'on songe un ins-
tant aux troubles économiques et sociaux, et par
voie de conséquence aux pertes financières qu'aurait
pu représenter pour la Suisse la suspension générale
du travail dans des secteurs importants de notre •
économie et de notre administration, comme ce fut
le cas dans plusieurs de nos pays voisins, on se rend
mieux compte des avantages qu'il y a dans le cas
présent à faire comme il se doit le",sacrifice néces-
saire'plutôt'que d'attendre en se payant de mots et
de risquer le'pire.



Statut des fonctionnaires — 420 — 28 mars 1949

3. Enfin, son caractère social. C'est effective-
ment, on doit le reconnaître, un grand pas en avant
dans le sens des nouvelles dispositions fédérales pour
la protection de la famille. Non seulement le projet
présente certaines augmentations sur des postes
déjà existants, mais il en crée d'autres qui méritent
une attention toute particulière et sur lesquels nous
aurons, le cas échéant, l'occasion de revenir au mo-
ment de la délibération sur chaque article. Qu'il me
suffise de relever pour l'instant le fait qu'aujourd'hui
le personnel fédéral a perdu beaucoup des avantages
que ce corps de fonctionnaires représentait autre-
fois. Une évolution sociale,constante a diminué dans
une très forte mesure les privilèges qui faisaient
l'apanage de notre administration fédérale. Les can-
tons, les communes et les autres administrations
publiques entrent en concurrence avec la Confédé-
ration et la sécurité de l'emploi y est pour le moins
aussi grande aujourd'hui que dans l'administration
fédérale. Grâce à la conjoncture favorable, de nom-
breuses entreprises privées ont augmenté les salaires
et en ce qui concerne la compensation du renché-
rissement, elles sont allées même au delà de ce que
fait la Confédération. En présence de traitements
fédéraux beaucoup trop bas au début, elles peuvent
offrir, notamment au jeune personnel, des condi-
tions d'engagement qui lui rendent le transfert aisé.
Les jeunes gens qui n'ont pas encore créé de foyer
et qui ne sont par conséquent fixés nulle part, sont
plus facilement accessibles à l'intérêt d'un change-
ment de place. Ces mutations ont heureusement
quelque peu diminué ensuite des améliorations
apportées ces derniers mois au personnel subalterne,
et ce n'est que mieux, car, à un moment donné, le
foyer et la famille ont une incidence directe sur la
stabilité et le caractère rangé que doit avoir le
personnel fédéral, dans les nombreuses fonctions où
l'a sécurité du trafic est en jeu.

De plus, au cours des années, la sécurité de
l'emploi est devenue aussi beaucoup plus grande
dans les entreprises privées. L'essor considérable pris

*par les contrats collectifs auxquels l'Etat peut
donner force obligatoire a contribué dans une large
mesure à donner de la stabilité aux conditions du
travail. Cette évolution a été épaulée par la créa-
tion, dans les entreprises privées, de caisses de
pension et d'autres institutions d'assurance ana-
logues. En liaison avec l'assurance vieillesse et
survivants, ces caisses offrent aux ouvriers et aux
employés de l'économie privée une sécurité pour
l'âge et l'invalidité qui ne différencie pas sensible-
ment de ce qui existe à la Confédération. La force
attractive de la Confédération comme employeur a
fortement diminué; son amélioration est devenue
nécessaire; le Conseil fédéral l'a compris: C'est ainsi
qu'en plus de l'intégration de l'allocation de ren-
chérissement au traitement de 'base, le projet qui
vous est soumis apporte toute une série d'amélio-
rations sur les plans les plus divers :

Suppression de la 26e classe de l'échelle des traite-
.ments qui était devenue pratiquement inapplicable;

diminution de 15 à 12 du nombre des années
prévues pour passer du traitement minimum au
traitement maximum;

augmentation de l'indemnité de résidence dans
les grandes villes qci passe de 5 à 800 francs ; le
nombre des zones étant porté de 5 à 9.

L'allocation pour enfant est aussi relevée de
210 à 240 francs par an, mesure qui, quoique encore
notoirement inférieure à celles qui sont appliquées
dans la plupart des cantons, sera particulièrement
bien accueillie par les pères de famille. Elle sera versée
à chaque enfant de moins de 20 ans (au lieu de 18
comme auparavant) n'ayant pas une occupation
rémunérée.

En vertu de la nouvelle disposition constitution-
nelle qui protège la famille, l'allocation au mariage
est portée de 4 à 500 francs.

De plus, une innovation intéressante, mais trop
timide au gré d'une forte minorité de la commission,
et pratiquée du reste déjà dans la plupart des can-
tons et communes, à un taux supérieur, est l'allo-
cation à la naissance de 100 francs, dont bénéficiera
tout enfant légitime de fonctionnaire.

Ces divers appuis donnés à la famille sont heu-
reux; ils sont encore modestes en regard des charges
qui pèsent sur les familles nombreuses et s'ils ne
vont pas sans grever lourdement le budget de la
Confédération et celui de nos grandes administra-
tions, ils n'en constituent pas moins un véritable
progrès social.

Enfin, il y a lieu de relever l'importance politique
du problème qui vous est posé; tant que la situation
mondiale ne sera pas consolidée, la sécurité de notre
régime démocratique ne sera pas garantie non plus.
Point n'est besoin d'insister sur le rôle qui incom-
berait à un personnel absolument sûr et capable si
notre peuple devait être exposé à de nouvelles
épreuves. Or, la forme donnée aux- conditions de
travail de ce personnel et la consécration légale de
ses droits jouent ici un rôle qui ne saurait être sous-
estime par les autorités.

Il va bien sans dire, et la commission tient à
insister encore tout particulièrement sur ce point —
que l'opinion publique sera toujours plus sensible à
une augmentation du nombre des fonctionnaires
qu'à une augmentation légitime de leur traitement,
et le Conseil fédéral serait bien inspiré, à l'occasion
de la mise en vigueur du projet qui vous est pro-
posé, de poursuivre avec plus d'énergie qu'il ne l'a
fait jusqu'à présent la tâche commencée et de pro-
céder à des réductions massives partout où cela est
nécessaire en reléguant aux cantons et aux com-
munes, et cela conformément à la constitution,
toutes les tâches qui ne sont pas ou qui ne sont plus
de son ressort.

C'est dans cet esprit, que la commission à
l'unanimité moins deux abstentions vous propose
d'entrer en matière.

Präsident: Die Kommission beantragt Eintreten
auf die Vorlage. Eine Minderheit beantragt eben-
falls Eintreten mit Ausnahme des Art. 37bis. Für
die Eintretensdebatte haben sich bis jetzt zehn
Redner eingeschrieben. Wir wollen heute die Serie
nicht mehr beginnen und die Eintretensdebatte auf
morgen verschieben.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici. le débat est interrompu.)
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#ST# Vormittagssitzung vom 29. März 1949.
Séance du 29 mars 1949, matin.

Vorsitz — Présidence : Hr. Escher.

5555. Dienstverhältnis der Bundes-
beamten. Revision des Bundesgesetzes.

Statut des fonctionnaires. Revision de la loi.

Fortsetzung. •— Suite.
Siehe Seite 414 hiervor. — Voir page 414 ci-devant.

A l l g e m e i n e Beratung. — Discussion générale.

Präsident: Die Eintretensdebatte wird fortge-
setzt. Ich möchte die Redner bitten, Anträge, die
sich auf die einzelnen Artikel beziehen, nicht schon
in der Eintretensdebatte zu begründen. Es sind
jetzt elf Redner eingeschrieben; gestern waren es
nur zehn. Wir möchten unbedingt die Eintretens-
debatte am Vormittag erledigen. Ich mache Sic dar-
auf aufmerksam, dass wir das Programm sonst
nicht einhalten können. Wir kommen sonst wieder
in eine Zeitnot hinein. Ich möchte die Session nicht
bis auf den Samstag ausdehnen.

Gysler: Es ist Ihnen bekannt, dass die Spitzen-
organisationen des Gewerbes, der Landwirtschaft
und der Industrie sich gegen die Vorlage des Bun-
desrates über die Neuordnung der Besoldungen aus-
gesprochen haben. Ich möchte Ihnen kurz die
hauptsächlichsten Gründe, die zu dieser Stellung-
nahme geführt haben, darlegen und einige Hinweise
dafür geben, wie, die Vorlage- etwa ausgestattet
werden soll, damit sie einige Chancen hat, in der
Abstimmung durchzukommen. Ich glaube, es ist
unsere Pflicht, vor allem im Interesse des Personals
eine Vorlage vorzubereiten, die die Prüfung durch
das Volk nachher besteht. Es besteht das grösste
Verständnis dafür, dass das gegenwärtige Voll-
machtenregime auch auf dem Gebiet der Beamten-
gehälter in normales Recht übergeführt werden soll.
Wir wollen selbst eine derartige Legalisierung der
Verhältnisse. Der Bund befindet sich nach vielen
Jahren Vollmachtenrecht in einer Zwangslage, die
ihn dazu zwingt, zahlreiche Gesetze neu zu erlassen.
Das bedeutet jedoch nicht, dass die Vorlage an-
genommen werden kann, wenn sie lediglich auf dem
heutigen Zustand aufgebaut ist, ohne Berücksich-
tigung der voraussehbaren zukünftigen Verhält-
nisse. Das heisst für den vorliegenden Fall, dass ein
Gesetz erlassen werden muss, das für normale
Verhältnisse Geltung hat und nicht den Stempel
der Hochkonjunkturjahre trägt. Die Vorlage über
die Besoldungen der Bundesbeamten trägt jedoch
diesen Stempel. Das geht schon daraus hervor, dass
der Bundesrat schreibt: ,,. . .auch die seit 1946 ein-
geführten Korrekturen der Mindestlöhne der un-
tersten und mittlere^ Besoldungsklassen nach den
bisherigen Erfahrungen immer noch keinen genü-
genden Anreiz bieten sollen, den notwendigen
guten Personalnachwuchs für unsere nationalen

Verkehrsbetriebe xmd den 'Zolldienst sicherzu-
stellen."

Ich glaube, es war zweifellos so, aber nicht nur
für die Bundesbetriebe, sondern in genau gleichem
Umfang oder noch in stärkerem Masse für die
übrige Wirtschaft. Ich verweise auf den Personal-
mangel in der Landwirtschaft, im Gewerbe und in
der Industrie. Ich möchte aber heute den Herrn
Bundespräsidenten einmal einladen, feststellen zu
lassen, wie sich bei der PTT und SBB nur schon
jetzt die Verhältnisse bei Stellenausschreibungen
gegenüber den letzten Jahren geändert haben. Er
wird dann sehen, dass eine Normalisierung bereits
eingesetzt hat und wir voraussehen können, dass
in ganz' kurzer Zeit eben der Bundesdienst wieder
eine für junge Leute begehrenswerte Karriere
bedeutet-

r

Es scheint mir notwendig zu sein, dies der
etwas gar zu pessimistisch gefärbten Äusserung der
bundesrätlichen Botschaft gegenüber festzustellen.
Ich möchte wiederholen, dass die Tatsache, dass
auch in diesem Gebiet das normale Recht rasch
wieder hergestellt werden muss, in keiner Weise
dazu führen darf, dass man sich über die' tatsäch-
lichen Verhältnisse einfach hinwegtäuscht. Der
-Bundesrat, und mit ihm die Mehrheit der Kom-
mission, schlägt nun vor, es seien die Gehälter zu
stabilisieren, das heisst es seien die Teuerungs-
zulagen in die Grundgehälter einzurechnen. Ich bin
mir klar darüber, dass ein wesentlicher Teil der
Teuerung überhaupt nicht mehr verschwinden
wird. Ebenso bin ich aber der bestimmten Über-
zeugung, dass die Lebenshaltungkosten wieder
etwas zurückgehen werden und dass die Stabili-
sierung der Teuerung sich nicht auf dem heutigen
Niveau von 62% vollziehen wird. Es ist immer
etwas verwegen, die Zukunft voraussagen zu
wollen. Ich bin deshalb sehr froh, dass ich mich in
dieser Sache auf einen sicher nicht verdächtigen
Zeugen berufen kann. Nach der ,,National-Zeitung"
hat Herr Kollege Nationalrat Prof. Dr. Max Weber
an der Delegiertenversammlung der Genossen-
schaftlichen Zentralbank folgendes ausgeführt:
„Vor einem Jahr konnten wir feststellen, dass sich
die ersten Anzeichen einer Konjunkturwende der
Weltwirtschaft bemerkbar machen, indem die
Preise für Getreide und verwandte Warengruppen
auf "den amerikanischen Märkten ins Wanken ge-
rieten. Diese Entwicklung hat sich seither ver-
schärft und auf zahlreiche andere Welthandels-
waren ausgedehnt, wenn sie auch durch politische
Einflüsse, vor allem die massiven Warenaufkäufe
für die Marshall-Hilf e und die Anlegung von
Kriegsvorräten, gehemmt und zeitweise durch eine
kurze Hausse unterbrochen wurde. Heute kann
aber kein Zweifel mehr darüber bestehen, dass die
Inflationsperiode, die der zweite Weltkrieg verur-
sacht hat, im Abbau begriffen ist. Der Preisrück-
gang für einige besonders stark reagierende Waren
hat in USA seit anfangs 1948 folgende Ausmasse
angenommen: Weizen 47%, Mais 49%, Hafer 43%,
Kakao 56%, Zucker 11%, Schmalz 53%. Damit ist
die gewaltige Preissteigerung seit 1939 zwar erst
zum Teil korrigiert, und es ist damit zu rechnen,
dass weitere Preiseinbrüche folgen, wenn nicht eine
Fehlernte oder eine Beschränkung der Produktion
das Angebot vermindert oder die Nachfrage durch
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verschärfte politische Spannungen neuerdings künst-
lich vergrössert wird." Die Herren werden mir be-
stätigen, dass ich in der Kommission lange nicht so
deutlich auf diese preispolitische Entwicklung hin-
gewiesen habe, wie das hier Prof. Dr. Weber in
Basel getan hat. Die Preissenkung auf den Welt-
märkten im Jahre 1948 hatte bereits zur Folge, dass
der Bund sich bei einer Reihe von Preisverbilli-
gungsaktionen namhaft entlasten konnte. Es ist
deshalb zu erwarten, dass die weiteren Preis-
senkungen auf dem Weltmarkt nun vorab ja den
Konsumenten zugute kommen, mit Ausnahme der
Mietzinse, wo sich eine Aufwärtsbewegung zeigen
wird, und es kann damit gerechnet werden, dass in
absehbarer Zeit sozusagen sämtliche Lebensmittel
und übrigen Preise des Lebensbedarfs zurückgehen
werden. Ich glaube, dass wir sehr bald nicht mehr
von Stabilisierungsabkommen sprechen müssen,
sondern eher andernorts Klagen über die durch
Preisrückgänge verursachten Verluste und Schwie-
rigkeiten zu hören bekommen.

Ausgerechnet im Moment, wo die Senkung der
Lebenshaltungskosten in die Nähe rückt, will man
jetzt die Teuerungszulagen an das Bundespersonal,
die zum Teil über die 100% Ausgleich hinausgehen,
für die nächsten Jahrzehnte gesetzlich vollständig
in die Grundlöhne einbauen. Die Folge davon würde
sein, dass dann, wenn die Lebenshaltungskosten
zurückgehen, der Kampf um eine Gesetzesrevision
entbrennen müsste ; denn es kann doch wohl nicht
die Meinung, haben, dass die Bundesbeamten, im
Gegensatz zu allen übrigen Bevölkerungsschichten,
nun ihre Löhne einfach gesetzlich garantiert er-
halten, ohne irgendwelche Rücksicht auf die mög-
licherweise namhaft sinkenden Lebenskosten. Es
scheint mir notwendig zu sein, dass man sich diese
Fragen ganz klar überlegt. Ich möchte nur darauf
hinweisen, dass das Finanzdepartement selbst der
Meinung war, dass die Gefahr einer Erstarrung der
Beamtengehälter bei sinkenden Lebenshaltungs-
kosten besteht, hatte es doch ursprünglich einen
Art. 74 in den Gesetzesentwurf aufgenommen, der
wie folgt lautete: „Mit Genehmigung der Bundes-
versammlung kann der Bundesrat die in Art. 37
und 38 dieses Gesetzes bestimmten Besoldungen
herabsetzen, wenn die Lebenshaltungskosten, ge-
messen an ihrem Stande im 4. Quartal 1948, um
mehr als 7% zurückgehen." Dieser Artikel, ' der
nichts anderes als die Möglichkeit schaffen wollte,
bei stark sinkenden Lebenshaltungskosten auch die
eingebauten Teuerungszulagen wieder zu redu-
zieren, scheint mir das Mindeste zu sein, was als
Sicherung gegen eine Überbelastung des Bundes
und der Bundesbetriebe verankert werden muss.
Der Föderativverband hat diesen Artikel aufs
äusserste bekämpft, weshalb er dann vom Bundesrat
aus .seinem eigenen Entwurf gestrichen worden ist.
Dies deutet darauf hin, dass es eben der Führung
des Personals offenbar nicht so sehr darum geht,
das Notrecht in die normale Gesetzgebung einzu-
bauen, sondern dass man damit die Besoldungs-
erhöhung so fixieren will, dass sie nachher ohne
Gesetzesänderung und ohne Referendumskampf
überhaupt nicht mehr den Verhältnissen angepasst
werden könnte.

Dies zeigt die Tragweite des vorliegenden Ge-
setzentwurfes. Wer die Verantwortung für die

künftige Entwicklung übernehmen will, der muss
hier auf eine elastischere Regelung drängen, ent-
weder so, dass im Gesetz wieder ein Artikel über-
nommen wird, der die Anpassung der Gehälter an
die gesenkten Lebenshaltungskosten ermöglicht,
oder dass, wie es zum Beispiel im Kanton Zürich
gemacht worden ist und wie es in der Kommission
beantragt wurde, ein gewisser Teil der Teuerungs-
zulagen als solche belassen wird. Je nach den Ver-
hältnissen kann dieser variable Teil der Besoldung
angepasst werden.

Ich möchte eines unterstreichen: ich möchte
nicht missverstanden sein. Ich glaube, es liegt im
Interesse des Personals, wenn einer derartigen
Lösung zugestimmt wird. Wir anerkennen auch in
den übrigen Wirtschaftsgruppen voll und ganz die
Leistungen des Bundespersonals, wir denken nicht
daran, wir haben das in der Kommission aus-
drücklich gesagt, das Bundespersonal in seinem
gegenwärtigen Besitzstand irgendwie schmälern zu
wollen. Solange nicht die Lebenshaltungskosten
eine wirkliche Senkung erfahren, sollen die Besol-
dungen auch meiner Meinung nach nicht- reduziert
werden. Dass der heutige Reallohn in keiner Weise
in Diskussion gezogen werden soll, zeigt ja unsere
loyale Einstellung; denn wer garantiert die Ein-
kommen im Gewerbe, Industrie oder in der Land-
wirtschaft bis zum Jahre 1952? Diese Haltung
sticht jedenfalls wesentlich von der Haltung des
Personals dem Gewerbe gegenüber ab. Dagegen ist
es natürlich eine andere Frage, dass bei der gegen-
wärtigen Vorlage in Aussicht genommen ist, "die
Bezüge des Bundespersonals wesentlich zu erhöhen.
Ich möchte mich nicht dagegen wenden, dass die-
jenigen Beamtenkategorien, die auch heute noch
nicht den Reallohn des Jahres 1939 erreicht haben,
den Teuerungsausgleich erhalten. Alle Vergleiche
mit. der Lohngestaltung in der Privatwirtschaft
vermögen meine Auffassung nur zu bestärken. Für
eine generelle Besserstellung der Bezüge des Bun-
despersonals im Ausmass von total 44 Millionen
Franken .besteht keine Begründung.

Ich brauche nicht auf die Unmöglichkeit für
den Bund hinzuweisen, diese Ausgaben irgendwie
aus den laufenden Einnahmen zu decken. Anstatt
einer Reduktion der Bundesausgaben würde somit
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bundesfinanz-
reform eine neue, gewaltige Steigerung eintreten.
Wie würden diese Mehrkosten gedeckt ? Es ist
nicht zu bestreiten, dass jede Million, die für Bundes-
bahnen, PTT oder Zentralverwaltung beschlossen
wird, eben einer Deckung ruft.

Im Zusammenhang mit einer Diskussion über"
die Festlegung der Vergütungen für den Nacht-
dienst berichtet die Generaldirektion der Bundes-
bahnen dem Verwaltungsrat folgendes: „Nun steht
aber fest, dass auch die Revision des Beamten-
gesetzes und der Ausführungserlasse viele Millionen
Franken Mehrkosten verursachen wird. Wie die
Schweizerischen Bundesbahnen diese Mehrkosten
decken können, ist heute ein Rätsel."

Die Besoldungen, die der Bund heute auszahlt,
dürfen nicht als ungenügend bezeichnet werden,
um so weniger, als neben den eigentlichen Besol-
dungen, wie sie die Botschaft aufführt, auch noch
bedeutende Nebenleistungen vom Bund, als sozialem
Arbeitgeber ausgezahlt werden. Nach,'dem Budget
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der Eidgenossenschaft für 1949 verursachen diese
allein eine Belastung von 148 Millionen Franken
oder rund 20% der gesamten Gehaltssumme.
Durch die beabsichtigte Erhöhung dieser Neben-
leistungen würde die Diskrepanz gegenüber den
Verhältnissen in der Privatwirtschaft, vor allem bei
rückläufiger Konjunktur, noch grösser. Es muss aber
ein vernünftiges Verhältnis zwischen den Bezügen
der öffentlichen Angestellten und Arbeiter und
denjenigen der Privatwirtschaft bestehen. Dieses
Verhältnis würde durch eine weitere Erhöhung der
Besoldungen der Bundesbeamten gestört, müsste
unheilvolle Rückwirkungen auf die Entwicklung

' der schweizerischen Wirtschaft gerade im Hinblick
auf deren Konkurrenzfähigkeit nach sich ziehen.

Ich möchte auf eine andere Angelegenheit kurz
hinweisen, die ich nicht verstehe. Nach der Vorlage
sollen die Ledigen die gleichen Saläre erreichen wie
die Verheirateten. Man will also auf den Leistungs-
lohn zurückgehen. Darüber lässt sich diskutieren.
Diese Erhöhungen der Besoldungen für die Ledigen
kosten den Bund 3 Millionen Franken. Zusätzlich
wird aber wieder gerade das Gegenteil gemacht,
das heisst man verlässt den Gedanken des Leistungs-
lohnes, um mit einer Mehrausgabe von 4 Millionen
Franken den Gedanken des Familienlohnes durch
Kinderzulagen neu Rechnung zu tragen. Das be-
deutet zusammen eine Mehrausgabe von 7 Millionen
Franken pro Jahr.

Die Vorlage spricht sich über die Folgen dieser
Neuordnung für die eidgenössische Pensionskasse
nicht aus. Es wird lediglich gesagt, dass in Zukunft
der Bundesrat kompetent sei, den versicherten
Verdienst festzulegen. Dann haben wir dazu über-
haupt nichts mehr zu sagen. Es fehlte nur noch,
dass irgendwo eine Bestimmung aufgenommen
würde, dass auch die Besoldungen durch den
Bundesrat festgelegt werden. Ich glaube, wir sollten
zum mindesten einige Anhaltspunkte dafür haben,
was der Bundesrat, gestützt auf diesen Artikel,
dann zu tun gedenkt und wie gross die finanziellen
Belastungen für den Bund sein werden.

Ich möchte meine Auffassung also wie folgt
zusammenfassen: Der volle Einbau der Teuerungs-
zulagen in die Grundbesoldungen ist im jetzigen
Zeitpunkt nach meiner Meinung nicht zu verant-
worten. Entweder ist eine Sicherungsklausel in das
Gesetz aufzunehmen, oder ein Teil der Teuerungs-
zulagen ist als solche zu bezeichnen und weiterhin
für eine bestimmte Zeit auszubezahlen. Die gegen-
wärtigen Besoldungen, inklusive Nebenleistungen
des Bundespersonals, sollen im Rahmen der Teue-
rung nicht in Frage gestellt werden. Anderseits
kann ich aber einer Erhöhung der Bezüge nur so weit
zustimmen, als dies zur Erreichung des Teuerungs-
ausgleiches notwendig ist. Die übrigen Mehraus-
gaben sind jedenfalls für den Grossteil der Wirt-
schaft überhaupt nicht tragbar.

Ich stimme mit all diesen Vorbehalten für Ein-
treten. In der Schlussabstimmung werde ich dann
so stimmen, wie ich das Resultat der Beratungen
einschätze.

Bratschi: Ich stelle mit einer gewissen Genug-
tuung fest, dass die Höhe der Bezüge, wie sie vom
Bundesrat vorgeschlagen werden, von keiner Seite
bestritten sind. Auch .Herr Gysler hat in seinem

Votum erklärt, dass er diese Ansätze nicht be-
streite, ihnen im Gegenteil ausdrücklich zustimme.
Ich brauche mich daher über diesen Punkt wohl
kaum eingehender auszusprechen.

Dagegen halte ich es für nötig, dass über einige
grundsätzliche Fragen der Lohnpolitik gesprochen
wird, um so mehr, als bereits das Referendum an-
gekündigt ist. Auch der Vorredner' hat so ge-
sprochen, als ob es selbstverständlich sei, dass eine
Volksabstimmung stattfinde. Für diesen Fall ist es
sicher wünschbar, dass die grundsätzlichen An-
schauungen des Personals in bezug auf die Lohn-
politik bekannt seien.

Es ist auch von keiner Seite bestritten worden,
dass die Revision des Gesetzes dringlich ist. Die
Herren Referenten haben darauf hingewiesen, dass
die Arbeitsbedingungen, besonders die Rechte des
Bundespersonals, seit dreissig Jahren in der Schwebe
sind. Die Pflichten dagegen sind im Gesetz fest-
gelegt, sind im Laufe der letzten Jahre immer ge-
stiegen, was die Leistungen des Personals eindeutig
zeigen.

In bezug auf den Umfang der Revision hat sich
der Föderativverband auf den besoldungsrechtlichen
Teil des Gesetzes beschränkt. Ich sage das mit
besonderem Hinblick auf die Anträge, die vor-
liegen und die über diese Teilrevision hinausgehen.
Wenn wir uns diese Beschränkung auferlegt haben,
so geschah das deshalb, weil uns daran liegt, die
Revision möglichst rasch durchzuführen; denn die
Anpassung bei den Besoldungen, ist dringend.
Über andere Fragen kann in einem späteren Zeit-
punkt gesprochen werden. Auch die Leitung des
Föderativverbandes und dessen Mitglieder sind der
Ansicht, dass über andere Teile des .Gesetzes-in
einem späteren Zeitpunkt zu sprechen sein wird.
Diese Fragen sind aber nicht so dringend.

Im Vordergrund steht die Anpassung der Be-
soldungen an die Teuerung. Ich möchte sofort
unterstreichen, dass das nicht der einzige Revisions-
punkt sein kann, sondern ich pflichte den Herren
Referenten bei, wenn sie sagen, dass ein Gesetz,
das seit zwanzig Jahren in Kraft ist, eine ganze
Reihe von Mängeln aufweist, mit den jetzigen Auf-
fassungen sowohl bezüglich Besoldungen wie auch
sonst in sozialpolitischer Hinsicht nicht mehr in
allen Teilen übereinstimmt. Es wäre auch revisions-
bedürftig, wenn kein Krieg und keine Teuerung
gekommen wären. Ich bin sogar überzeugt, dass
die Revision ohne diese Ereignisse früher fällig
gewesen wäre. Es ist bis-jetzt kein Besoldungs-
gesetz, solange der neue Bundesstaat besteht, viel
älter als zehn Jahre geworden. Nach zehn bis zwölf
Jahren sind Gesetze dieser Art immer geändert
und angepasst worden. Das heutige Gesetz besteht
jetzt formell seit mehr als zwanzig Jahren, wobei
allerdings, wie ich andeutete, die Rechte des
Personals durch Dringlichkeitsbeschlüsse, durch
Notrechtsbeschlüsse und schliesslich durch Voll-
machtenbeschlüsse geändert worden sind.

Was ich in bezug auf das Gesetz selbst sage,
gilt auch in bezug auf die Ämterklassifikation.
Auch in dieser Beziehung hat sich natürlich manches
geändert. Der ganze technische Apparat ist ver-
vollkommnet worden, und es ist eine durchgreifende
Rationalisierung in den grossen Bundesbetrieben
durchgeführt worden. Die Bundesbahnen haben
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damit angefangen, die PTT und andere Betriebe
sind gefolgt. Die technischen und administrativen
Voraussetzungen sind wesentlich anders als im
Jahre 1928, als das Gesetz in Kraft trat. Auch
hier sind Anpassungen in jüngster Zeit nur in
einzelnen Verwaltungen und nur teilweise durch-
geführt worden, währenddem andere Verwaltungen
überhaupt nicht angepasst haben. Das trifft zum
Beispiel zu für die Bundesbahnen, die immer auf
die kommende Revision des Gesetzes verwiesen.
Hier ist also eine Überprüfung notwendig. Dazu ist
aber der Bundesrat zuständig.

Wie Sie wissen, ist nach harter Arbeit eine Ver-
ständigung zustande gekommen. Die Verhand-
lungen haben in der Behörde stattgefunden, die für
diesen Zweck seinerzeit geschaffen worden ist: In
der paritätischen Kommission, die aus zehn vom
Bundesrat und aus zehn vom Personal gewählten
Vertretern besteht. Vorsitzender dieser Kommission
ist gegenwärtig Bundesrichter Dr.- Stauffer. Die
Verständigung wurde einstimmig beschlossen. Die
Kommission hat nach harter Arbeit einen ein-
stimmigen Beschluss gefasst und diesen dem Finanz-
departement bekanntgegeben. Ich möchte sofort
sagen, dass der Föd.erativverband in dieser Ver-
ständigung auf wichtige Postulate hat verzichten
müssen. Ich erkläre weiter, dass wir uns an diese
Verständigung halten. Wir werden weitergehende
Begehren hier im Ratssaal weder selber stellen, noch
unterstützen. Es ist für uns ganz klar, dass, wenn
man einer Verständigung zustimmt, und wenn
beide Parteien gewisse Konzessionen machen müssen
— auch wenn man selber die grösseren hat zuge-
stehen müssen, wie das in diesem Falle zutrifft —,
man sich nachher an diese Verständigung halten
muss; das werden wir tun.

Man hört in der Öffentlichkeit den Einwand —
und er ist auch in der Kommission gemacht wor-
den — : ,,Ja, das ist schliesslich eine billige Ver-
ständigung, sie geht auf Kosten von Dritten."
Ich möchte fragen, ob es sich nicht genau gleich
verhält, wenn in irgendeinem anderen Zweige der
Wirtschaft eine Verständigung zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber zustande kommt, sei es in
der Industrie, im Gewerbe, bei den Banken, im
Handel, ganz gleichgültig wo. Wenn sich Arbeit-
geber und Arbeitnehmer irgendwo auf annehmbare
Löhne für die Arbeitnehmer und entsprechende
Gewinne für die Arbeitgeber verständigt haben, so
kommt das irgendwo zum Ausdruck, nämlich im
Preis. Dieser Preis muss von irgend jemandem, von
einem Dritten, bezahlt werden. Oft ist dieser Dritte
der Bund. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn er
Rollmaterial für die Bundesbahnen einkauft. Ich
mache Sie darauf aufmerksam, dass die Industrie
den Bundesbahnen die Preise für Rollmaterial von
einem Jahr auf das andere um 25% erhöht hat
und dass diese Rollmaterialpreise heute wohl un-
gefähr 100% höher sind als im Jahre 1939. Ich
mache Sie ferner auf die grossen Lieferungen an die
Post- und Telephonverwaltung und die Armee auf-
merksam. Dort kommen diese Preise ebenfalls zum
Ausdruck, die sich irgendwo aus einer Verständigung
in den betreffenden Zweigen der Wirtschaft er-
geben. Irgend j jemand ist also immer der Dritte,
der eventuelle Konsequenzen aus einer Verständi-
gung zu tragen hat.

Die Bundesbahnen haben zum Beispiel beim
Personal einen Aufwand zu tragen, der etwa 60%
höher ist als 1939; diese Erhöhung ist durch Per-
sonalvermehrung und Anpassung bei den Löhnen
notwendig geworden. Beim Material verzeichnen
wir eine Erhöhung der Kosten von weit über 100%.
Auf der ändern Seite ist dieser Verwaltung eine
Taxerhöhung von 15% zugestanden worden. Diese
Rechnung wird nicht aufgehen ; das ist nicht schwer
vorauszusehen. Das war möglich in der Zeit der
höchsten Konjunktur, beim stärksten Verkehr,
nicht aber auf die Dauer. s

Ich möchte im weitern einige Bemerkungen
grundsätzlicher Natur zur Lohnpolitik machen.
Der Föderativverband steht grundsätzlich auf dem
Boden des Leistungslohnes. Dieser Standpunkt
kommt in den Anträgen des Föderativverbandes
zum Ausdruck. Eine Tendenz zu einer allgemeinen
Nivellierung liegt uns vollständig fern. Gegen-
teilige Behauptungen werden durch unsere Anträge
widerlegt. Wenn wir für die untersten Klassen ein
Maximum von 7000 Franken, für die erste Klasse
ein solches von 24 000 Franken beantragen, so ist
es sicher merkwürdig, wenn von Nivellierung ge-
sprochen wird. Abgesehen davon bestehen zwei
Überklassen, die bis auf 36 000 Franken gehen
können. Die Diskussion in unserer Kommission
hat übrigens ergeben, dass zum Beispiel Herr
Kollege Dr. Häberlin und der Sprechende in dieser
Frage der angeblichen Nivellierung durchaus über-
einstimmende Meinungen und Auffassungen ver-
treten haben. .Wir wünschen für das gesamte Per"
sonai des Bundes eine der Leistung angemessene
Besoldung. Die Besoldung soll so bemessen sein,
dass die Existenz des Personals gesichert wird. Wir
wünschen auch genügende Minimalansätze. Das ist
einer der schwächsten Punkte des gegenwärtigen
Gesetzes. Das Personal des Bundes befindet sich
nicht in der Lage, rechtzeitig ohne Schulden einen
eigenen Hausstand zu gründen. Dieser Zustand
muss mit dem neuen Gesetz beseitigt werden. Wir
müssen dem Bunde anderseits die Möglichkeit
geben, ein tüchtiges Personal zu rekrutieren.

Herr Dr. Gysler hat gesagt, die Schwierigkeiten
der Rekrutierung des Personals seien wieder vorbei.
Das ist bis jetzt noch nicht der Fall. Noch dieses
Frühjahr hatten die Verwaltungen die allergrösste
Mühe, ihr Personal zu rekrutieren. Sie haben es
noch nicht befriedigend rekrutieren können, ins-
besondere nicht den Nachwuchs für die mittleren
Kategorien der Beamten. Die Bundesbahnen haben
Stellen mehrmals ausschreiben müssen, und sie
haben dieses Frühjahr nicht genügend geeignete
Kandidaten gefunden. Weniger tüchtiges Personal
heisst aber gewöhnlich: Mehr Personal, als sonst
notwendig wäre, heisst teurere und schlechtere Ver-
waltung. Das möchten wir vermeiden.

Wir stehen also grundsätzlich auf dem Boden
des Leistungslohnes. Wir stimmen aber ergänzenden
Massnahmen auf dem Gebiete des Soziallohnes und
des Familienlohnes zu. Wir haben selbst ent-
sprechende Anträge gestellt. Nach unserer Meinung
bewegt sich aber der Entwurf in bezug auf diese
ergänzenden Massnahmen so ziemlich an der oberen
Grenze, und zwar deshalb, weil wir die Beobachtung
machen, dass mit diesem System Nachteile ver-
bunden sind, wenn man zu weit geht, weil dann die
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Leistung und der Lohn in ein offenes Missverhältnis
geraten können.

Ich möchte weiter darauf hinweisen, dass der
Föderativverband die sogenannte gleitende Lohn-
skala ablehnt. Wir haben dieses System vor fünf-
undzwanzig Jahren bekämpft, und wir haben
unseren Standpunkt nicht geändert; wir werden
dieses System weiter bekämpfen. Das tun wir

. hauptsächlich mit der Begründung, dass der Index
wohl einen Lohnbildungsfaktor darstellt, aber nicht
den einzigen. Wir sind nicht bereit, die Besoldungen
einfach an den Teuerungsindex zu binden. Es gibt
andere, sehr wichtige Lohnbildungsfaktoren. Ich
denke'vor allem an die Steigerung der Produktivität
der Arbeit, die besonders beim Bund, aber auch in
der ganzen Wirtschaft zum Ausdruck kommt. Die
Folge dieser Produktivität muss sein, dass das
Realeinkommen der Arbeitenden steigt, sonst hätte
diese Steigerung gar keinen moralischen Sinn.

Es wird gesagt, der Zeitpunkt der Revision sei
ungünstig. Ich muss gestehen, dass ich in meiner
Tätigkeit als Gewerkschafter noch nie einen Zeit-
punkt gefunden habe, bei dem die Gegner gesagt
hätten, er sei besonders günstig. In der Hoch-
konjunktur sagte man: In der Hochkonjunktur
kann man die Sache nicht machen, in der Krise
geht es erst recht nicht. Einen günstigen Zeitpunkt
haben wir noch nie gefunden. Herr Dr. Gysler
wünscht normale, stabile Verhältnisse. Was ist
normal? Fragen wir uns einmal, was in den letzten
dreissig Jahren normal oder stabil war. Ich stelle
fest, dass es in den letzten dreissig'Jahren vielleicht
noch nie so stabile Verhältnisse in bezug auf die
Preise gegeben hat wie die Zeit seit dem Oktober/
November 1947. Während dieser anderthalb Jahre
ist der Index, mit einer ganz kleinen Abweichung,
fest auf 163 gestanden. So stabile Preise hatten wir
in unserem Lande in den letzten dreissig Jahren nie.

Nun sagen die Propheten, es werde bald ändern-
Was sagten uns die Propheten im Jahre 1946 ?
Damals stand der Index auf 150, es wurde prophe-
zeit, er werde innert kurzer Zeit auf etwa 140
stehen. In Wirklichkeit ist er auf 163 gestiegen,
und hätten wir die Stabilisierungsaktion nicht
durchgeführt, so würde er vielleicht schon auf 170
oder 180 stehen. Heute wird wieder prophezeit, der
Index werde zurückgehen. Es scheint mir, die An-
haltspunkte seien äusserst fragwürdig. Man hat
sich 1946 auf den Weltmarkt berufen; es ging
anders, als erwartet worden ist. Wenn die Preise
auf dem Weltmarkte sinken würden, so müssen sie
sehr stark sinken, damit der Bund seine Zuschüsse
abbauen kann, und zuerst will er die Zuschüsse ab-
bauen, bevor er Preisrückgänge dem schweizerischen
Markt zugänglich machen will. Vorderhand sind
keine Preisrückgänge auf dem Weltmarkt in dem
Ausmass zu erwarten, dass sie sich über die Auf-
hebung der Leistungen des Bundes für die Ver-
billigungsaktionen hinaus auf das schweizerische
Preisniveau . auswirken könnten. Aber auf der
ändern Seite haben wir sicher Preiserhöhungen zu
erwarten. Sie sind bereits erwähnt worden: bei den
Mietpreisen. Wenn wir keinen Mieterschutz hätten,
so wissen wir, dass die Mietpreise viel höher wären,
als sie jetzt sind. Aber gerade Herr Gysler gehört
zu denen, die eine möglichst baldige Aufhebung des
Mieterschutzes wünschen, und die Folge davon ist
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sicher eine sehr starke Erhöhung der Mietpreise.
Die Neuwohnungspreise sind heute schon so hoch,,
dass unteres und mittleres Bundespersonal sie gar
nicht bezahlen kann; auch höhere Bundesbeamte
meiden diese Neuwohnungen, weil die Preise viel
zu hoch sind. Die Preise der Altwohnungen werden
steigen, das erwartet man, und das hofft mein Herr
Vorredner, und viele mit ihm.

In der Kommission hat sich Herr Dr. Gysler auf
die eidgenössische Preiskontrolle berufen, als er von
Preisrückgängen sprach. Er hat inzwischen einen
anderen Gewährsmann gewählt, Herrn Dr. Max
Weber. Er war vorsichtig, wenn er die Preis-
kontrolle nicht mehr als Zeugen anrief; ich habe
mich nämlich jetzt auch erkundigt bei der Preis-
kontrolle und habe ganz andere Auskunft erhalten,
als uns in der Kommission erzählt worden ist. Die
Preiskontrolle ist ini höchsten Grade vorsichtig,
und wenn vom Index von 150 gesprochen wird,
der in der Kommission der Preiskontrolle auf die
Zunge gelegt worden ist, so will die Preiskontrolle
davon absolut nichts wissen, dass solche Informa-
tionen von ihr stammen. Natürlich, was nach Jahr
und Tag sein wird, das weiss die Preiskontrolle so
wenig wie wir, aber soweit ich informiert bin und
von der Preiskontrolle schriftlich Auskunft erhalten
habe, ist sie im höchsten Grade vorsichtig und be-
streitet, sich jemals schriftlich gegenüber irgend
jemandem anders geäussert zu haben.

'Herr Dr. Max Weber hat aber nicht nur das
gesagt, was Herr Dr. Gysler jetzt von ihm zitierte.
Er wehrte sich vor allem gegen eine Schrumpfung
des Realeinkommens und wehrte' sich gegen einen
Lohndruck, weil das alles andere wäre als Kampf
gegen einen eventuellen Kriseneinbruch. Das hätte
Herr Dr. Gysler auch beifügen müssen, wenn er das
Votum von Herrn Dr. Weber hat zitieren wollen.

Wenn, wie das in der bekannten Eingabe
einiger Wirtschaftsverbände geschieht, behauptet
wird, dass die Revision des Gesetzes gegen das
Stabilisierungsabkommen verstosse, so berufe ich
mich auf den Stabilisierungsausschuss, in diesem
Fall also auf die Behörde, die über das Abkommen
zu wachen hat. In dieser Behörde haben die gleichen
Wirtschaftsverbände, die diese Eingabe eingereicht
haben, Sitz und Stimme. Der Stabilisierungsaus-
schuss hat aber einstimmig beschlossen, nach ein-
gehender Diskussion in Subkommissionen und im
Plenum, dass langfristige Abkommen über Löhne,
seien es Verträge oder Gesetze, nicht unter das
Stabilisierungsabkommen fallen, sonst hätten wir
den Zustand, dass der Druck des Stabilisierungs-
abkommens auf die Löhne Jahr und Tag bleiben
würde, während die Preise frei wären vom Zeit-
punkt an, wo das Stabilisierungsabkommen aufge-
hoben ist. So kann es nicht gemeint sein. Es ist auch
nicht so gemeint, und der Stabilisierungsausschuss
hat entsprechend Beschluss gefasst.

Eine Bemerkung in bezug auf die Lohnver-
gleiche. Es ist dem Bundesrat vorgeworfen worden,
dass er zu wenig Lohnvergleiche durchführe. Ich
möchte darauf aufmerksam machen, dass es sehr
schwierig ist, für Kategorien, wie sie beim Bundes-
persoiial vorhanden sind, Lohnvergleiche mit der.
Privatwirtschaft durchzuführen. Mit wem soll man
den Lokomotivführer vergleichen, den Konduk-
teur, den Briefträger, den Instruktionsoffizier ?
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Es fehlen die Vergleichsmöglichkeiten. Kantone
und Gemeinden weisen aber ähnliche Verhältnisse
auf. Hier hat der Bundesrat auch Vergleiche an-
gestellt. Wir haben aber festgestellt, dass insbe-
sondere in mittleren und unteren Lohnklassen von
grösseren Kantonen und Gemeinden überall höhere
Löhne bezahlt werden, als der Bund jetzt zahlt und
als er sie auch in Zukunft nach Massgabe der Vor-
lage zahlen würde. Diese Vergleiche liegen vor, die
Kommission hat sie überprüfen können.

Wenn auf die hohen Einkommen und die Ge-
samtsumme aufmerksam gemacht wird, wenn ge-
sagt wird, 760 Millionen seien eine gewaltige Zahl,
so stimmt das, aber es ist nicht zu übersehen, dass
sie sich auf 93 000 Personen verteilt, dass darin
nicht nur der eigentliche Lohn, sondern auch alle
Teuerungszulagen und sonstige gesetzliche Zu-
lagen verschiedener Art enthalten sind. Wenn Sie
einmal ausrechnen, ergibt sich mit Inbegriff all
dieser Nebenleistungen eine durchschnittliche jähr-
liche Ausgabe des Bundes von etwa 8000 Franken.
Darin sind die hohen und höchsten Beamten der
Bundesverwaltung eingerechnet.

Zum Schluss eine Bemerkung in bezug auf die
Kosten. Der Bundesrat geht einen mittleren Weg,
der tragbar ist für den Bund und annehmbar für das
Personal. Wenn ich sage, er sei tragbar, so denke
ich eben an die Kosten. Sie betragen im ersten Jahre
17 Millionen Franken. Das sind 2,2% der jetzigen
Personalausgaben. Die Kosten steigen auf 44 Millio-
nen Franken nach zwölf Jahren, vorausgesetzt, dass

' & '

der Personalbestand gleich bliebe. Das wären dann
5,8% der heutigen Personalausgaben. Der Ver-
gleich dieser Ausgabe mit den Gesamtausgaben ge-
mäss Bundesfinanzreform ergibt folgendes Bild:
Die Bundeszentralverwaltung wird im ersten Jahr
mit 3,5 Millionen Franken belastet, das sind 0,3%
des Ausgabenplafonds, der für die Bundesfinanz-
reform vorgesehen ist, und mit 8,8 Millionen
Franken nach zwölf Jahren, das sind 0,7% des
Ausgabenplafonds, immer vorausgesetzt, dass der
Personalbestand nicht gesenkt werden könne.

Herr Gysler hat über die Mehrkosten'und deren
Deckung gesprochen. Schon der Kommissions-
referent hat auf die Ausgaben hingewiesen, die wir
letzte Woche beschlossen haben, nämlich 128 Millio-
nen Franken für das Militär. Wir haben dieser Aus-
gabe zugestimmt. Aber ich vermisse von Seiten des
Herrn Gysler und seiner Freunde die Frage nach
der Deckung. Diese Ausgabe ist einfach beschlossen
worden. Die Militärausgaben sind nötig, werden
weiterhin bezahlt. Niemand fragt nach der Deckung.
Wir wehren uns dagegen, dass wichtigste soziale
Ausgaben ganz anders behandelt werden als
Militärausgaben, trotzdem die ersteren für die
Landesverteidigung vielleicht nicht weniger wichtig
sind als die direkten Militärausgaben.

Wenn sich Herr Gysler auf den Verwaltungsrat
der Bundesbahnen beruft, dem er wie der Spre-
chende angehört, dann vermisse ich eine Mitteilung.
Er hat etwas aus einem Bericht* der General-
direktion zitiert, aber beizufügen vergessen, dass
sich diese mit grösstem Nachdruck für die Vorlage
des Bundesrates eingesetzt hat, weil ihr daran
liegt, dass der soziale Friede wirklich aufrecht
erhalten werden kann. Leider ist die Mehrheit des
Verwaltungsrates nicht gefolgt.

Die Vorlage, die Ihnen unterbreitet wird, ist das
O J . .

Ergebnis eingehender Beratungen und Studien. Sie
ist nach Überwindung sehr grosser Schwierigkeiten
bei Personal und Verwaltung zustande gekommen.
Die Vorlage ist wohl abgewogen. Ich bitte Sie, mit
den Herren Kommissionsreferenten, ihr zuzustim-
men, das heisst dem Bundesrat und der Kom-
mission zu folgen, Eintreten zu beschliessen und die
Vorlage unabgeändert zu genehmigen.

Brogle: Meine* Ausführungen zur Eintretens-
debatte mögen Sie vielleicht als etwas fremdartig
anmuten, trotzdem es sich nicht um professorale
Ausführungen handeln wird. Solche haben in aus-
gezeichneter Weise soeben die Herren Gysler und
Bratschi vorgetragen. Ich bin überzeugt, dass jede
Schweizer Hochschule den beiden Herren auf
Grund ihrer wirtschaftswissenschaftlichen Überle-
gungen, Herrn Gysler nochmals, Herrn Bratschi,
wenn er sich zum Examen stellen würde, das
Doktordiplom der Nationalökonomie summa cum
laude verleihen würde.

Meine Überlegungen sind die eines einfachen
Menschen, der schon seit Jahren in seinen wenigen
Mussestunden sich immer wieder mit dem Arbeits-
problem befasst hat. Ich schicke voraus, dass ich
die zur Beratung stehende Vorlage gutheisse und
dem Rate empfehlen möchte, sie in möglichst un-
veränderter Form ebenfalls zu billigen. Sicher hat
dieses Gesetz auch seine Fehler und Mängel. Aber
es ist schliesslich, wie Herr Kollege Bratschi er-
wähnte, das Ergebnis ernsthafter Auseinander-
setzungen und gründlicher Überlegungen in den
verschiedensten Kommissionen. Persönlich hatte
ich die Ehre, der nationalrätlichen vorberatenden
Kommission anzugehören, die Ihnen bekanntlich
mit 14 Stimmen bei 2 Enthaltungen den Entwurf
zur Annahme empfiehlt. Eine solche Annahme, das
ist meine Überzeugung, würde weit über unsere
Landesgrenzen hinaus ein gutes Echo finden; denn
wir sind ja immer noch in der beneidenswerten
Lage, dass man im Ausland unser Staatswesen mit
seinen sozialen Einrichtungen bewundert. Wir sind
anderseits vielleicht in der weniger - beneidens-
werten Lage, dass man mit Interesse alles verfolgt,
was wir auf diesem Gebiete noch Besseres leisten
können. Nicht in der Meinung, dass wir mit dieser
Revision des Bundesgesetzes' über das Dienstver-
hältnis der Bundesbeamten ausländische Lorbeeren
holen wollen, weise ich auf diese Tatsache hin. Ich
tue es lediglich deshalb, weil unseren Beschlüssen
eine Tragweite zukommt, die weit über den Rahmen
dessen hinausgeht, was wir tatsächlich bezwecken,
nämlich die Anpassung eines veralteten Beamten-
gesetzes an die vollständig veränderten neuen Ver-
hältnisse ; denn heute liegen die Dinge in der ganzen
Welt doch so, dass der arbeitende Mensch, sei er in
der Wirtschaft, sei er beim Staate oder anderswo
beschäftigt, mit Recht um seinen Anspruch auf ge-
nügende Anerkennung seiner Leistung- ringt, einen
Anspruch, den er sich mit den Opfern zweier
furchtbarer Kriege teuer genug erkauft zu haben
glaubt. Er möchte aus der schicksalshaften Ver-
bundenheit mit der Wirtschaft, in die ihn eine
stets fortschreitende Ökonomisierung und Rationali-
sierung des Lebens hineingezwängt hat, wieder
hinauskommen. Er möchte die Früchte seiner
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Arbeit wieder dadurch besser gemessen können,
dass er die Möglichkeit herbeisehnt, nicht bis in alle
Zukunft hinein leben zu müssen, um zu arbeiten,
was ja das Schicksal von so vielen von uns ist,
sondern wieder einmal arbeiten zu können, um
zu leben.

Nun will ja unser Beamtengesetz lediglich die
Arbeit von rund 90 000 im Bundesdienst stehenden
Männern und Frauen regeln, also nur eines ganz
bescheidenen Teils der in unserem Lande in den
Arbeitsprozess eingeschalteten Menschen. Aber eine
grosszügige und weitsichtige Gestaltung dieses Ge-
setzes dürfte geeignet sein, in Tausenden von
Leuten, die heute hinter Pulten und Schaltern,
hinter Werkbänken und Maschinen ohne Freude
und Begeisterung ihre Arbeit verrichten, einen
neuen Glauben und eine neue Hoffnung zu er-
wecken. Denn die grosse Tragik unserer Zeit be-.
steht ja darin, dass trotz der enormen Fortschritte,
die in der Lösung der sozialen Frage gemacht
worden sind, das Arbeitsleid nie grösser und das
Arbeitsglück nie kleiner'war als gerade jetzt. Daher
lastet die Frage nach der Arbeitsgestaltung schwer
auf allen verantwortungsbewussten Menschen, für

'die kein Zweifel besteht, dass das. Fundament des
neuen Gesellschafts- und Wirtschaftsgebäudes eine
neue Bewertung der menschlichen Arbeit sein muss.
Mir will scheinen, dass der Bund in jeder Hinsicht
ein vorbildlicher Arbeitgeber sein müsse, dass die
Eidgenossenschaft in der Gestaltung der Arbeits-
verhältnisse in ihrem Aufgabenbereich muster-
gültig sein sollte, nicht zuletzt — Herr Bratschi hat
darauf hingewiesen — um damit eine gewisse
Gewähr .dafür zu erhalten, dass sich wieder mehr
tüchtige Leute für den Bundesdienst zur Verfügung
stellen. In dieser Hinsicht sollen — das haben wir
in unserer Kommissionssitzung vernommen — in
der letzten Zeit katastrophale Verhältnisse be-
standen haben. Die finanzielle Mehrbelastung, die
die Vorlage vorsieht, von der Herr Gysler mit
Recht gesprochen hat, darf uns meines Erachtens
nicht daran hindern, sie anzunehmen. Ich bin davon
überzeugt, dass der Personalabbau namentlich in
der Zentralverwaltung noch mehr gefördert werden
kann. Denn ich kann in dem von mir geleiteten Un-
ternehmen immer wieder die Erfahrung machen,
wie sehr gute Arbeitsbedingungen die Arbeits-
leistung positiv beeinflussen können. Anderseits
ist mir bekannt, dass das Arbeitsglück nicht allein
davon abhängt, ob und wieweit es gelingt, durch
sozialtechnische Konstruktionen, durch Normen,
durch vertragliche Abmachungen und andere Mass-
nahmen der vielseitigen Arbeitsnot zu steuern. Die
Grundfragen der Sozialpolitik bleiben nach wie vor
offen, weil es sich um Fragen handelt, die jenseits
der wirtschaftlichen Ideologie ihre Lösung finden
müssen, da sie m der Sphäre des Geistigen und
Sittlichen verankert sind. Aber dieser ethisch fun-
dierten Wirklichkeit, die sich nur auf dem Boden
einer gefestigten, mehr oder weniger einheitlichen
und, ich bin der Meinung, christlichen Kultur
bilden und formen kann, kommen wir näher, wenn
die sozialen Voraussetzungen für das Arbeitsglück
erfüllt sind.

Die Kritik, die von wichtigen Wirtschafts-
verbänden und heute vom Präsidenten des Schwei-
zerischen Gewerbeverbandes am vorliegenden Ge-

setzesentwurf geübt wird, richtet sich, wie schon
darauf hingewiesen wurde, hauptsächlich darauf,
dass man den Zeitpunkt für die Revision der Lohn-
und Gehaltsskala nicht für günstig erachtet, und
zwar im Hinblick auf die rückläufige Konjunktur,
auf die sinkenden Preise, die Krisenanzeichen, die
sich in der Wirtschaft bere'its wieder bemerkbar
machen. Es gehe nicht an, so sagt man, in so un-
sicheren Zeiten, bei derart labilen Verhältnissen,
Löhne und Gehälter gesetzlich fest zu verankern.
Ich bin der Meinung, dass, wenn wir warten wollten,
bis der günstigste Augenblick für eine solche
Revision käme, wir noch lange, vielleicht noch sehr
lange warten müssten. Ich bin ferner der Auffas-
sung, dass die Überlegung, wir hätten unsere Preis-
und Lohnpolitik immer noch an den Masstäben zu
messen, die 1939 Geltung hatten, nicht ganz
richtig ist. War diese letzte Vorkriegszeit für den
arbeitenden Menschen so paradiesisch schön ?
Haben wir nicht ein eminent grosses Interesse
daran (denken wir an die Zwischenfälle vom ver-
gangenen Freitag!), an gesunden Löhnen festzu-
halten, auch wenn der Eierpreis, der Öl- und Fett-
preis einmal nun wirklich gesunken ist! Eine
drohende Krise kann bei sinkenden Lebenskosten
niemals durch einen Lohnabbau verhindert werden.
Denn die nationalökonomische Binsenwahrheit —
nun werde ich doch^noch professoral —lehrt doch,
dass das Sinken der Löhne und Gehälter die Kauf-
kraft schwächt. Die geschwächte Kaufkraft be-
deutet kleinere Nachfrage, und diese führt zur
Produktionssenkung und Arbeitslosigkeit.. Diese
Binsenwahrheit gilt auch heute noch. Sie'gilt für
unser Land, das in .starker wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit vom Ausland steht, gerade bei Export-
rückgängen. Dann ist es nötig, die Inlandwirtschaft
zu stärken, indem man die Kaufkraft im eigenen
Lande nicht schwächt. Mir scheint, dass der Bund
bei der Revision des Beamtengesetzes sich auch
diese Überlegungen zu eigen machen sollte. Es
scheint nun — und das ist sehr erfreulich ^~, dass
verschiedene grosse Fraktionen die Vorlage grund-
sätzlich annehmen wollen. Unsere Fraktion ist der
Meinung, dass 10% der fixen Gehälter noch als
Teuerungszulage zu betrachten seien, die je na.ch
den Verhältnissen abgebaut werden kann. Ich kann
diese Auffassung verstehen, trotzdem ich sie persön-
lich nicht teile. Ich weiss, wie schwer und schmerz-
lich es sein kann und sein-wird, einen notwendig
werdenden Lohnabbau bei fest verankerten Löhnen
vornehmen zu müssen. Wir haben das schon erlebt.
Diese zehnprozentige Teuerungszulage gibt dem
Gesetz zweifellos eine gewisse Elastizität, die man
anerkennen muss. Auf Grund wirtschaftlicher Über-
legungen ist diese Auffassung kaum zu widerlegen.
Ich kann das nur gefühlsmässig tun im Hinblick
auf die sozialen und ethischen Ziele, die mir vor
Augen schweben.

Ich meine, dass wir dazu kommen müssten, den
arbeitenden Menschen von der. Sorge um das
tägliche Brot, um den aufreibenden Existenzkampf
etwas mehr zu befreien, damit er um so sicherer
die innere Bereitschaft finden kann, sich von jener
Einstellung abzuwenden, die da meint, die ganze
Seligkeit sei nur in materiellen Dingen zu finden.
Denn die Arbeit von uns allen wird erst dann eine
vollwertige Arbeit sein, wenn ihre Gegenleistung es
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ermöglicht, das Leben auch noch im höheren Sinne,
im Sinne der Entfaltung unseres Ichs zu entwickeln
und zu gestalten. Wenn Herr Kollege Gysler in
seinem Referat auf die rückläufige Preisbewegung
auf dem Weltmarkt hinweist und glaubt, dass jetzt
eher einem Lohnabbau als einer Lohnstabilisierung
oder Lohnerhöhung das Wort gesprochen werden
soll, so kann man einer solchen Argumentation
sicher dann nichts entgegenhalten, wenn man die
Auffassung vertritt, dass alles im Leben und in der
Wirtschaft so weitergehen müsse, wie es bis anhin
gegangen ist, das heisst dass der Lohn, dass das
Gehalt gerade noch ausreichen sollte, um sich
schlecht und recht zu nähren, zu kleiden und zu
wohnen. Ich bin demgegenüber aus wirtschaft-
lichen, aus sozialen und aus ethischen Überle-
gungen der Meinung, dass bei rückläufigen Eier-
preisen — sie sind erwähnt worden — einer Familie
auch einmal die Gelegenheit gegeben werden sollte,
statt einem Ei zwei Eier zu kaufen oder statt dem
möglichen zweiten Ei sich in den Genuss eines
immateriellen Wertes- zu setzen. Ich empfehle
Ihnen Annahme der Vorlage, wie sie Ihnen von der
Kommission vorgeschlagen wird.

Schmid Philipp: Es tut mir sehr leid, dass ich
nach diesen ausserordentlich schönen philosophi-
schen Ausführungen unseres Kollegen ßrogle Sie
wiederum in den rauhen Alltag zurückführen muss.
Mich haben seine Ausführungen ausserordentlich
gefesselt. Wir hatten schon in der Kommission von
Herrn Brogle ähnliche Gedanken gehört, und es
bestände eine prächtige Gelegenheit, dass alle von
uns diese Gedanken unterstützen.

Nun möchte ich aber sagen, dass wir uns mit
den vorliegenden Zahlen auseinanderzusetzen haben.
Ich freue mich darüber, dass in diesem Saale im
Jahre 1949 nicht die gleiche Atmosphäre ist wie in
der Zeit, wo das bestehende Beamtengesetz ge-
schaffen wurde. Damals sind überaus scharfe
Kämpf« durchgeführt worden, und die Gemüter
waren ausserordentlich erhitzt. Bis jetzt ist dies
noch nicht der Fall, die Meinungen werden noch
sehr ruhig vorgetragen, und nur Herr Nicole wird
es vielleicht zustande bringen, die Temperamente in
diesem Saale etwas in Wallung zu bringen.

Was mich etwas beunruhigt hat, sind die An-
zeichen, die sich in diesem Rate durch den Mund
des Herrn Gysler Geltung verschafft haben, dass.
man das Referendum ergreifen wolle, und zwar
auch dann, wenn vielleicht im einen oder ändern
Punkt den Opponenten entgegengekommen wird.
In der Kommission, das haben uns die Kommissions-
referenten sowohl deutscher wie welscher Zunge
gesagt, . haben wir -nach langen Auseinander-
setzungen die Vorlage tel quel übernommen, die der
Bundesrat uns vorlegt, und die Mehrheit der
Kommission hat die Meinung, dass auch im Rate
selbst dies geschehen sollte ; denn wir dürfen sagen,
dass die Vorlage eine gute Vorlage ist und ein
fortschrittliches Werk. Man hat erklärt, zum Bei-
spiel heute Kollege Gysler, dass eigentlich der
Zeitpunkt nicht da sei, um den vollen Teuerungs-
ausgleich herbeizuführen, oder besser gesagt, den
vollen Einbau der Teuerungszulagen in die Grund-
gehälter. Meiner Meinung nach ist dies nicht zu
früh. Auch der volle Teuerungsausgleich, der nun

bei den obersten Funktionären kommen soll, und
zwar nicht einmal ganz, wenn wir auch sagen
dürfen, 60% Teuerungszulage entspreche eigentlich
dem vollen Teuerungsausgleich, ist nicht zu früh.
Wir hatten während des Krieges und in der ersten
Nachkriegszeit doch die Lohnbegutachtungskom-
mission, die in den Lohnbewegungen alles kanali-
sierte. Diese erklärte im Schlussbericht, jetzt sei der
Zeitpunkt gekommen, wo' auch die oberen und
obersten Lohnkategorien den vollen Teuerungs-
ausgleich erhalten sollen. Das ist nun schon längere
Zeit her, so dass auch der Bund heute, meiner
Meinung nach nicht zu früh, diesen vollen Teue-
rungsausgleich für das gesamte Personal bis zu den
obersten Chargen herbeiführt. Ich habe schon oft
gesagt, dass die Arbeitnehmer während der Kriegs-
zeit sowohl in der Privatwirtschaft als bei der
.öffentlichen Hand, grosse Opfer gebracht haben,
wahrscheinlich die grössten Opfer von allen Berufs-
gruppen. Ich habe mich in dieser Beziehung noch
etwas drastischer ausgedrückt und gesagt: Wenn
wir zusammenzählen, wasi die Lohnerwerbenden
während der Kriegszeit an Einbussen erlitten haben,
weil ihnen nicht der volle Teuerungsausgleich ge-
währt wurde, dann dürfe man ruhig sagen, dass der'
Arbeitnehmer ein Jahr Gratisarbeit geleistet habe.
Das ist nicht übertrieben, das ist Tatsache, das
kann man in einzelnen Fällen berechnen.

Der grosse Zankapfel dieser Vorlage ist eben der
volle Einbau der Teuerungszulage in die Gehälter.
Seit 1934 ist es so, dass entweder Lohnabbau
durchgeführt wurde oder dass ungenügende Teue-
rungszulagen gewährt wurden. Nun sagt man, heute
sei der Zeitpunkt noch nicht da, eine Stabilisierung
herbeizuführen; wir müssten normalere Zeiten ab-
warten. Ja, wann werden stabile und normale
Zeiten kommen ? Unser Kollege Bratschi hat darauf
hingewiesen, dass seit Jahrzehnten eigentlich keine
normalen Zeiten und keine stabilisierten Verhält-
nisse vorhanden waren.' Natürlich, wenn es nach
unten ginge, hat man auch in diesem Rat die
Möglichkeit, falls die Stabilisierung heute erfolgt,
die nötigen Massnahmen zu treffen. Das hat man ja
schon erlebt. Wir erinnern uns an die Volksab-
stimmung ,im .Mai 1933, wo das Schweizervolk
einen Lohnabbau beim eidgenössischen Personal
abgelehnt hat, und einige Monate später hat man
auf dem Wege des Fmanznotrechtes diesen Abbau
durchgeführt. Dieses Gesetz besteht nun seit über
zwanzig Jahren. In dieser Zeit wurden zahlreiche
Änderungen vorgenommen. Die Zusammensetzung
der Gehälter und Löhne ist jetzt derart, dass im
Grunde genommen ausser Direktor Wartmann, dem
obersten Chef des Personalamtes, und Kollege
Bratschi niemand in dieses Gestrüpp hineinsieht.
Das sind die Wissenschafter, die das alles verstehen
können. Jetzt könnte man eine klarere, 'bessere
Ordnung herbeiführen.

Denjenigen, die für den Fannhenschutz ein-
treten, möchte ich sagen, dass sie sich über diese
Vorlage ausserordentlich freuen können. Darin ist
nun ein grosser Teil Familienschutz eingebaut.
Unsere Kollegen von der katholisch-konservativen
Fraktion werden sicherlich mit grosser Genug-
tuung feststellen, dass in diesem Gesetz zahlreiche
Postulate verwirklicht werden, die ihnen besonders
am Herzen liegen: Zulage bei Geburt eines Kindes,
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verbesserte Heiratszulage, Erhöhung der Kinder-
zulagc und deren Ausrichtung bis zu zwanzig
Jahren usw. Auch in anderen Positionen sind
Momente'des Familienschutzes enthalten, so dass
über ftl/2 Millionen Franken der Aufwendungen auf
den Familienschutz entfallen. Auch in der Zeit,
innert welcher ein Angestellter vom Minimum zum
Maximum der Besoldung aufsteigen kann, liegt
eine Verbesserung, welche Familienschutz darstellt,
indem darin auch jüngere Beamte heiraten können.
Es liegt im Interesse unseres Landes, die Löhne und
Gehälter so zu gestalten, dass einer mit dem
25. bis 28. Jahre heiraten kann.

Es wurde schon gesagt, dass die Gehälter des
Bundes stark verbessert worden seien, dass man
nicht, nur die Teuerung wettmacht, sondern be-
deutend mehr hineinnehme. Aber bei der 17. Klasse
beispielsweise sind diese -Gehälter nicht derart
hoch, dass man finden müsste, sie sollten wiederum
abgebaut werden. In dieser 1.7. Klasse ist ein
grosser Teil der wichtigen Beamtungen eingereiht,
besonders bei der Post. In dieser Klasse beträgt das
Mindestgehalt 6650 Franken, das Maximum 10 200
Franken. Damit ist nicht überbordet worden. Wir
haben im Kanton Zürich vom kantonalen statisti-
schen Büro eine Statistik erhalten, die Ende 1947
auf Grund der Haushaltungsbuchführungen auf-
gestellt wurde. Dort wird festgestellt, dass eine
Normalfamilie im Kanton Zürich, ohne Stadt
Zürich, ein Durchschnittssalär von 10 300 Franken
bezieht.

Ich freue mich besonders, dass die Klasse 26
wegfällt. Sie war bisher die unterste Klasse, in der
immerhin noch eine Anzahl Funktionäre eingereiht
waren. Ich glaube, es waren der Präsident unserer
Kommission. Herr Nationalrat Dr. Wey, und

c andere, die erklärten, in dieser untersten Klasse
hätte es zahlreiche Funktionäre gesehen, die von.. ^ e o j
der Öffentlichkeit unterstützt werden mussten. Das
ist meines Erachtens für einen sozialen Staat nicht
tragbar. Daher freue ich mich, dass die ominöse
Klasse 26 verschwindet.

Unser Kollege Nationalrat Dr. Seiler hat in der
Kommission ungefähr folgendes gesagt: Wenn die
Anträge von Kommission und Bundesrat richtig
sind — er war dieser Meinung, ginge zwar in ge-
wissen Punkten lieber weiter —, müssen auch die
Mittel gefunden werden. Er hat vollkommen recht.
Wenn wir die Überzeugung haben, dass unsere
Beamten durch diese Neuordnung korrekt be-
handelt werden, und wenn uns gewisse Mittel dazu
fehlen, mussten wir diese einfach beschaffen. Ein
Staat kann es nicht auf sich nehmen, dass seine
eigenen Funktionäre unzufrieden sind, weil sie un-
gerecht behandelt werden. Ich möchte Sie mit den
ändern Kollegen ersuchen, der Vorlage zuzustimmen.

Präsident: Es wurde Ihnen ein weisser Zettel
ausgeteilt, worin das vorliegende Geschäft be-
titelt ist mit „Dienstverhältnis der Bundesbeamten,
Revision des Bundesgesetzes". Darunter steht
.,Bundesgesetz über das Dienstverhältnis der Bun-
desbeamten". Mehrere Kollegen fragten mich, von
wem dieser Antrag stamme. Ich möchte Sie darauf
aufmerksam machen, dass es sich hier nicht um
einen Antrag handelt. sonoWn bloss um den Text
des bisherigen Gesetzes. Dieser wurde Ihnen aus-

geteilt, weil Herr Nicole zu Art. 13 und Art. 23
Ö 3

andere Anträge gestellt hat, also ausserhalb der
Vorlage des Bundesrates. Ich wollte das mitteilen,
um Sie zu orientieren, wie der bisherige Text lautet.

Seiler: Zunächst möchte ich bemerken, dass ich
hier nicht etwa im Auftrag meiner Fraktion spreche.
Was ich sage, ist im wesentlichen die Auffassung
des Verbandes der Gewerkschaften des christlichen
Verkehrs- und Staatspersonals der Schweiz, der
heute immerhin gegen 7000 Mitglieder zählt. Mit
dem Antrag zur Geburtenzulage und auch mit dem
von mir noch zu stellenden Postulat bezüglich
Nacht- und Sonntagsdienst habe ich Anträge auf-
genommen, welche der genannte Verband bereits in
der Vorberatung des Gesetzes bei den zuständigen
Instanzen eingereicht hatte. Die von mir vertretene
Auffassung wird sodann im wesentlichen auch von
der christlich-sozialen Gruppe unserer Fraktion
geteilt.

Bevor ich einiges zur Revisionsvorlage selber
sage, erlauben Sie mir eine kurze Kritik grund-
sätzlicher Art an ihrer Vorberatung. Wie Sie bereits
von verschiedenen Vorrednern gehört haben und
auch aus der Botschaft des Bundesrates wissen,
handelt es sich bei der Vorlage um ein Verständi-
gungswerk, genau gesagt um ein Verständigungs-
werk zwischen Bundesrat und paritätischer Kom-
mission des Eidgenössischen Finanzdepartementes.
An diesem Verständigungswerk sollte von keiner
Seite gerüttelt werden. Wenn man aber prüft, wie
dieses Verständigungswerk zustande gekommen ist,
stellt man fest, dass in der erwähnten paritätischen
Kommission nur einer der Personalverbände des
Bundes, nämlich der Föderativverband, ein Mit-
spracherecht hatte. Alle anderen Personalverbände
durften wohl vorher beim Personalamt, bei den
Generaldirektionen und sogar beim Herrn Bundes-
präsidenten selber durch schriftliche Eingaben oder
durch mündliche Vorsprache ihre Anträge und be-
sonderen Wünsche anbringen, in der paritätischen
Kommission aber.hatten sie nicht mitzureden; da
waren sie nicht vertreten. In dieser Kommission
hat man ohne sie diskutiert und beschlossen und
sich schliesslich auf dieses Verständigungswerk ge-
einigt. Diese einheitliche Regelung möchte ich nicht
etwa dem Föderativverband zur Last legen. Der
Grund dafür liegt in einem höchst eigenartigen
Wahlverfahren, das der Föderativverband bis heute
zu seinem Vorteil auszunutzen verstand. So kam es,
dass seit Bestehen dieser Kommission, also seit mehr
als zwanzig Jahren, die zehn vom Personal zu
wählenden Mitglieder bis auf den heutigen Tag
immer nur vom Föderativverband gewählt wurden,
obwohl er nach der Statistik, die wir letzthin vom
Personalamt erhalten haben, nicht etwa 100 %,
auch nicht 95 %, wie Herr Bratschi in der Kom-
mission sagte, und selbst nicht 88 % wie es in der
Botschaft heisst, sondern 71,4% des gesamten
Bundespersonals ausmacht, also ungefähr zwei
Drittel. Wenn ich die heutige Zusammensetzung der
paritätischen Kommission kritisiere, dann gewiss
nicht aus geringfügigen Gründen. Vom Gesetzgeber
— und auch nach dem klaren Wortlaut des Art. 65
des Beamtengesetzes —ist diese Kommission als ein
begutachtendes Organ gedacht. Tatsächlich sind dar-
in von jeher sehr wichtige Angelegenheiten des Bun-
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despersonals zur Sprache gekommen, ja man kann
sagen, alle wichtigen Angelegenheiten des Bundes-
personals. Nun ist es klar, dass wenn in einer solchen
Kommission nur ein einziger der Personalverbände
vertreten ist und darin nur dieser Verband im
wesentlichen zum Wort kommt, damit dem Zweck
der Kommission selbst nicht vollauf gedient ist.
Übrigens hat Herr Bratschi in der parlamentarischen
Kommission erklärt, dass man ihm und seinen
Freunden wohl nicht zumuten wolle, dass sie auch
noch Anträge anderer Personalverbände vertreten
sollen. Das mutet nun Herrn Bratschi und seinem
Verband niemand zu. Dafür aber soll niemand, auch
der Föderativverband nicht, den anderen Personal-
verbänden, die in der paritätischen Kommission
nicht vertreten sind, zumuten, dass sie die in dieser
Kommission gefassten Beschlüsse einfach als ein
Verständigungswerk Zwischen dem Bundesrat und
dem Personal hinnehmen müssten. Tatsächlich
nehmen wir uns heraus und massen uns an, hier im
Rat noch gesonderte Anträge zu stellen. So viel zur
Kritik an der Vorberatung der Revisionsvorlage.

Ich möchte hoffen, dass der Bundesrat und mit
ihm der Föderativverband bald dafür besorgt sein
werden, das Wahlsystem für die paritätische Kom-
mission neu zu ordnen, und zwar so, dass der Pro-
porz, der nach diesem Wahlverfahren gelten soll,
nicht nur auf dem Papier, sondern auch in der ̂ Wirk-
lichkeit Geltung erhält, so dass eine Minderheit des
Personals nicht erst dann eine Vertretung in der
Kommission erhält, wenn sie zur Mehrheit geworden
ist.

Und nun: einiges zur Vorlage selbst. Wenn ich
für Eintreten auf die Vorlage bin und ihr mit' Über-
zeugung zustimme, dann aus zwei Gründen:

1. aus formaljuristischen Erwägungen und
2. weil die Vorlage materiell wesentliche Ver-

besserungen, bringt; weil sie insbesondere in ganz
verworrene Verhältnisse Klarheit bringt.

Formaljuristisch wird durch die Vorlage wieder
ein klarer Rechtszustand geschaffen. Das bisher
eigenartige Ausnahmerecht wird — wie unsere
Referenten es klar auseinanderlegten — wieder in
die ordentliche Gesetzgebung hinübergeleitet. Wir
haben unsere eidgenössische Besoldungsordnung
wieder in der klaren und einwandfreien Form eines
Bundesgesetzes. Materiell haben wir wesentliche Ver-
besserungen angebracht, wie wiederholt festgestellt
wurde. Wesentlich ist vor. allem, dass wir jetzt nur
noch eine Besoldungsskala /und nicht mehr deren
zwei, wie bisher, haben. Auch in den Besoldungs-
klassen besitzen wir eine gerechtere Ordnung als
bisher. Begrüssenswert ist — wie zwei Vorredner
sagten — dass die 26. Besoldungsklasse verschwindet
und das Minimum der untersten Besoldungsklasse
auf wenigstens 5450 Franken angesetzt wurde. Ich
möchte in diesem Zusammenhang feststellen, dass
die unterste Besoldungsklasse auch nach dieser neuen
Vorlage noch nicht so gut dasteht wie die gleiche
Besoldungsklasse von Stadt und Kanton Zürich.
Eine bedeutende Verbesserung erblicke ich in der
Reduktion der Dienstalterszulagen von fünfzehn
auf zwölf Jahre. Unser Verband der Gewerk-
schaften des christlichen Verkehrspersonals wollte
auf acht Jahre zurückgehen, indem er das Vorbild
hiefür in der Besoldungsordnung der Stadt Zürich
sah. Wegen der finanziellen Folgen sah man aber

von der Weiterverfolgung eines solchen Antrages ab
und stimmte dem Vorschlag des Bundesrates zu.

Was ich mit den von mir vertretenen Gewerk-
schaften noch besonders begrüsse, ist der aner-
kennenswerte Fortschritt im Familienschutz. Das
hat mein Vorredner richtig zum Ausdruck gebracht.
Hier sagen wir dem Bundesrat und der Verwaltung,
besonders dem Personalamt und seinem 'nun. schei-
denden Direktor, Herrn Wartmann, besondern Dank
dafür, dass sie in der paritätischen Kommission dem
Versuch von Seiten des Föderativverbandes wider-
standen haben und an den vorgeschlagenen Ver-
besserungen des Familienschutzes nicht rütteln
liessen.

Wir danken dem Bundesrat und der Verwaltung
auch dafür, dass sie dem Antrag des Verbandes der
Gewerkschaft des christlichen Verkehrspersonals
grundsätzlich auch in bezug auf die Geburtenzulage
entsprochen haben. Schade ist nur, dass man nicht
auch materiell unserem Antrag voll umfänglich ent-
sprechen konnte. Auch ich betrachte den Antrag
unserer Gewerkschaften mit 200 Franken als Mini-
mum. Ich habe diesen Antrag scho'n in der Kom-
mission gestellt und, wie Sie wissen, auch hier im '
Rat. Ich werde hierauf noch bei Behandlung von
Art. 43 in der Detailberatung zurückkommen. Des-
gleichen werde ich auch, wie schon in der Kommis-
sion, auf den Nacht- und Sonntagsdienst zurück-
kommen. In der Kommission, hatte ich bestimmte
Anträge zu Art. 44 gestellt. Da ich eingesehen habe,
dass diese Fragen, vor allem die.Frage des Sonntags-
dienstes, noch einer näheren, gründlicheren Prüfung
bedürfen; habe ich davon abgesehen, die in der
Kommission gestellten Anträge im Rat zu erneuern.
Dafür aber habe ich diese Fragen in die Form eines
Postulates gekleidet, das Ihnen noch ausgeteilt
werden wird und welches ich begründen werde.
Abschliessend lege ich Wert darauf, festzuhalten,
dass auch der Verband der Gewerkschaften des
christlichen Verkehrspersonals genau wie der Föde-
rativverband eine gleitende Lohnskala ablehnt. Ich
teile hier ganz und vollständig die Auffassung des
Herrn Kollegen Bratschi, nämlich, dass der Lebens-
kostenindex nicht der einzige Lohnbildungsfaktor
ist. Es gibt eine ganze Reihe andere, und wenn man
die Auffassung vertreten wollte, dass man, wenn
die Teuerung zurückgeht und vollständig zurück-
geht, wieder auf den Reallohn von 1939 oder 1914
zurückgehen könnte, dann würde man damit ja den
Standpunkt vertreten, dass das Bundespersonal nie
zu einer Verbesserung des Reallohnes kommen
würde, eine Auffassung, die sicherlich hier im Rate
nicht vertreten werden wollte.

Das zum Abschluss, un'd nochmals möchte ich
betonen, wie mein Vorredner, dass auch wir, trotz-
dem nicht alle unsere Wünsche befriedigt worden
sind, die Revisionsvorlage als eine gute, fort-
schrittliche und zeitgemässe Vorlage betrachten,
als eine Vorlage, die unserem eidgenössischen Per-
sonal weitgehend gerecht wird. Deshalb bin auch
ich für Eintreten auf die Vorlage.

Häberlin: Als Vertreter der Kommissionsminder-
heit, die der Vorlage des Bundesrates nicht in allen •
Teilen zustimmen kann, möchte ich gleich eingangs
erwähnen, dass auch wir uns vollkommen der Ver-
antwortung bew.usst sind, die mit diesem Beamten-
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gesetz verbunden ist. Wir wissen, was es heisst, über
die Existenzverhältnisse von über 90 000 Personen
und ihrer Familien zu entscheiden; wir wissen, was
es heisst, jährliche Ausgaben zu beschliessen in der
Grössenordnung von gegen 800 Millionen; wir wiss'en
schliesslich, wie entscheidend das Verhältnis des
Personals zum Staate, der sein Arbeitgeber ist, be-
einflusst wird durch die Regelung des Arbeits-
verhältnisses. Trotz des Bewusstseins dieser Ver-
antwortung muss ich aber in verschiedener Hinsicht
die kritischen Bemerkungen unterstützen, die unser
Ratskollege Gysler hier gemacht hat.

Hinsichtlich- der Gestaltung der Existenzver-
hältnisse des Personals war in drei Punkten die
Kommission durchaus einer Meinung. Erstens ein-
mal : der Bund soll ein vorbildlicher Arbeitgeber
sein, damit er in der Lage ist, ein tüchtiges Personal
zu rekrutieren und dieses Personal auch dauernd in
seinem Dienst zu behalten. Auf der anderen Seite
ist es weder notwendig noch erwünscht, dass auf
jede freie Stelle in der Bundesverwaltung Dutzende
von Anwärtern kommen, d. h. dass der Bund gleich-
sam souverän schöpfen kann aus dem Reservoir der
privaten Arbeitnehmerschaft. Und es braucht nicht
sofort Alarm geschlagen zu werden, wenn einmal
ein Bundesfunktionär es vorzieht, in die Privat-
wirtschaft zurückzukehren. Ich möchte es dahin-
gestellt sein lassen, ob nicht eine ganze Anzahl jener
jungen Funktionäre, die in den letzten Jahren in
die Privatwirtschaft zurückgekehrt sind, es heute
schon bereuen, jedenfalls dann, wenn sie darauf
spekuliert haben, in der Privatwirtschaft ohne
grössere Anstrengungen, aber viel schneller viel
Geld zu verdienen, als es beim Bund möglich ist.
Unbestritten ist zweitens, dass allen Kategorien des
Bundespersonals der volle Ausgleich der Kriegs-
teuerung gewährt werden soll. Sie wissen, dass die
heutige Vorlage dieses Postulat für die oberen und
mittleren Beamten erst in etwa zwei bis drei Jahren
erfüllen wird. Wir sind diesem Personal dankbar,
dass es sich bereit erklärt hat, sich so lange noch in
Geduld zu üben. Drittens ist unbestritten, dass den
untersten Besoldungskategorien über den vollen
Teuerungsausgleich hinaus eine strukturelle Besse-
rung ihrer Besoldungsverhältnisse zugestanden wer-
den soll. Das geschieht nun in dieser Vorlage in
ausserordentlich weitherziger Weise. Sie wissen,
dass Klasse 26 überhaupt aufgehoben werden soll,
und der Vergleich in der Klasse 25 ergibt folgendes:
Im Beamtengesetz 1927 Minimum 2800, Maximum
4200, wobei daran zu erinnern ist, dass damals das
Parlament noch wesentlich über die Anträge des
Bundesrates hinausgegangen ist. Heutige Vorlage
5450 bis 6800; bei einer Steigerung der Lebens-
haltungskosten gegenüber 1927 von 40 % im Mini-
mum eine Steigerung im Lohn von 94 und im Maxi-
mum von 62 %. Sie wissen auch, dass gegenüber
dem Stand vom Jahre 1939 dem unteren Personal
mehr als nur der Teuerungsausgleich schon im Jahre
1949 gewährt worden ist. Es sind darüber Tabellen
in der Botschaft enthalten. Und nun sollen noch
einmal bei den unteren Klassen nicht nur in der
Besoldungsskala Verbesserungen eintreten, sondern
es sollen auch die Nebenbezüge erhöht werden.
Alles in allem darf man sicher sagen, dass gerade
gegenüber dem untern Personal der Bund ein vor-
bildlicher Arbeitgeber ist. Ich möchte aber der

Gerechtigkeit halber durchaus anerkennen, dass
auch diese neuen Löhne, die den untersten Klassen
zugestanden werden sollen, diesen lediglich eine
rechte, anständige Existenz sichern und dass keine
Rede davon sein kann, dass sie ihnen etwa ein Leben
in Saus und Braus ermöglichen würden.

Zweiter Punkt: die staatspolitische Bedeutung
der Vorlage. Wie in der Privatindustrie, so übt auch
im öffentlichen Betrieb die Regelung des Arbeits-
verhältnisses entscheidenden Einfluss aus auf Dienst-
eifer und Arbeitsfreude des Personals. Der Staat ist
vielleicht noch mehr als der private Arbeitgeber
angewiesen auf Treue und Zuverlässigkeit seines
Personals. Wir wollen deshalb die Tatsache, dass
uns ein,e Verständigungsvorlage unterbreitet wird,
nicht gering achten. Ich möchte auch meiner Be-
friedigung darüber Ausdruck geben, wie das schon
Kollege Schmid getan hat, dass sich diese Verhand-
lungen in einer viel friedlicheren und sachlicheren
Atmosphäre abspielen, als es vor'etwa 25 Jahren
der Fall war. Das Parlament wird also nicht etwa
leichtfertig an dieser Verständigungsvorlage rütteln,
aber man wird ihm anderseits auch nicht zumuten
können, die Vorlage einfach tel quel zu schlucken,
denn es handelt sich um eine Verständigung zwi-
schen Verwaltung und Personal, und erst heute,
durch die Behandlung im Parlament, kommen die
Vertreter jener Kreise zu Worte, die als „Troisième
Force" die Rechnung dieser Verständigung zu be-
zahlen haben. Ich gebe Herrn Bratschi durchaus
recht, dass auch Verständigungen in der Privat-
wirtschaft Kosten mit sich bringen können, die von
Dritten bezahlt werden müssen. Aber ich nehme an,
dass er sich als Mitglied des Verwaltungsrates der
SBB das Recht herausnimmt, die Preise z. B. des
Rollmaterials, das der Verwaltungsrat bestellt, an-
zusehen. Das gleiche Recht nehmen wir uns als
Parlamentarier heraus, wenn wir das Verständi- .
gungswerk zwischen Verwaltung und Personal auf
Herz und Nieren prüfen.

Die Kosten dieser Verständigung sind das dritte
und ernsteste Kapitel dieser Vorlage. Die sofortigen
Mehrkosten betragen 17% Millionen Franken. Dem-
gegenüber ist die finanzielle Situation des Bundes
so, dass wir es bei Behandlung der Bundesfinanz-
reform bisher nicht zustande-gebracht haben, auch
nur für die bisher beschlossenen Ausgaben die nötige
Deckung zu finden. Besonders bedenklich aber sind
die automatisch steigenden Kosten, die im Laufe
von zwölf Jahren die Summe von jährlich 44,2
Millionen Franken erreichen. Dazu kommen dann
1968, also wenige Jahre später, die Mehrkosten für
die zweite Etappe der AHV-Finanzierung, die nach
der Vorlage, die das Volk angenommen hat, jährlich
160 Millionen Franken mehr kosten soll. Also allein
die Besoldungsmehrkosten und die Mehrkosten für
die zweite Etappe der AHV machen zusammen
200 Millionen Franken im Jahre aus. 'Dabei ist
damit zu rechnen, dass in diesen Beträgen noch nicht
einmal alle Kosten Inbegriffen sind. Diese Rechnung
basiert auf der Annahme, ,dass es gelingen werde,
den Personalbestand auf etwa 92 000 zu reduzieren.
Wir sind noch lange nicht auf diesem Stand. Sie
wissen, dass es mit diesem Abbau ausserordentlich
harzt, weil die Verwaltung jetzt die Erfahrung
macht, dass jeder, der vom Abbau bedroht werden
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soll, sich mit letzter Energie an seinen Bundesposten
klammert. ,

Zweitens sind die Mehrkosten nicht berück-
sichtigt, die die Amterklassifikation mit sich bringen
wird. Wohl versichert uns der Bundesrat in seiner
Botschaft, dass das Gefüge der Amterklassifikation
als Ganzes unter keinen Umständen ins Wanken
gebracht werden dürfe. Ich zweifle nicht am guten
Willen des Bundesrates, aber ich zweifle etwas an
seiner Kraft des Durchhaltens. Ich wäre nicht über-
rascht, wenn es später etwa zugehen würde, wie es
in der Walpurgisnacht im „Faust" heisst: „Der
ganze Strudel strebt nach oben, du (ergänze Bundes-
rat) glaubst zu schieben und du wirst geschoben."

Drittens werden die Kosten der Versicherung
nicht berücksichtigt. Es ist verständlich, dass auf
Grund des neuen Beamtengesetzes auch die Ver-
sicherung neu geregelt werden muss. Was das
kosten wird, darüber sind wir absolut im unklaren.

Ich glaube, dass insbesondere den beiden gros-
sen Regiebetrieben der SBB und der PTT, die
zusammen 70 % dieser Mehrkosten tragen müssen,
die Frage der Deckung ausserordentliche Schwierig-
keiten bereiten wird. Die Einnahmenrückgänge bei
der SBB waren während der letzten Monate er-
schreckend. Der Verwaltungsrat lehnt in seiner
Mehrheit die Verantwortung für die Vorlage des
Bundesrates ab. Von der PTT erwarten Sie in der
Bundesfinanzreform eine ganz wesentliche Steige-
rung ihres Reinertrages, der der Bundeskasse zugute
kommen soll. In diesem Moment wollen Sie diese
Regiebetriebe mit so grossen Mehrkosten für Per-
sonal belasten. Als wir die Teuerungszulagen für
1949 beschlossen, führte der Bundesrat in seiner
Botschaft an, es stimme ihn nachdenklich, dass die
Personalkosten bei den beiden grossen Regiebetrie-
ben fortwährend ansteigen. Er konnte damals zur
Beruhigung des Rates beifügen, es dürfe als aus-
geschlossen betrachtet werden, dass die damalige
Korrektur der Löhne weitere Tanfmassnahmen zum
'Nachteile der Post- und Bahnbenützer zur Folge
hätte. Ich zweifle daran, dass der Bundesrat auch
bezüglich dieser Vorlage die gleiche beruhigende
Zusicherung abgeben könnte. Ich halte es für sicher,
dass diese Mehrkosten von den Regiebetrieben hur
getragen werden können, wenn die Tarife ent-
sprechend erhöht werden.

Aus dieser Situation heraus erwächst uns die
Pflicht zu prüfen, ob wir nicht gegenüber der
Vorlage des Bundesrates, die in ihren grossen
Linien unbestritten ist und die auch vom Personal
als gerecht und weitherzig anerkannt wird, noch
gewisse Sicherungen und Einsparungen möglich
seien, die sich auch mit den Interessen des Personals
vereinbaren lassen. Das ist .der Sinn der beiden
Anträge, die ich mitunterzeichnet habe und die ich
dann in der Detailberatung näher begründen werde.
Sie entspringen nicht zuletzt auch dem Bestreben,
eine Vorlage aus unseren Verhandlungen hervor-
gehen zu lassen, die gerecht für das Personal,
tragbar für den Bund,, auch Aussicht hat auf Be-
stand, wenn- das Volk als letzte Instanz zum
Entscheid aufgerufen werden sollte.

1 Ich habe in der Kommission für Eintreten ge-
stimmt. Ich tue dies auch hier im Rate und gebe
abschliessend der Hoffnung Ausdruck, der Verlauf

der Detailberatuhg wprde mir die Möglichkeit
geben, anders als in Klosters, auch in der Schluss-
abstimmung für die Vorlage zu stimmen.

Bernoulli: Im Auftrag der Fraktion des Landes-
ringes habe ich Ihnen die Bedenken mitzuteilen,
die für unsere Fraktion dem Eintreten entgegen-
stehen.

Da ist einmal der Punkt, auf den Herr Bratschi
in zustimmendem Sinne hingewiesen hat': Er
meinte, die Leistungsentlöhnung müsse im Vorder-
grund stehen. Merkwürdigerweise hat er dann aber
all den vielen Punkten zugestimmt, die über den
Leistungslohn hinausgehen. Der Anwärter auf eine
Bundesstelle, das wissen Sie alle, muss Auskunft
geben darüber, ob er ledig oder verheiratet sei,
sich demnächst zu verheiraten gedenke, geschieden
oder verwitwet sei, Kinder habe, wie viele, wie alt
sie seien, ob ehelich geboren oder bei anderer
Gelegenheit entstanden. Über all das muss er
Auskunft geben, und das nennt man dann nach
Auffassung von Herrn Bratschi noch Leistungslohn.
Das stimmt nicht ganz. Auf dieses schlüpfrige
Gebiet möchte sich unsere Fraktion nicht begeben.
Sie hält den Leistungslohn aufrecht gegenüber dem
Bedürfnislohn.

Ein anderes Bedenken schwerwiegender Art ist
das : Wir bauen in fünfundzwanzig Stufen eine unge-
heure .Pyramide auf, von der untersten, ausser-
ordentlich breiten Stufe bis zur Spitze. Aber wir
bauen sie auf einer Grundlage, die schwankt. Fast
alle Redner haben sich — ob sie wollten oder
nicht — mit den Schwierigkeiten auseinander-
setzen müssen, die darin bestehen, dass die Schwan-
kung des Geldwertes bei der Entlöhnung berück-
sichtigt werden muss. Bei steigenden Preisen hat
man das Gefühl, dass auch die Preise für die Arbeit,
die Löhne und Gehälter, steigen müssen, und um-
gekehrt. Wir bauen eine Skala mit absoluten
Zahlen auf, die — wie kritisiert wurde — im heu-
tigen Augenblick schon nicht stimmen können, im
nächsten Jahr nicht stimmen können, vielleicht zu
hoch, vielleicht zu niedrig sind. Das kann man nicht
eine sichere Anlage nennen; das ist keine Grundlage,
auf der man aufbauen kann.

Es ist immer wieder von Indexlöhnen gesprochen
worden. Man hat das Gefühl, dass der Gerechtigkeit
in bezug auf die festen Besoldungen Genüge getan
ist, wenn die Löhne genau dem Geldwerte an-
gepasst werden: wenn sie bei steigenden Preisen
steigen. Aber es hat niemand den Mut — und mit
Recht! —, daran zu denken, dass beim Indexlohn
bei sinkenden Preisen die Löhne und Gehälter
ebenfalls gesenkt werden. In einem solchen Fall
versagt dieses System, und es wird mit Recht ab-
gelehnt. Dabei sind die Folgen einer Preissteige-
rung, einer Inflation, einer Geldentwertung ver-
heerend. W7ir wissen ja alle genau, dass die Ge-
hälter, weil sie gesetzlich festgelegt sind, einer
Geldentwertung nicht folgen können. Sie hinken
nach.

Vor mir liegt eine Tabelle eines Zürcher Be-
amten. Dieser hat darin ausgerechnet, was er in den '
Jahren 1939 bis 1946 einbüsste. Er hat schon im
Jahre 1940 bei einem Gehalt von 7550 Franken
1200 Franken verloren, im zweiten Jahr 2300 Fran-

,ken, dann 2700 Franken, dann 2800 Franken.
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Dann wurden die Teuerungszulagen eingeführt, die
den Verlust von 2800 Franken auf 1460 Franken
senkten. So stellte es sich heraus, dass der Beamte
in diesen acht Jahren eine Einbusse von neunzehn
Monatsbesoldungen erdulden musste. Das nennt
man keine feste Besoldung mehr.

Wir haben aber die Grundlage, auf der die
Skala aufgebaut ist, nicht geändert. Wir leben alle
in der Unsicherheit. Es wurde heute viel in Kon-
junkturpolitik und Konjunkturprognose gemacht.
Es wurde gesagt: „Die Preise werden sich halten,
sie werden mehr oder weniger stabil, sie werden
sinken." Wir wissen nie, wann sie wieder steigen
werden. Wir haben im jetzigen Augenblick keine
Möglichkeit, den Geldwertschwankungen einen
Riegel zu schieben; denn wir haben am 15. De-
zember über diese Frage beschlossen: Wir haben
beschlossen, dass wir unserem Geld in der Ver-
fassung keinen festen Wert gegenüber den Waren
sichern wollen. Vielleicht werden sich die 90 000
Beamten eines bessern besinnen und uns am 22. Mai
eine Antwort erteilen. Denn mit einem Franken,
dessen Geldwert schwankt, kann keine Gehalts-
skala für Festbesoldete- aufgestellt werden. Das
werden sich die Leute merken, und sie werden uns
vielleicht die nötige Antwort erteilen. In der
Hoffnung auf eine solche Antwort bin ich, wenn
auch nicht freudig, mit meiner Fraktion für Ein-
treten auf die Vorlage.

Schaller: Das Parlament steht bei der Revision
des Beamtengesetzes in einer eigenartigen Lage.
Eigentlich hätte das Parlament zusammen mit dem
Bundesrat in dieser Auseinandersetzung über die
Besoldung des Personals die Rolle des Arbeitgebers
zu spielen. Diese Rolle wurde aber schon bei den
Verhandlungen in der paritätischen Kommission
durch diese Kommission und nachher durch den
Bundesrat endgültig gespielt. Wir stehen vor einem
ausgesprochenen Verständigungswerk. In der glei-
chen Situation befand sich die nationalrätliche
Kommission. Die Auseinandersetzungen können
nicht mehr gut die Formen annehmen, die sie bei
den Beratungen vor 1927 angenommen haben,
nämlich die der direkten Lohnkämpfe innerhalb der
eidgenössischen Kammern.-Vielleicht ist diese Art
des Vorgehens, der wir hier gegenüberstehen, im
ganzen der früheren Art der Auseinandersetzungen
vorzuziehen, trotzdem es einigen älteren Parlamen-
tariern unbehaglich sein mag, hier nicht in der
früheren Art und Weise loslegen zu können. Wir
leben ja im Zeitalter der Verständigung. Überall
im Lande herum werden Gesamtarbeitsverträge'
abgeschlossen. Bei diesen Verträgen wird oft recht
hart gerungen, bevor sie abgeschlossen werden.
Aber es verhält sich so, dass gewöhnlich auf beiden
Seiten recht grosse Konzessionen gemacht werden,
um das gemeinsame Ziel einer Verständigung, einer
Stabilisierung im Verhältnis zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer herbeizuführen. In der Metall-
industrie haben wir das berühmte Friedensab-
kommen, ebenfalls ein Werk der Stabilisierung, bei
dem beide Seiten Konzessionen machen mussten.
Wir haben auch das grosse Werk des Stabihsierungs-
abkommens, von dem wir hoffen, dass es noch recht
lange seine Geltung behalten möge. Wir leben in
einer Epoche, in der diese Art des Vorgehens nichts

Nationalrat. — Conseil national. 1949.

Ungewohntes bedeutet. Der Respekt vor der Ver-
ständigungslösung, welche uns der Bundesrat prä-
sentiert hat, überwog auch in der Kommission.
Selbstverständlich haben einzelne Komrnissions-
mitglieder gegenüber der Vorlage, die uns hier
präsentiert wurde, einige Reserven anbringen
müssen. Mein Vorbehalt gegenüber dieser Vorlage
besteht darin, dass in der ganzen Verständigung
die Tendenz in der Richtung der Sozialentlöhnung
viel stärker zum Ausdruck kommt als das 'Be-
kenntnis der Notwendigkeit einer Rückkehr zum
Prinzip des Leistungslohnes. Die Tendenz zum
Ausbau des Soziallohnes innerhalb des ganzen
Systems, der wir gegenüberstehen, ist ausser-
ordentlich stark. Ich verweise auf Seite 27 der
Botschaft, in der Sie eine Zusammenstellung über
diese Mehrleistungen, die ausgesprochen in der
Tendenz zur sozialen Entlöhnung liegen, finden.
Ich erwähne die Erhöhung der Heiratszulagen
(wobei ich betone, dass die Heiratszulage im
Gesetz von 1927 nicht enthalten war, sondern in der
Zwischenzeit hineingekommen ist), die Zulage von
100 Franken bei der Geburt eines Kindes, den er-
weiterten Anspruch auf Kinderzulagen und die Er-
höhung der allgemeinen Kinderzulagen. Die ganze
Tendenz bedeutet einen Sieg der Ansicht, dass man
bei der Erhöhung der Lebenskosten in erster Linie
die sozialen Lasten mittragen helfen soll. Ander-
seits hat eine gewisse Korrektur der Nivellierung,
die während des Krieges stattgefunden hat, Platz
gegriffen, aber doch in recht ungenügendem
Masse und sicher nicht in dem grossen Aus-
mass, in dem die Tendenz zum Soziallohn hier
verfolgt wurde. Der Teuerungsausgleich für dia
mittleren und oberen Kategorien kommt nicht auf
einmal jetzt mit dem neuen Gesetz. Die oberen und
mittleren Kategorien müssen bis 1952 warten, bis
sie den vollen Teuerungsausgleich haben. ' Ich
glaube, dass man sich das wohl merken kann auch
bei Auseinandersetzungen über die Gestaltung der
Stabilisierung. Ich möchte in diesem Zusammen-
hang betonen, dass gerade diese Kategorien der
mittleren und oberen Beamten seit dem Zeitpunkt,
seit dem es .Teuerungszulagen gibt, immer haben
Opfer bringen müssen, und dass man diese Opfer
zahlenmässig eruieren könnte, indem man diese
Minderbezüge gegenüber der Teuerung addiert. Wir
haten im neuen Gesetz keinen Ausgleich für diese
Verluste, die ihnen durch die jeweiligen Methoden,
nach denen man die Teuerungszulagen festgelegt
hat, auferlegt wurden. Dennoch habe auch ich in
der Kommissionsberatung diesem globalen Ver-
ständigungswerk zugestimmt, weil ich im ganzen
die Lösung als eine akzeptable betrachtet habe. Der
Kompromiss innerhalb der paritätischen Kom-
mission, der nachher durch den Bundesrat sank-
tioniert wurde, ist, man kann das auf Grund der
Protokolle feststellen, nach harten Kämpfen mit
den Personalverbänden entstanden; es handelt sich
um einen ehrlichen Kompromiss, bei dem das eidge-
nössische Personal sich ausserordenthch vernünftig
gezeigt hat. Es hat zum vornherein seine Postulate
und Forderungen in einem Rahmen gehalten, der
jederzeit vertretbar war.

Nun sind schon in der Eintretensdebatte recht
gewichtige Einwendungen gegen die Lösung, die
uns hier präsentiert wurde, vorgebracht worden.
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Ich will nur auf zwei dieser Einwendungen etwas
näher eingehen. Der eine Einwand bezieht sich auf
die hohen Mehrkosten, welche durch die Revision
dem Bund auferlegt werden: im ersten Jahr
17,5 Millionen Franken; im Beharrungszustand, der
etwa nach zwölf Jahren erreicht werden soll, zirka
44 Millionen Franken. Es ist ganz klar, dass bei der
gegenwärtigen gespannten Finanzlage des Bundes
diese Einwendungen wegen der Mehrkosten ernst
zu nehmen sind, aber es ist doch mit aller Deutlich-
keit darauf hinzuweisen, dass gewisse Korrekturen,
wenn schon eine Revision des Beamtengesetzes
durchgeführt wird, eben nötig sind. Ich verweise
hier auf die Verhältnisse bei den untersten Klassen
der Besoldungsskala. Hier ist bereits sehr deutlich
darauf hingewiesen worden, 'dass die Minimallöhne
derart sind, dass man sich nicht gerade rühmen
kann, Anno 1927 eine vorbildliche Lösung ge-
troffen zu haben. Es ist ja so, dass in gewissen
Städten den Angehörigen der unteren Besoldungs-
skalen Beihilfen ausgerichtet werden mussten,
damit sie die Krankenkassenbeiträge usw. bezahlen
können, dass sich die Löhne in den unteren Kate-
gorien vor allem bei jungen Leuten sehr nahe beim
Existenzminimum bewegen. Es ist sicher auch
nicht mehr bestritten, dass der volle Teuerungs-
ausgleich bei den mittleren und oberen Kategorien
fällig ist, und es ist auch nicht zu bestreiten, dass die
Spanne für die Erreichung zwischen Minimum und
Maximum in der eidgenössischen Ordnung, wie wir
sie bis jetzt hatten, eine relativ weite war.

Es ist nun bei diesen Zahlen festzuhalten ; Herr
Kollege Häberlin hat bereits darauf hingewiesen,
'dass diese 17,5 bzw. 44 Millionen Franken nicht auf
die Bundeszentralverwaltung allein fallen, sondern
zu 70% auf die Betriebe der Bundesbahnen und der
Post. Das ist an sich kein Trost; denn gerade bei
den Bundesbahnen ist die Finanzlage nach den
heutigen Betriebsergebnissen, die Ihnen monatlich
zugestellt werden, ebenfalls nicht rosig und gibt zu
bestimmten Bedenken Anlass. Aber ich möchte bei
dieser Gelegenheit doch eindringlich darauf hin-
weisen, dass man dem Personal nicht einfach die
Konsequenzen einer mehr oder weniger zwangs-
läufig sehr zurückhaltenden Tarifpolitik auferlegen
kann. Es ist so, dass die Bundesbahnen vor allem
in ihrer Tarifpolitik der Verteuerung der Lebens-
haltung absolut nicht in genügendem Masse gefolgt
sind, so dass nun bei ihnen die Frage sich neuerdings
stellt, ob eine weitere Tarifanpassung sich auf-
dränge oder nicht. Sicher darf man wegen dieser
Zurückhaltung in der. Tarifgestaltung der öffent-
lichen Betriebe auf das Personal nicht einen Druck
ausüben, der gewisse Härten zur Folge hätte. Ich
weise darauf hin, dass das eidgenössische Personal
mit seinem Einkommen nicht den gleichen Anteil
an der Konjunkturentwicklung hatte wie einige
andere Schichten der schweizerischen Bevölkerung.
Das eidgenössische Personal hat nicht mit Neid auf
die Einkommensvermehrung in bestimmten Schich-
ten der Bevölkerung geblickt, aber es darf erwarten,
dass es in einem Zeitpunkt, wo man mit einigem
Recht davon sprechen kann, es seien nun wieder
einigermassen normale Verhältnisse eingetreten, in
der Frage' der Revision des Beamtengesetzes auch
eine loyale Behandlung erfahre. Das kann man ihm
gewiss nicht verargen. Wir stehen in der Frage

dieser Mehrkosten bestimmten Tatsachen gegenüber.
Einmal der, dass der bestehende Zustand, der nun
von einigen Votanten in der Eintretensdebatte als
ideale Ausgangslage für die Revision betrachtet
worden ist, in keiner Weise als ideal bezeichnet
werden darf. Ich möchte nicht im Detail auf die
Frage der Ämterklassifikation eintreten, aber es ist
ein offenes Geheimnis^ dass in dieser Ämter-
klassifikation sehr viele und grosse Ungerechtig-
keiten enthalten sind, die Härten für bestimmte
Personalkategorien bedeuten. Ich verweise auf die
schlechte Einreihung der verantwortungsvollen
Funktionen der Stationsbeamten und von anderen
Kategorien, die eine, ausserordentlich grosse Ver-
antwortung zu tragen haben und von denen eine
grosse Leistung verlangt wird.

Eine weitere Tatsache ist die, dass Löhne und
Besoldungsskala des Bundespersonals eher als
massig zu betrachten sind, und ich möchte doch zu
der Auseinandersetzung zwischen den Herren
Kollegen Gysler und Bratschi über die Attraktion
der Bundesbesoldungen noch einen Beitrag bringen. •
Es ist nicht so, dass es heute schon leicht wäre,
wieder Funktionäre für die verantwortungsvollen
Posten in den eidgenössischen Betrieben, wie Bun-
desbahnen und Post, zu finden. Ich gehöre zufällig
dem Ausschuss des Verwaltungsrates der Basler
Verkehrsbetriebe an. Diese Basler Verkehrsbetriebe
sind in bezug auf Besoldungen ein recht fort-
schrittliches Unternehmen. Wir hatten aber in
diesen Tagen sehr grosse Schwierigkeiten, für die
Posten von Tramführern genügend Anmeldungen
von Leuten zu finden, die überhaupt für die Aus-
übung dieses Berufes in Frage kommen.

Ein gutes und zufriedenes Personal ist zweifellos
auch gewisse Mehrausgaben wert. Es ist bereits
darauf hingewiesen worden, dass ein Personal, das
mit Freuden seiner Arbeit nachgeht, auch eine ge-
wisse Ersparnis bedeutet. Missmutiges Personal, das
sich als schlecht behandelt vorkommt, ist in seiner
Arbeitsleistung sicher nicht so zu werten, dass es
das Maximum herausbringt.

Das zweite grosse Bedenken, das der Vorlage
entgegengebracht wird, ist die Stabilisierung bei
63%. Es ist zuzugeben, dass es sich hier um ein
schwieriges Problem handelt, bei dem man in guten
Treuen zweierlei Meinung sein kann. Die Momente,
die für die vom Bundesrat vorgelegte Lösung
sprechen, sind, einmal: Herstellung einer Beruhi-
gung beim Personal über die Gestaltung seiner
Besoldungsverhältnisse, Möglichkeit zur Vermei-
dung harter politischer Kämpfe. Kämpfe um Löhne
sind immer hart und in ihrer Auswirkung meist
recht negativ und unbefriedigend. Und weiter
spricht für die Lösung, die der Bundesrat vorge-
schlagen hat, eine Entlastung der Behörden und
der Parlamente von den Debatten, die sich jedesmal
automatisch bei der Festlegung von Teuerungs-
zulagen ergeben. Es ist darauf hinzuweisen, dass
eine Ordnung, wie sie der Bundesrat vorschlägt,
den Vorteil hat, dass man auf Jahre hinaus bei der
Büdgetierung mit festen Beträgen rechnen kann.

Es scheint aber, dass gerade in der Frage der
Stabilisierung eine gewisse Kompromissmöglichkeit
in der Luft liege. Ich will auf diese Frage nicht
näher eingehen, .sondern nur sagen, dass, wenn man
schon über einen Kompromiss in dieser Frage
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sprechen will, man besser bei der Detailberatung
den Antrag Gysler-Häberlin im Zusammenhang
mit Art. 37 an die Kommission zurückweist, und
zwar vor allem, weil das Problem auch mit einer
Annahme des Antrages Häberlin-Gysler nicht ge-
löst wäre. Es müssten noch eine ganze Reihe von
Artikeln, unter anderem auch die Übergangs-
bestimmungen, im Gesetz geändert werden. Die
Kommission sollte die Sachlage prüfen und unter-
suchen, wie weit ein solcher Kompromiss möglich
wäre. Das kann alles in einer während dieser
Session festzulegenden Sitzung geschehen, und die
Kommission könnte Ihnen Vorschläge unterbreiten,
die das ganze Problem beschlagen würden. Nach
meiner Meinung ist die Stabilisierung bei 163
durchaus vertretbar. Ich möchte ausdrücklich be-
tonen, dass die Stabilisierung kein Präjudiz für die
Festlegung der versicherbaren Besoldungen bei den
Pensionskassen bedeutet.

Die übrigen Einwendungen, die gegen die Vor-
lage gemacht werden, sind eher nebensächlicher
Natur und können gut bei der Detailberatung
behandelt werden.

Abschliessend möchte ich betonen, dass nach
meiner Auffassung das eidgenössische Personal eine
loyale Behandlung verdient. Diese These ist hier
nicht bestritten worden. Das Personal war auch
loyal, hat sich an die Burgfriedensparole während
des Krieges gehalten, hat aber auch während der
Konjunktur ausserordentlich gute Disziplin gezeigt.
Ich verweise auf Beispiele in ändern Staaten, wo
das Staatspersonal die Konjunktur durch sehr
aggressive Aktionen ausgenützt hat, ausserordent-
lich scharfe Lohnerhöhungen verlangte und diese
mit Streiks usw. durchzusetzen suchte. Der Ein-
druck von Missgunst und kleinlicher Behandlung,
wie er aus gewissen Presseäusserungen — ich
möchte die Verhandlungen im Rat ausdrücklich
äusnehmen — gegenüber dem eidgenössischen Per-
sonal entstehen könnte, müsste schlechte Aus-
wirkungen haben, wenn er verstärkt würde. Das
Personal muss qualitativ auch beim Bund auf
hoher Stufe stehen. Es werden an das Personal zum
Teil sehr grosse Anforderungen gestellt, und zwar
nicht nur bei den Verkehrsbetrieben. Das eidge-
nössische Personal führt in seiner Tätigkeit nichts
anderes aus als das, was die Bundesversammlung
und der Bundesrat ihm an Aufgaben durch Gesetze
und Beschlüsse zuweisen. Dass diese Aufgaben in
der letzten Zeit nicht einfacher, sondern eher kom-
plizierter und mit mehr Verantwortung belastet
worden sind, werden Sie alle feststellen können.
Das Personal führt in seiner ganzen Tätigkeit
nichts anderes durch als den Willen des Gesetz-
gebers. Es ist in der „Steuerrevue" in nicht sehr
zutreffender Weise darauf hingewiesen worden,
dass die Mehrlasten, die diese Revision des Be-
amtengesetzes bringen werde, von der Privatwirt-
schaft getragen werden müssen. Ich glaube, dass
diese Betrachtungsweise dem Ernst eines näheren
Studiums nicht standhält. Es ist nicht einfach die
Privatwirtschaft, die die öffentlichen Lasten des
Bundes zu tragen hat. Die „troisième force", die Herr
Häberlin angezogen hat, ist nicht etwa von der
ganzen Volkswirtschaft getrennt. Es ist so, dass
viele Unselbständigerwerbende, die nicht nur im
Gebiet der Privatwirtschaft stehen, durch ihre

Steuerleistungen ebenfalls >zu den Summen bei-
tragen,'die der Bund auszugeben hat, sei es in bezug
auf das Personal, sei es bezüglich anderer Ausgaben.
Es ist so, dass das eidgenössische Personal selbst
recht erkleckliche Beiträge an die Ausgaben des
Bundes leistet.

Wir dürfen in diesem Zusammenhang nicht
übersehen, dass der Bund und die Kantone durch
eine geschickte Konjunkturpolitik zur guten Kon-
junktur, der sich die schweizerische Wirtschaft
während einiger Jahre erfreuen konnte, entschei-
dend beigetragen haben. Nicht nur durch das Ge-
schick der Wirtschaftsführer, denen ich grosse
Achtung zolle, ist die Konjunktur entstanden,
sondern weitgehend durch die geschickte Politik
von Bundesrat und Parlament, durch die Unter-
händler bei Handelsverträgen usw. und durch die
gesunde Währung, die auch eine Funktion unserer
nationalen Politik ist. Hier hat der Staat sicher
Wesentliches zur Konjunkturentwicklung ,. beige-
tragen. Das dürfte bei den Gegenüberstellungen
zwischen Privatwirtschaft und Gemeinwirtschaft
sicher auch in Betracht gezogen werden.

Es ist Tatsache, dass innerhalb der gesamten
nationalen Tätigkeit eine starke Verschiebung der
wirtschaftlichen Aktivität in der Richtung von der
Privatwirtschaft weg zur Gemeinwirtschaft statt-
gefunden hat. Damit hat sich die Arbeit des öffent-
lichen Personals, nicht nur der des Bundes, ver-
mehrt, damit aber auch weitgehend die Verant-
wortung vergrössert. Auch wenn man diesen Zu-
stand nicht gerade als erfreulich bezeichnen kann,

'bleibt die Tatsache die, dass mit jeder grossen
Ausgabe, die Sie beschliessen, Sie auch die .Auf-
gaben-des Personals und dessen Verantwortung
vermehren. Wenn Sie zum Beispiel 100 Millionen
Franken für die Beschaffung von Kampfflugzeugen
beschliessen, wie Sie dies vor einigen Tagen getan
haben, geben Sie dem Bund und seinen Funk-
tionären eine gewaltige wirtschaftliche Macht, aber
auch eine gewaltige Verantwortung in die Hände.

Aus all diesen Überlegungen möchte ich Ihnen
empfehlen, in der Frage der Revision des Beamten-
gesetzes gegenüber der Vorlage eine verständnis-
volle Haltung einzunehmen. Ich beantrage Ihnen
Eintreten.

M. Nicole: Je tiens d'abord à rassurer notre
collègue, M. Philippe Schmid, qui a laissé entendre
tout à l'heure que j'aurais peut-être l'intention
d'animer ces débats. Personne n'ayant soupçonné
notre fidélité à l'Etat suisse, personne n'ayant
essayé de nous assimiler à ceux que l'on a punis du
châtiment suprême pendant la guerre, personne
n'ayant cherché à nous assimiler aux signataires de
la fameuse pétition des 200, je n'ai pas l'intention
de me fâcher à cette tribune, bien au contraire.

Si je tiens à vous exprimer les sentiments que
nous éprouvons à l'égard de cette loi, c'est parce
que nous estimons que tout n'a pas été dit à son
sujet. M. Gysler s'est exprimé au nom de l'Union
des associations patronales, des arts et métiers, de
l'Union suisse du commerce et de l'industrie. Nous
avons entendu^également l'opinion du Conseil
fédéral et celle de l'Union federative du personnel
fédéral. Mais il y a encore d'autres personnes
intéressées à cette loi dont on a très peu parlé.
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Nous avons reçu les représentants du personnel
fédéral des villes de Genève, Zurich et Baie, qui
ont fait entendre un autre son de cloche que celui
que nous avons entendu ce matin. Jusqu'à mainte-
nant il semble que l'on ait essayé de suggestionner
le personne] de la Confédération, de le persuader
qu'il est heureux, parfaitement heureux, qu'il n'a
plus rien à désirer, que tous les partis politiques
sont en quelque sorte à son service. M. Haberlin
lui-même s'est montré tout à l'heure assez réservé,
afin de bien faire comprendre au personnel combien
sa situation était bonne.

Mais on nous a signalé qu'une partie du per-
sonnel fédéral devait recourir à l'assistance pu-
blique. Nous avons reçu à ce propos une lettre —-
que je ne veux pas traduire,— de laquelle il ressort
que si la ville de Baie construit des logements pour
des familles dont les ressources sont insuffisantes,
il se trouve des familles de fonctionnaires fédéraux,
employés ou ouvriers pour en solliciter. Ils nous
écrivent précisément qu'on devrait faire inscrire
dans la loi actuellement en vigueur des dispositions
telles que le personnel de la Confédération n'ait pas
besoin de s'adresser aux œuvres d'assistance pour
être logé convenablement. S'il en est ainsi, cela est
dû au fait que les classes inférieures du personnel
sont trop peu payées. Je ne suis pas seul à le dire.
J'ai cru comprendre dans l'argumentation de
M. Cottier qu'il était assez d'accord avec moi sur ce
point. Je croîs d'ailleurs qu'il ne pourrait' pas avoir
une autre attitude,'étant donné que les fonction-
naires de la ville de Genève reçoivent des traite-
ments de beaucoup supérieurs à ceux qui sont
inscrits dans la présente loi. La différence est même
énorme. A Genève-ville le salaire minimum du
fonctionnaire marié est de 7500 fr. et celui du
personnel célibataire de 6500 fr. De même, le
personnel des tramways genevois a obtenu _(après
la grève de 19.46, c'est vrai, M. Cottier) un salaire
minimum de 6500 fr. pour les célibataires alors* que
là présente loi prévoit 5400 fr. pour la même
catégorie de personnel fédéral.

Je suis curieux d'entendre tout à l'heure M.
Guinand — je le pense tout au moins — qui deman-
dait au Conseil fédéral, en 1945, par voie de motion,
de présenter un projet de revision du statut des
fonctionnaires supprimant les quatre dernières
classes. C'est exactement ce que nous demandons.
Pour une fois nous sommes d'accord avec M.
Guinand, membre du parti radical, qui, lui, se
trouve en désaccord avec le président de son
groupe, lequel estime que les fonctionnaires'fédé-
raux sont presque trop payés, encore qu'il ait fait
ce matin quelques réserves à propos des fonc-
tionnaires des classes subalternes, réserves que l'on
ne retrouve pas dans certaine lettre qu'il a adressée
à ses amis politiques..

Quoi qu'il en soit, M. Guinand devra dire s'il
maintient les termes de la motion qu'il avait
déposée en 1945, tendant à la suppression des
quatre classes inférieures du statut des • fonc-
tionnaires, ou s'il partage maintenant le point de
vue de MM. Gysler et Haberlin.

Je remercie le bureau du Conseil national
d'avoir fait distribuer un texte qui permet d'éclairer
notre proposition tendant à la suppression des
articles 13 et 23 du statut des fonctionnaires. Nous

discutons ce matin les chapitres 5 et suivants. Les
quatre premiers chapitres ne sont pas touchés.

Nous avons jugé utile cependant de mettre
l'accent sur la disposition concernant le droit de
grève. Je dois dire — comment vais-je m'exprimer,
disons très amicalement — que je suis surpris de
la facilité avec laquelle M. Bratschi a abandonné
cette revendication, tendant à la suppression des
articles 13 et 23, qui interdisent le droit de grève,
dont M. Cottier a dit, hier, beaucoup trop de mal.
La grève n'a pas apporté que des malheurs à notre
pays. Celle de 1918 — et je 'félicite ceux qui, à ce
moment-là, n'ont pas craint de risquer leur liberté —
a bel et bien annoncé pour le peuple suisse la mise
sur pied de la loi sur l'assurance vieillesse. 'C'est
par la grève de novembre 1918 (que fut mise en
mouvement la création de cette œuvre sociale
qu'est l'assurance vieillesse et survivants. D'autres
efforts ont été faits pour maintenir le droit de grève
dans le statut du personnel'fédéral. Je rappelle la
marche sur Berne qui eut lieu en 1922. Il s'agissait
alors de combattre la loi Haberlin, qui contenait
une disposition interdisant le droit de grève. A ce
moment-là le personnel fédéral — M. Bratschi
joua un rôle très en vue, dont je le félicite^— organisa
une marche sur Berne de l'ensemble du personnel,
avec musique, organisation tip top d'un cortège
qui défila dans les rues de la ville de Berne. Et c'est
ainsi que nous avons jeté par terre la première loi
Haberlin. C'est après cette manifestation que cette
loi a été rejetée par le peuple. On en fit d'autres
pour obtenir par d'autres moyens, ce que M. Haberlin
n'avait pas obtenu en 1922. Nous y revenons
maintenant et nous proposons la suppression de ces
deux articles 13 et 23.

Pour le surplus, nous sommes heureux de
constater qu'on discute enfin du statut et des
traitements du personnel fédéral. Nous sommes
d'accord de souscrire à l'entrée en matière et en
cours de discussions nous reviendrons sur les diffé-
rents articles, conformément aux propositions que
nous avons eu l'honneur de présenter à ce conseil.

M. Perrin-Corcelles : Les députés qui sont ins-
crits à la fin de la liste des orateurs ont au moins
cet avantage de pouvoir répondre à ceux qui les
ont précédés à cette tribune. -

A M. Nicole, qui nous reproche notre inactivité
momentanée dans la question du droit de grève, je
voudrais rappeler que lorsque nous avons discuté
ici du statut des fonctionnaires pendant trois ans,
durant, des sessions très longues et très nombreuses
et d'innombrables séances, qu'il nous avait genti-
ment laissé le soin de batailler avec la majorité de
ce conseil. Il n'a jamais levé le petit doigt pour nous
donner un coup de main. Il n'a pris, dans tout le
débat sur le statut des fonctionnaires, qu'une seule
fois la parole pendant trois minutes, ce qui était
vraiment un record pour lui, et tout à fait à la fin
des délibérations, alors qu'on liquidait les dernières
divergences, pour entretenir le conseil des mésaven-
tures d'un facteur de Leysin, qui avait distribué des
tracts communistes à des militaires. C'est là toute
l'activité que M. Nicole a déployée à cette époque-là
et si aujourd'hui nous n'avons pas fait la propo-
sition de biffer les articles 13 et 23, M. Bratschi vous
a déjà expliqué ce matin que c'était pour ne pas
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prolonger les débats d'une manière inutile et pour
pouvoir réaliser le plus rapidement possible ce qui
intéresse aujourd'hui ]e personnel de la Confédé-
ration: la stabilisation des traitements.

J'ai à regretter que M. Seiler soit venu ici parler
de détails de cuisine, en quelque sorte, des organi-
sations du personnel, en critiquant la composition
de la commission paritaire du statut des fonc-
tionnaires. Je voudrais rappeler à M. Seiler que le
système électoral, la proportionnelle, qui est en
vigueur pour l'élection des membres de la com-
mission paritaire est dû non pas à une proposition
de l'Union federative, mais à une proposition de
ses propres coreligionnaires politiques, proposition
faite à l'occasion de l'élaboration de cette loi. Si
l'organisation chrétienne sociale a trop peu de
membres pour obtenir dans l'une ou l'autre des
circonscriptions électorales une représentation dans
la commission paritaire, ce n'est pas la faute de
l'Union federative. M. Seiler prétend que son
organisation compte maintenant près de 7000
membres. Je ne suis pas en mesure de contester ce
chiffre, parce que les chrétiens-sociaux sont ex-
trêmement prudents dans la publication du nombre
de leurs effectifs. Mais ce dont je suis absolument
sûr, c'est que sur ces 7000 membres, il n'y a guère
plus de 3000 agents fédéraux, les autres étant
occupés par les administrations cantonales et
communales ou les chemins de fer privés.

Je voulais remettre au point cette petite incur-
sion de M. Seiler dans le domaine de l'organisation
du personnel fédéral.

Quant à M. Gysler, si-je l'ai bien compris, il a
voulu se plaindre de l'attitude du personnel fédéral
à l'égard du commerce et de l'artisanat. M. Gysler
a fait allusion ici, sur ce point, à l'agitation qui s'est
produite l'année passée lorsque le prix de la viande
a commencé une ascension vertigineuse. Les ména-
gères ont fait alors la grève de la viande. Il y a eu
quelques réunions et assemblées qui, du reste, ont
été tout à fait spontanées et qui n'avaient pas été
préparées par nos organisations syndicales. J'ai
déjà eu l-'occasion de répondre à M. Gysler, mais je
tiens à répéter aussi ici, puisqu'il est revenu sur le
sujet, que le Conseil fédéral a déjà remis les choses
au point en ce qui concerne la question de la viande.
11 a écrit dans son 38e rapport à l'Assemblée fédérale
sur les mesures prises en application de l'arrêté
fédéral concernant la défense économique vis-à-vis
de l'étranger, après avoir expliqué pourquoi une
hausse du prix de la viande fraîche devint inévitable,
que des exagérations malheureuses ont provoqué
une vive réaction de la part de la population. Le
Conseil fédéral admet donc qu'il y a eu des exagé-
rations, non pas de la part des ménagères qui
auraient trop acheté de viande, mais de la part des
bouchers qui auraient profité de l'occasion pour
trop augmenter, les prix de la viande.

Monsieur Gysler, je voudrais vous rappeler aussi
qu'il y a 25 à 30 ans il existait dans toutes les gran-
des gares et dans la plupart des centres du personnel
des P.T.T., ce qu'on appelait des groupes d'achat.
Le personnel achetait lui-même directement en
Italie les spaghettis, à Marseille le savon, en Alle-
magne les pommes de terre, le bois et bien d'autres
marchandises, qui n'étaient • pas seulement des
denrées alimentaires. A partir de 1932, pendant la

crise économique, nous avons dit à nos cheminots
et à nos postiers qu'ils ne pouvaient pas être en même
temps commerçants. Nous les avons priés avec
instance de liquider tous.les groupes d'achat qu'ils
avaient organisés afin d'acheter meilleur marché.

En prévoyant dans la loi un article qui per-
mettrait de diminuer les salaires, M. Gysler vou-
drait-il précipiter à nouveau le personnel vers ces
groupes d'achat ou vers les coopératives et la
Migros de M. Duttweiler ? Je pense que ni le com-
merce de détail, ni l'artisanat, ni l'agriculture
n'auraient avantage à cela.

Quant à la question de l'égalité des célibataires
et de leurs collègues mariés, elle est tout à fait
compréhensible, même sous le rapport de la pro-
tection de la famille. Les célibataires sont des can-
didats au mariage et un salaire suffisant pour fonder
un foyer fait aussi partie de la protection de la
famille qui est prévue dans un nouvel article de la
constitution fédérale.

M. Gysler se dit mal renseigné sur les répercus-
sions de la loi sur-les caisses de secours et pensions
du personnel de la Confédération. Pourtant l'année
dernière, nous avons discuté un message et un
projet du Conseil fédéral, spécialement consacrés à
cette question, à la fois dans les commissions et dans
ce Conseil. Tout le monde devrait donc être tout à
fait au clair sur cette question. M. Gysler possède, ,
comme tous les autres membres de la commission,
un graphique qui montre que la différence n'est plus
aujourd'hui très grande entre le traitement propre-
ment dit et le traitement qui est assuré à la caisse
de secours et de pensions.

A. M. Häberlin, je voudrais me permettre de ré-
pondre que pendant la crise économique surtout, des
milliers de personnes se sont précipitées aux portes
des administrations fédérales; la grosse majorité
d'entre elles ne savaient pas du tout ce qu'on atten-
dait, ce qu'on exigeait d'elles et la plupart' étaient
éliminées d'emblée, car il suffisait souvent de les
regarder pour se rendre compte que ces gens étaient
totalement inaptes à occuper les postes mis au
concours par les administrations fédérales.

J'ai aussi constaté avec satisfaction que l'échelle
qui nous est proposée n'est pas combattue; mais on
hésite à voter la dépense supplémentaire qui attein-
drait 17,5 millions l'année prochaine et 44 millions
dans une douzaine d'années. Or, si l'on déduit de
ces 17 millions les 4 millions destinés aux allocations
de famille, que personne ne conteste, nous descen-
dons déjà à 13 millions, montant dont on doit encore
enlever, à mort avis, les 10,7 millions prévus pour les
indemnités de résidence, lesquelles ne sont pas com-
battues non plus parce qu'il y a là une organisation
toute nouvelle tenant compte de l'évolution qui
s'est produite dans le domaine du logement au
cours de ces dernières années.

Je voudrais vous rappeler aussi que jusqu'à pré-
sent ces indemnités de résidence n'ont été augmen-
tées que de 25 % alors que le, renchérissement de la
vie atteint 63 %. En fait d'amélioration proprement
dite des traitements, il ne reste donc plus, pour 1950,
que trois millions environ dont une partie — 800000
francs — représente une compensation, qui n'est
encore que partielle, du recnhérissement de la vie
pour le personnel qui n'avait pas encore atteint
totalement la compensation jusqu'à maintenant. Et
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si l'on fait la même opération pour 1962, on constate
que les améliorations apportées à l'échelle des traite-
ments représentent en réalité 37 millions et non pas
44 millions. Ces 37 millions sont nécessaires si l'on
veut améliorer en particulier le minimum des
classes inférieures, manifestement insuffisant, de
l'échelle actuelle fixer des maxima compensant la
totalité du renchérissement et permettre par là un
meilleur recrutement du personnel.

On lit à la page 25 du message que l'augmen-
tation du salaire réel par rapport à 1939 sera de
5 % pour un agent marié ayant deux enfants et un
traitement de 5000 francs et de 2 %' si ce traite-
ment est de 6000 francs. Personne, je pense, ne
viendra nous dire que c'est trop en regard des aug-
mentations beaucoup plus fortes accordées dans une
bonne partie de l'industrie privée. A ce sujet, je vous
prie de vous reporter aux pages 16 et 17 du message
qui indiquent la majoration du salaire réel de la
plupart des branches de l'industrie. M. Häberlin
lui-même pourra voir que cette différence est assez
considérable. Si l'on n'est pas mieux renseigné sur
les salaires payés par l'industrie et le commerce, en
particulier par l'industrie, c'est parce que' cette
dernière refuse de fournir des précisions au Conseil
fédéral pour l'établissement de ses messages.

Le projet qui nous est soumis n'a rien d'exagéré.
Nous espérons bien que d'ici quelques années la
tension internationale aura diminué, sinon disparu,
que nous pourrons démobiliser toute l'économie de
guerre qu'il faut malheureusement renforcer de nos
jours et qu'il sera alors possible de réduire l'effectif
du personnel de l'administration centrale, comme
celui de l'administration militaire qui a le plus enflé.
Nous espérons que nous ne serons pas obligés de
voter encore souvent, comme ce fut le cas l'année
dernière parce que la situation l'exigeait de nou-
veaux'crédits dépassent 125 millions pour l'armée.

La condition de fonctionnaire de la Confédération
comporte certains avantages, mais vous avez enten-
du hier de la bouche du rapporteur français de la
commission, qu'elle en a beaucoup perdu depuis
quelques années par le fait des contrats collectifs
rendus obligatoires, lesquels donnent une stabilité
plus grande à la situation des ouvriers de l'économie
privée, par le fait aussi de l'assurance vieillesse et
survivants et des caisses de pensions créées dans de
très nombreuses entreprises de l'industrie privée,
du commerce et des banques. Mais cette condition
comporte aussi de nombreux inconvénients dont la
discussion des salaires et des traitements du per-
sonnel sur la place publique n'est pas le moindre.
Parmi les adversaires du personnel fédéral — il çn

. existe malheureusement encore — peu nombreux
sont certainement ceux qui voudraient voir leur
fortune et leur revenu mis ainsi complètement à nu
devant les tribunes du parlement, dans la presse,
dans les assemblées populaires en cas de votation
populaire.

Après quinze ans d'instabilité et d'insécurité —•
car cette insécurité dure depuis 1934 — le personnel
fédéral aspire à la tranquillité. Il voudrait assumer
son service, souvent pénible et dangereux, sans avoir
continuellement les yeux fixés sur le palais fédéral,

• où l'on prépare et discute longuement des projets le
concernant. Autrefois, le personnel fédéral était
rangé dans la catégorie des salariés qu'on appelait

les traitements fixes. Il y avait une telle dérision
dans cette expression qu'elle n'a presque plus cours
aujourd'hui. En accomplissant soigneusement son
devoir, le personnel fédéral voudrait, pendant quel-
ques années de plus, avoir la certitude, si les cir-
constances le permettent, de vivre non pas dans
l'insouciance, comme tant de nos compatriotes qui
sont dans une situation plus aîsée, mais dans la paix
sociale et la tranquillité d'esprit qui ne seraient que
profitables aux entreprises -et aux administrations
que le personnel sert avec dévouement. Le pays et le
peuple suisse auraient tout à gagner à cette paix et
à cette tranquillité.

Comme nous nous sommes engagés à ne voter
aucune proposition allant plus loin que le projet du
Conseil fédéral, à moins que ce dernier n'accepte lui-
même expressément de nouvelles améliorations de
la loi, je vous prie au nom de la commission de voter
l'entrée en matière et d'accepter le projet tel qu'il
figure dans le message du Conseil fédéral.

Schttlid-Dieterswil: Es gehört nicht zu den an-
genehmsten Aufgaben, nach einer so ausgiebigen
Vormittagsdebatte vor einem Rate zu sprechen, der
ziemlich ausgeprägte Ermüdungserscheinungen auf-
weist. Ich möchte Sie immerhin bitten, mir einige
Minuten Gehör zu schenken, damit auch ein Mitglied
Ihres Rates hier eine Gruppe vertreten kann, die
heute im Blickfelde des kommenden Abstimmungs-
kampfes steht, nämlich die Landwirtschaft. Die
Revision des eidgenössischen Beamtengesetzes be-
rührt nicht nur das direkt interessierte Personal,
sondern ist sicher für die gesamte schweizerische
Volkswirtschaft von grosser Bedeutung. Es werden
sich sicher Rückwirkungen auf die Lohnverhältnisse
in den kantonalen und kommunalen Verwaltungen
und auch in der Privatwirtschaft geltend machen.
Es ist also durchaus verständlich, wenn in diesem
Zusammenhang das Stabilisierungsabkommen zur
Diskussion steht. Die Befürworter der Gesetzes-
vorlage bagatellisieren die Auswirkungen. Die Geg-
ner der Vorlage äussern sich diesbezüglich sehr pessi-
mistisch. Vom Blickfelde der Landwirtschaft aus
möchte ich heute feststellen, dass die Landwirt-
schaft im Hinblick auf den kommenden Abstim-
mungskampf von zwei Seiten umworben wird, die
die Parole Pro oder Contra ausgeben. Man ist sich
offenbar in den zwei Lagern immerhin der Tatsache
bewusst, dass trotz dem grossen Rückgang, den wir
in der Landwirtschaft zu verzeichnen haben, diese
immerhin noch in der Lage ist, rund 300 000 Stimm-
bürger zu mobilisieren. Wenn wir heute die Wirt-
schaftskonjunktur vom Gesichtspunkte der Land-
wirtschaft aus betrachten, so müssen wir feststellen,
dass der Höhepunkt dieser Wirtschaftskonjunk^ur,
die durch zwei Milliarden Vorschüsse von Bundes-
geldern an das Ausland künstlich aufgebläht wurde,
heute sicher überschritten ist. Den wohl ausgepräg-
testen Rückschlag hat bis heute die1 Landwirtschaft
erlitten. Einerseits hat man dieser Wirtschafts-
gruppe durch die vorhin erwähnte künstliche Wirt-
schaftsaufblähung die Produktionskosten übermäs-
sig gesteigert. Anderseits hat man die landwirt-
schaftlichen Lohnpositionen auf einzelnen Sektoren
durch forcierte Einfuhren um 25 bis 35 % gesenkt.
Die schweizerische Landwirtschaft könnte sich also
auf den Standpunkt stellen: Wenn mein Lohn sinkt,
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dann sollen es die anderen auch nicht besser haben.
Wir sind aber zu vernünftig, um diese Haltung ein-
zunehmen. Ich möchte betonen, dass wir nicht so
dumm sein wollen, um gewissen Kreisen Vorspann-
dienste zu leisten.

An die Adresse der Freunde des Herrn Bratschi
möchte ich folgendes ausführen :

Wenn von dieser Seite in Wort und Schrift unter
dem Motto „Jedem seinen gerechten Lohn", wie es
in der „Berner Tagwacht" heisst, an die Solidarität
der Landwirtschaft appelliert wird, so bitte ich,
diesem Appell in diesen Kreisen auch die Tat folgen
zu lassen. Es war für uns nicht gerade erhebend,
wenn in der Dezember-Session 1948 in diesem
Saale ein prominentes Mitglied unseres Rates und
ein Fraktionskollege des Herrn Bratschi, Herr Dr.
rer. pol. Professor Weber, einen vom Zaune ' ge-
rissenen Verbraucherstreik glorifizierte und weitere
ähnliche Massnahmen androhte. Dass offenbar die
Landwirtschaft mit diesen Drohungen gemeint war,
war uns schon damals klar. Wenn man glaubt, dass
es im Interesse unserer Volkswirtschaft liege, Ver-
braucherstreike auszulösen, und wenn man glaubt,
Volkswirtschaft so 'dozieren zu müssen, dann aller-
dings bin ich mir bewusst, dass das Wort, Krisen
könnten von Menschen ausgelöst werden, zutrifft.
Nehmen wir an, dass auch Professoren ihre Meinung
ändern und sich bessern können. Ich habe selber in
der Kommission für Eintreten auf die Vorlage ge-
stimmt. Ich stehe für die Vorlage ein. Ich bedaure
allerdings aus abstimmungstaktischen Überlegungen,
dass die paritätische Kommission folgendem Antrag
des Finanz- und Zolldepartementes nicht Folge
gegeben hat, der in Art. 74 bestimmen wollte:

/ „Mit Genehmigung der Bundesversammlung
kann der Bundesrat die in Art. 37 und 38 dieses
Gesetzes bestimmten Besoldungen herabsetzen,
wenn die Lebenskosten gemessen an ihrem Stande
im vierten Quartal 1948 um mehr als 7 % zurück-
gehen." Ich bin überzeugt, wenn die paritätische
Kommission diesen Artikel, der sicher vom Finanz-
und Zolldepartement im Sinne und im Geiste des
Beamtengesetzes vorgeschlagen wurde, angenom-
men hätte, so würde man damit dem Gegner den
Wind aus den Segeln genommen haben. Dass man
diesem Antrag nicht Folge gegeben hat, bedeutet
meiner Ansicht nach eine Belastung für die Vorlage.

M. Hirzel: Je voudrais vous entretenir quelques
instants, à propos de l'entrée en matière, sur un
thème qui rentre, je crois, sinon techniquement du
moins moralement, dans le cadre de la discussion
actuelle. Il s'agit de là composition linguistique de
notre administration centrale fédérale, spécialement
des bureaux fédéraux de Berne. Je fais là une inter-
vention de principe, destinée simplement à attirer
l'attention du Conseil fédéral sur^a question.

Le problème de la représentation romande dans
l'ensemble des autorités constituées de la Confédéra-
tion suisse n'est pas nouveau. On peut dire qu'il a
été résolu d'une façon extrêmement équitable dans
tous les domaines importants de la structure de
notre pays. En particulier dans le domaine politique,
l'autorité supérieure de la Confédération et dans le
domaine judiciaire, la représentation de la minorité
romande est équitable. Sur ce point, la tradition qui
s'est instaurée satisfait entièrement, on peut le dire,

la situation des parties linguistiques françaises du
pays.

Sur le terrain administratif central — je me
borne à ce terrain précis, étant donné la question
qui se pose —• je pense qu'il vaudrait la peine que
le Conseil fédéral et les chefs responsables des dé-
partements jettent de temps à autre un coup d'œil
scrutateur sur la composition de leurs différents ser-
vices. Pourquoi l'administration centrale ne pour-
rait-elle pas, en principe, dans chaque dicastèro,
division, service, avoir une représentation linguis-
tique romande équitable, je ne dis pas un numerus
clausus, mais tenant simplement compte, grosso
modo, de l'importance de la Suisse romande ?

Je passe, pour le moment, sur le problème des
chemins de fer fédéraux. Je le traiterai directement
avec la commission intéressée. J'ai sur ce point une
petite statistique personnelle. Je dirai simplement,
en passant, que la direction générale des chemins
de fer fédéraux ne compte aujourd'hui aucun repré-
sentant de la Suisse romande alors que, précédem-
ment, il était d'usage, de tradition que l'un des trois
postes des directeurs généraux soit attribué à la
Suisse romande, ce qui n'est plus le cas depuis deux
ians.

Je passerai directement à nçtre loi et à notre
statut général des fonctionnaires. Je le fais à titre
tout à fait personnel, sans que personne ne soit der-
rière moi, soyez tranquilles. Si je prends l'annuaire
que nous possédons tous et que j'examine la com-
position de différents services, en prenant les fonc-
tionnaires d'origine Suisse alémanique et les fonc-
tionnaires d'origine romande — je laisse de côté la
question tessinoise, dans laquelle je. n'ai aucune
compétence — je constate, sous réserve des erreurs
qui peuvent se produire dans l'interprétation des
textes qu'il y a- un département, le Département
politique, dans lequel, par une certaine tradition ou
un certain usage, la représentation romande est en
tout cas extrêmement équitable. Disons, pour ne pas
forcer la note, que ce département a été toujours
extrêmement bien traité à ce point de vue. Est-ce
par tradition ? Est-ce en raison d'une spécialisation
plus poussée ? Je ne discuterai pas de ce problème
et me borne à le constater.

Par contre, lorsqu'on consulte la statistique, on
constate que la situation est'toute différente pour
d'autres dicastères de notre administration. Je m'en
vais vous donner quelques çxemples que je prends
tout à fait au hasard, afin de ne pas viser spéciale-
ment un service et d'avoir l'air de faire ici le procès
d'un chef de département, de division ou de direc-
tion.

Consultons un peu cet annuaire. A la page 99,
je vois un important laboratoire fédéral, dont l'état-
major formé de fonctionnaires dirigeants : directeurs,
chefs de section, etc., comprend onze unités, sans un
seul romand. A la page 101, nous avons un'impor-
tant musée, intéressant l'ensemble du.pays. Son
état-major est formé de cinq personnes parmi les-
quelles il n'y a pas un seul Romand. A la page 110,
nous avons le bureau de statistique de la Confédéra-
tion helvétique. Si les indications données sont
exactes et les origines linguistiques sûres, je cons-
tate, à mon grand étonnement, que ce bureau,
chargé précisément de la statistique démographique
du pays, l'a fait à l'usage uniquement externe, mais
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ne paraît pas la faire à l'usage interne puisque, sur
onze fonctionnaires supérieurs, il n'v a pas un seul
welsche. J'espère me tromper, mais l'annuaire auquel
je me réfère l'indique. A la page 112, je trouve un
important bureau de mensuration, dont l'état-major,
composé de sept personnes, ne comprend pas un seul
romand. Dans une autre administration, relevant du
Département militaire, vous pourrez constater,
page 118, que l'état-major d'une section comprenant
sept personnes n'a qu'un seul Romand. Ala page 131,
on trouve un Romand sur huit personnes. A la page
134, autre service du Département militaire, on
trouve un Romand sur onze personnes. A la page
135, dans un dicastère comportant sept fonction-
naires supérieurs, on ne compte pas un seul Romand.
A la même page, dans un autre service, il y a onze
fonctionnaires supérieurs 'dont pas un seul n'est
welsche. Dans un autre dicastère, on compte trois
fonctionnaires supérieurs et pas un seul Romand.

A la page 176, nous avons une grande division
du Département de l'économie politique, la division
du commerce, extrêmement importante — je la cite
parce que je la respecte profondément et que j'ad-
mire beaucoup son travail et celui de son chef. Je
constate qu'il y a dans un état-major supérieur de
six fonctionnaires supérieurs, un seul welsche.
C'étaient un chefs de section et un adjoint. Nous
avions donc deux Romands. L'un a démissionné et
n'a pas été remplacé. D'une manière générale, l'état-
major de cette division atteint,' dans son ensemble,
quinze Suisses allemands et un Suisse romand. Or,
il s'agit là d'un dicastère très important, représen-
tant les intérêts supérieurs du pays.

Je passe, parce qu'on pourrait m'opposer
d'autres bureaux dans lesquelles la proportion est
peut-être inverse. Je ne fais pas de cela, soyez-
en sûrs, une question de défense des minorités.
Je ne veux pas poser ici une question jurassienne!
Je voudrais simplement attirer l'attention du Con-
seil fédéral sur quelques principes qui me semblent
devoir être observés dans la mesure du possible, sauf
circonstances majeures, devant lesquelles je suis prêt
à m'incliner, principes qui devraient régir la coopta-
tion, le choix -et la répartition des fonctionnaires,
spécialement dans les grades supérieurs, entre les
différentes parties linguistiques de notre pays.

Ces principes me paraîtraient être aujourd'hui
les suivants: 1. l'administration centrale doit veiller
dans chaque département, division ou service à ce
que la représentation linguistique romande soit
équitable*; 2. cette équité s'entend en ce sens que les
postes administratifs, supérieurs aussi bien qu'in-
férieurs, soient pratiquement accessibles aux Ro-
mands avec les mêmes facilités et que partant un
certain nombre de postes dirigeants soient confiés à
des Romands ; lorsque le chef de divsion, de service
ou de section est Suisse allemand, il est indiqué que
son remplaçant ou l'un de ses remplaçants au moins
soit Romand.

Les thèses que je soutiens ici peuvent, je crois,
avoir l'approbation entière de notre parlement.
Elles n'ont rien de révolutionnaire; elles fixent, au
fond, dans le cadre administratif, les principes que
nous observons dans ce Conseil, où nous .sommes
très à cheval les uns et les autres sur cette représen-
tation des minorités, qui est très largement assurée
partout. Ce que l'on peut faire dans les commissions

des Chambres et dans les tribunaux, cela doit pou-
voir se faire, me semble-t-il, dans le cadre de l'ad-
ministration. Ce ne doit pas être là un problème
insoluble, puisque nous l'avons résolu d'une manière
satisfaisante dans notre domaine.

Dans ces conditions, je ne veux pas faire de pro-
position pratique, mais je souligne le cas, simple-
ment parce qu'il me paraît avoir une certaine impor-
tance dans la direction future de l'administration et
étant donné surtout que l'on parle de démobilisation
et de réduction de personnel et que nous ne vou-
drions pas que, grâce à cela, la part romande soit
encore sacrifiée. Je terminerai par deux objections
connues: on nous dit que les Romands ne veulent
pas venir s'installer à Berne. Il y a longtemps que
nous entendons cette thèse. La Romandie est un
pays charmant; on ne le quitte pas volontiers. Je ne
sais pas si on quitte plus volontiers le Tessin, qui est
pourtant un pays autrement charmant que le nôtre,
cela soit dit en passant. Or, j'ai un peu l'impression
que les Romands se montreraient plus empressés de
venir à Berne s'ils avaient la conviction de pouvoir
être appelés aux hauts postes administratifs dans
des conditions acceptables. Je pose la question. S'il
s'agit de postes subalternes, la situation est natu-
rellement pour eux moins attirante.

On nous dit aussi qu'il faut donner la préférence
aux compétences. Nul plus que moi ne s'incline
devant les compétences. Nous avons en Suisse un
système de techniciens et de compétences qui, au
point de vue de l'administration fédérale — je dois
le dire ici — n'est pas critiquable et devant lequel je
m'incline. J'admets volontiers que la compétence de
quelqu'un dans un domaine précis doit passer avant
son appartenance linguistique. Cela me paraît être
l'intérêt général du pays et de'l'administration.
Cependant je crois que, si on le veut bien, on peut
aussi trouver quelquefois les compétences à égalité
en terre romande. Dans les tribunaux, dans les com-
missions d'experts, on arrive à trouver des compé-
tences en Suisse romande, à peu près à égalité. Je
pense que ce régime des compétences pourrait par-
faitement bien fonctionner si l'on se donnait la
peine de les chercher des deux côtés de la Sarine et
ne pas dire tout de suite que les compétences sont
localisées d'un seul côté.

Messieurs, je vous le dis gentiment (vous pouvez
noter le ton de mon intervention) je ne veux pas
dramatiser la situation, mais je voudrais que dans
cette question des compétences on voulût bien pen-
ser qu'il y a peut-être aussi en Suisse romande, des
gens qui seraient aptes à occuper des postes de chefs
de division et de chefs de section.

En conclusion — et je m'excuse ici de passer
peut-être au-dessus de la tête de mes amis de la
commission et d'avoir profité de l'occasion qui
m'était offerte de parler de ce problème au président
de la Confédération — j e serais heureux que le prési-
dent de la Confédération et le Conseil fédéral veuil-
lent bien s'arrêter à ce problème. J'ai l'impression
de rendre ainsi service à l'administration elle-même
au point de vue psychologique, en soulevant cette
question.

Et pour terminer je dirai que j'ai aussi l'impres-
sion de rendre service au public, car il n'est pas
indifférent, quoi qu'on en dise, que lors de discus-
sions avec l'administration fédérale centrale, lors-
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qu'on vient de Suisse romande, discuter avec des
fonctionnaires ayant des grades ou des compétences
permettant de trancher le cas, que ces fonctionnaires
soient originaires de nos régions, qu'ils comprennent
nos sentiments, qu'ils parlent notre langue.

C'est dans cette idée de la nécessité de maintenir
des contacts étroits, sympathiques et confiants entre
le public et l'administration, comme j'ai aussi posé
cette question.

;' '

Jakob: Der Nationalrat hat sich in der letzten
Woche bei zwei Anlässen mit der Ideologie des
nahen Ostens auseinandergesetzt. Er billigte in
seiner überwältigenden Mehrheit dieselbe nicht, und
noch weniger die politischen Methoden, die aus ihr
erwachsen sind und verurteilte mit aller Schärfe
die, die darauf ausgehen, gleiche Verhältnisse bei
uns herbeizuführen. Ich möchte aber daran erinnern,
dass alle die Reden und Massnahmen nicht hin-
reichen, um neue Ideologien ohne weiteres zu unter-
drücken. Das geht schon aus unserer eigenen Ge-
schichte mit aller Deutlichkeit hervor. Beispiels-
weise hat sich vor 160 Jahren die Ideologie des
Westens sehr rasch bei uns durchgesetzt. Es kommt
immer darauf an, unter welchen Voraussetzungen
neue Ideen erscheinen und kommt darauf an, unter
welchen Voraussetzungen die Existenz eines Volkes
sich abspielt. Wir können mit, Genugtuung fest-
stellen, dass es seit Bestehen der neuen Bundes-
verfassung in unserem Volke anders geworden ist.
Es ist gelungen, Volk und Behörden im allgemeinen
von der Tatsache zu überzeugen, dass, wenn gesunde
Wirtschafts- und Sozialmassnahmen geschaffen
werden, dadurch fremde Ideologien sich auch
weniger in unserem Volke durchsetzen. Es ist aller-
dings festzustellen, dass es in der Entwicklung der
Auseinandersetzungen über die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse und die soziale Stellung des Volkes oft hart
auf hart ging, aber wir können doch feststellen, dass
es immer wieder vorwärts gegangen ist. Ich erinnere
nur an das erste eidgenössische Fabrikgesetz, ich
erinnere an die Vorlage der eidgenössischen Räte
vom Jahre 1920 über die Arbeitszeit bei den Ver-
kehrsanstalten, ein Gesetz, das in hartem Kampfe
im Volk durchgegangen ist. Wir können stolz darauf
sein, dass das Schweizervolk das einzige ist, das die
48-Stundenwoche sanktionieren konnte ; wir können
feststellen, dass der. 6. Juli 1947 sich als ein glän-
zendes Zutrauensvotum an das Parlament erwiesen
hat, .und wir hoffen, dass auch am 22. Mai das
Tuberkulosegesetz, das ein neues Gesetz auf dem
Gebiete der sozialen Sicherung ist, vom Volk gut-
geheissen wird.

Auch die zur Beratung stehende Vorlage dient
der sozialen Sicherung der Existenz einer wichtigen
Volksgruppe. Nach der Botschaft des Bundesrates
gehören derselben rund 93 000 Arbeitnehmer an.
Nehmen wir an, dass drei Viertel davon eine Normal-
familie zu erhalten haben, so ergibt sich eine Volks-
gruppe von immerhin '370 000 Personen. - Es kann
dem Bund als Arbeitgeber nicht gleichgültig sein,
wie die Kinder dieser Familien aufwachsen, wie sie
erzogen werden, wie sie leben müssen, wie diese
Kinder genährt werden können. Aus diesen Kindern
werden später Staatsbürger und Staatsbürgerinnen,
sie sind ein wichtiger Teil der zukünftigen Nation.
Die soziale und wirtschaftliche Sicherung beruhte

Nationalrat. — Conseil national. 1949.

bisher auf dem Beamtengesetz vom 30. Juni 1927,?
.sie hat im Laufe der Jahre verschiedene Ä-nderungen
erfahren. Diese sind bereits erwähnt worden, und>
ich möchte nicht wiederholen, was gesagt, worden
ist, möchte aber darauf hinweisen, dass das Personal
wünscht, dass seine wirtschaftlichen Verhältnisse
auch in Zukunft sichergestellt werden. Dabei han-
delt es sich nicht nur um die heutige persönliche
Sicherheit der Angestellten und Beamten, es handelt
sich auch darum, zu wissen, wie die Verhältnisse
nach vollendetem Dienst oder bei vorzeitiger In-
validität sich gestalten, selbstverständlich werden
auch die Personalversicherungen an das neue
Beamtengesetz angepasst werden müssen.

Durch die Vorlage werden die Besoldungen der
verschiedenen Personalgruppen gemäss der Ämter-
klassifikation neu geordnet. Das Personal erwartet
auch, dass die geltende Klassifikation neu überprüft
werde. Der Art. 38 der Vorlage sieht das vor. Eine
neue Überprüfung ist schon deshalb nötig, weil sich
bei zahlreichen Dienstgruppen der Betrieb infolge
der Fortschritte der Technik in manchen Dingen
geändert hat, wodurch den einzelnen Beamten mehr
Pflichten und ein grösseres Mass von Verant-
wortung auferlegt wurde. Die technischen Neue-
rungen auf allen Gebieten, z. B. der Verkehrs-
wirtschaft, haben ja, gemessen an den zu lösenden
Aufgaben, einen Personalabbau ermöglicht. Denken
wir an die PTT-Betriebe, an die Einschaltung der
Motorfahrzeuge, an die Automatisierung des Tele-
phons, bei den Bundesbahnen an die Rationalisie-
rung und. die Elektrifikation der Bahnhofanlagen
durch spezielle Stellwerke, wo der einzelne Wärter
die Weichen weiter Bahnhofgebiete bedient und der
Stationsbeamte die Ein- und Ausfahrt ganzer Zugs-
gruppen überwacht.

Die Elektrifikation des Betriebes hat an das
ganze Betriebspersonal höhere Anforderungen ge-
stellt, die Bewältigung des in der Kriegszeit ins
Riesenhafte angewachsenen Verkehrs von Menschen
und Gütern erforderte die höchste Anstrengung
jedes Angestellten, die restlose Erfüllung aller An-
forderungen, die an die Eisenbahnen gestellt wurden,
haben einen nicht unwesentlichen Beitrag an die
Erhaltung unserer Neutralität geleistet..

Man hat in diesem Hause des öftern über den»
Personalabbau gesprochen. Auch heute war das
wieder der Fall, und man hat bereits das Referen-
dum angekündigt. Wir haben das ja erwartet, die
Voten der Herren Gysler und Häberlin haben uns
das deutlich gesagt, aber ich möchte doch auch noch
in bezug auf den Personalbestand auf den Bericht
der Generaldirektion der SBB vom April 1937 über
die Rationalisierungs- und Sparmassnahmen hin-
weisen. Ich möchte hier keine Zahlen nennen, aber
doch feststellen, was die Bundesbahnen seit Er-
scheinen dieses Berichtes geleistet haben. Wir
nehmen die Jahre 1935—1947. Dort geht aus
der Bundesbahnstatistik hervor, dass damals
111115 758 858 Bruttotonnenkilometer geleistet wur-
den. Im Jahre 1947 waren es deren 14 419 329 310.
Die Lokomotivkilometer wurden von 49,5 Millionen
im Jahr 1937 auf 68,9 Millionen im Jahr 1947 er-
höht. Sie sehen diese gewaltige Steigerung.

In bezug auf das Personal geht aus der gleichen
Statistik hervor, dass die Zahl der Lokomotiv-
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Beamten von 3560 im Jahr 1935 auf 2362, die des
Zugsdienstes von 2708 auf 2424 zurückgegangen ist. ,

Diese Zahlen zeigen, dass trotz der gewaltigen
Steigerung der Eisenbahntransporte die Zahl des
Personals zurückgegangen ist. Das war möglich
durch die Elektrifikation und die Einführung der
Einmannbesetzung der Lokomotiven. Fast gleich-
zeitig wurde die automatische Güterzugsbremse
eingeführt. Man hat die.Geschwindigkeit nicht nur
der Schnellzüge, sondern ,auch der Güterzüge er-
höht. Dem Lokomotivführer wurden vermehrte Auf-
gaben und grosse Verantwortung zugewiesen, wobei
demselben schon mit dem Fahrzeug ein kostbareres
Werkzeug in die Hand gegeben ist als das beim
Dampfbetrieb der Fall war. Eine neue Ämterklassifi-
kation ist trotzdem nicht erfolgt. Das Personal
hofft, dass bei der Behandlung in den zuständigen
Behörden nach Art. 38 der Vorlage auch bei den-
jenigen Gruppen, die in den letzten Jahren nach
ihrer Ansicht nicht richtig eingereiht sind, die
Richtigstellung erfolge. Im übrigen erwartet das
Personal der gesamten Betriebe die Annahme der
Vorlage auf Grund der Verhandlungen der paritä-
tischen Kommission und hofft auch, dass dieselbe,
wenn das Referendum verlangt wird, im Volke die
gleiche Annahme finden werde wie seinerzeit im
Referendumskampf die Vorlage über die Arbeitszeit
in den Verkehrsbetrieben.

M. Guinand: Le projet que le Conseil fédéral
nous soumet est, à mon sens, l'un des meilleurs qu'il
ait présenté ces dernières années, pour ce qui touche
aux fonctionnaires. On peut peut-être lui reprocher
de rester en dessous de ce que nous aurions souhaité
pour les petites classes de traitement, si l'on veut
que le recrutement du personnel fédéral corresponde
à ce que nous demandons de ce personnel. De même,
en ce qui concerne les hauts fonctionnaires, les
salaires ne correspondent absolument pas à ceux
qui sont payés dans l'industrie privée. Mais il faut
tenir compte d'une moyenne et des conditions diffi-
ciles dans lesquelles le Conseil fédéral a dû établir
son projet. Or, l'échelle de 1927 ne pouvait être
maintenue et il faut féliciter le Conseil fédéral de
l'avoir compris à temps.

D'autre part, le projet qui nous est soumis est
basé sur un accord réalisé sous l'égide d'un juge
fédéral qui semble avoir conduit les débats avec
une réelle impartialité.

On reproche au projet actuel de stabiliser les
salaires dans une période de plus haute conjoncture,
soit dans une période où les prix sont les plus élevés.
Cet argument ne serait pas sans valeur si les salaires
des fonctionnaires étaient intangibles. Mais nous
savons que des réductions ont été effectuées, en
1934 de 7%, en 1938 de 15%. Par conséquent, le
dogme du salaire fixe et. intangible du fonction-
naire fédéral a été battu en brèche et n'existe pra-
tiquement plus. La solution qui nous est proposée
est donc une solution moyenne, acceptable et je
tiens à remercier le président de la Confédération
d'avoir tenu compte des demandes que plusieurs
conseillers nationaux avaient formulées à cette
tribune. Ainsi que M. Nicole l'a rappelé, j'avais moi-
même demandé la suppression de quatre classes,
dont le salaire minimum était inférieur à 5000 fr.
Or, il faut reconnaître que le projet actuel qui fixe

le salaire minimum à 5450 fr. aboutit, pratiquement
à ce que j'avais demandé. Lorsque M. Nicole et ses
amis reviennent sur ma proposition ils se livrent,
une fois de plus, à la démagogie la plus pure.

Nous constatons que les augmentations proposées
par le Conseil fédéral pour les petits fonctionnaires
atteignent 100%, alors que le coût de la vie ne s'est
certainement pas élevé dans la même proportion.
Il s'agit donc non seulement d'un rajustement des
salaires de 1939, mais encore de leur augmentation.
Je dirai à ceux qui veulent proposer d'augmenter
les normes envisagées par le projet du Conseil
fédéral que celles-ci sont bonnes et que nous pouvons
les accepter, quand bien même l'on dit, à droite,
que l'on va trop loin et, à gauche, que c'est insuffi-
sant.

Le parti du' travail demande que l'on admette
le droit de grève dans le statut des fonctionnaires
fédéraux. Ce serait y introduire quelque chose que
les fonctionnaires eux-mêmes n'ont pas demandé.
J'estime d'ailleurs que M. Nicole serait bien inspiré
en'proposant ce droit de grève à ses amis de l'U.R.
S.S., de Yougoslavie et de Tchécoslovaquie plutôt
que de le proposer à ce parlement fédéral. C'est là-
bas que sa proposition aurait une réelle valeur. Il se
gardera bien de la formuler, ceci pour les raisons
que vous connaissez.

Les augmentations de salaires proposées par le
parti du travail ne manqueraient pas de provoquer
un referendum qui aboutirait certainement. Or, les
fonctionnaires ne désirent nullement être livrés en
pâture au corps électoral pour des raisons de pure
démagogie électorale. C'est pourquoi ces proposi-
tions doivent être repoussées.

Si je ne partage pas le point de vue de M. Häber-
lin, je dois reconnaître qu'il fait preuve de cou-
rage. , M. Häberlin, représentant de milieux où il
n'est pas facile de faire accepter des augmentations
de salaire, a cherché par tous les moyens à leur
faire admettre ce projet. Sa proposition peut être
discutée, mais il l'a faite de bonne foi. Elle a pour
avantage sur les .propositions faites de l'autre côté,
qu'elle tend à rendre le projet acceptable par des
milieux qui auraient de la peine à s'y rallier..

Si nous voulons faire du bon travail, je crois
que nous devons seulement entrer en matière, mais
éviter le plus possible de modifier un projet qui a
été étudié par les commissions techniques et ne
représente certes pas un idéal mais un compromis
auquel il faut rendre hommage, car il permettra
très certainement de continuer de recruter nos fonc-
tionnaires fédéraux parmi une élite. Or, c'est ce que
nous voulons. Même si cela représente des charges
un peu plus grandes pour la Confédération, il est
nécessaire que nos fonctionnaires restent une élite.
Par cela nous éviterons ce qui s'est passé dans un
pays voisin du nôtre où, peu à peu, le corps des
fonctionnaires s'est complètement abîmé parce que
les salaires étaient insuffisants. Nous avons failli
connaître,cette situation en 1943. Le Conseil fédéral
y a heureusement paré en présentant l'œuvre qu'il
nous soumet, œuvre à laquelle nous pouvons donner
notre plein et complet assentiment.

Weber: Ich bedaure, dass ich die Diskussion
verlängern muss, aber das Votum von Herrn Schmid-
Dieterswil veranlasst mich zu einer kurzen Bemer-
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kung. Herr Schmid hat auf die grosse Bedeutung
hingewiesen, die der Landwirtschaft in einem kom-
menden Abstimmungskampf zukomme. Es scheint,
als ob hinter unserer Beratung als dunkle Wolke
schon ein Abstimmungskampf zu erblicken wäre,
obwohl meines Erachteiis dazu kein Anlass vorliegt.
Er sagte, dass gewisse Äusserungen von unserer
Seite die Landwirtschaft veranlassen könnten, hier
eine andere Haltung einzunehmen. Dabei hat er
auf die Interpellation in bezug auf die Fleischpreis-
frage hingewiesen, die der Sprechende hier im
Dezember begründete. Ich weiss nicht, ob Herr
Schmid seinerzeit die Begründung meiner Inter-
pellation anhörte. Damals habe ich ausdrücklich
festgestellt, es sei mir nicht darum zu tun, Sünden-
böcke zu suchen, man habe vielleicht bei den Produ-
zenten, beim Handel, den Metzgern und bei den
Konsumenten gewisse Fehler begangen. Ich glaube
sogar, dass alle diese Kreise das auch schon aner-
kannt haben. Es war mir darum zu tun, von den
Behörden diejenigen Massnahmen zu verlangen,
welche eine Gefährdung der Stabilisierung verhin-
dern. Ich glaube, dass die Stabilisierung im Inter-
esse aller Gruppen unserer Wirtschaft gelegen ist.
Übrigens kann sich Kollege Schmid bei seinem
Fraktionskollegen Reichling erkundigen. Diesen
fragte ich seinerzeit, ob er im Anschluss an die

o '

Begründung meiner Interpellation das Wort er-
greifen wolle. -Er erklärte, er habe keine Angriffs-
punkte gefunden. Ich glaube, das sagt genug über
meine Einstellung gegenüber der Landwirtschaft.
Man darf nicht so empfindlich sein, dass, wenn von
einem Preis gesprochen wird, man schon einen
Gegner der Landwirtschaft erblickt, oder wenn von

' Lohn gesprochen wird, einen Angriff gegen die
unselbständig Erwerbenden vermutet.

Wir müssen uns über die Zusammenhänge zwi-
schen Einkommen der Lohnerwerbenden und der
selbständig Erwerbenden klar sein. Glücklicher-
weise ist es während des Krieges gelungen, grosse
soziale Spannungen zu vermeiden. Auch in den
letzten Jahren konnten solche Spannungen ver-
hütet werden. Wir dürfen sogar mit Stolz darauf
hinweisen, dass wir in der Schweiz im Gegensatz
zur Zeit nach dem ersten Weltkrieg, vor allem
auch im Gegensatz zur Entwicklung in anderen
Ländern, in den letzten Jahren eine sozial ausser-
ordentlich ruhige Zeitepoche hatten. Das ist natür-
lich zum grossen Teil darauf zurückzuführen, dass
wir eine günstige Wirtschaftslage hatten, aber auch
darauf, dass die verschiedenen Wirtschaftsgruppen
füreinander Verständnis hatten.

Nun werden wir wahrscheinlich in eine Zeit
kommen, wo es etwas weniger leicht geht als bei
steigendem Volkseinkommen und es schwieriger
wird, auch das kleiner werdende Einkommen unter
alle gerecht zu verteilen. Aber gerade in diesen
Zeiten muss die Solidarität der Volksgruppen, die
sich in der guten Zeit, aber auch in der schwierigen
Zeit des Krieges bewährt hat, bestehen bleiben. Es
wird keiner Gruppe dienen, wenn sie die Arbeits-
verdienste der anderen herabdrücken kann. Ich
möchte deshalb wünschen, dass auch die Beratung
dieser Vorläse in einem Geiste der Solidarität er-

o

folge. Wenn man schon einen Kompromiss und eine
Verständigung gefunden hat, so sollte man auch
nachher verhüten, dass es zu einer harten Ausein-

andersetzung im Volke kommt. Wir wollen ja
keineswegs die demokratischen Rechte irgendwie
schmälern. Aber es wäre sicher nicht nur sinnlos,
sondern gefährlich, wenn man die politischen Lei-
denschaften wegen dieser Vorlage im Volke auf-
peitschen würde.

Bundespräsident Nobs: Gestatten Sie mir zu
dieser Diskussion einige kurze Bemerkungen. Vor
allem bedarf es wohl keines weiteren Hinweises
darauf, wie sehr die Partialrevision des Besoldungs-
gesetzes, wie wir sie vorschlagen, im Interesse der
Arbeitsökonomie des Parlamentes selber liegt.
Nachdem während des Krieges jedes Jahr, eine
Zeitlang sogar zweimal, bei den Herbstzulagen und
dann bei den Teuerungszulagen, über diese Frage
diskutiert worden ist, hat man die beiden Regelun-
gen jeweilen in eine Beschlussfassung zusammen-
gezogen und das in den Nachkriegsjahren weiter-
geführt. Aber ich möchte doch jene, die kritisieren,
dass man im jetzigen Zeitpunkt eine solche Vorlage
bringe, daran erinnern, dass auch von Ihrer Kom-
mission, die im letzten Jahre zu den Teuerungszu-
lagen Stellung genommen hat und insbesondere von
den Referenten der Kommission dem Wunsch Aus-
druck gegeben worden ist, man möge mit diesem
ständigen Geschäft der Behandlung der Teuerungs-
zulagen einmal Schluss machen und durch eine
Revision.des Besoldungsgesetzes dafür sorgen, dass
die Regelung klarer und übersichtlicher werde, als
sie es nun in diesen letzten 20 Jahren nach den
vielen Abänderungen, die bald durch Erhöhungen
und bald durch Herabsetzungen bedingt waren,
geworden ist. Wie ja einer der Redner gesagt hai ,
ist es den wenigsten Mitgliedern des Parlamentes
und den wenigsten dem Gesetz unterstellten Funk-
tionären heute noch möglich, sich in diesem Dschun-
gel von Bestimmungen auszukenneii.

Ich verzichte darauf, die zahlreichen Stimmen
von Mitgliedern des Nationalrates und auch des
Ständerates zu nennen, die in den letzten Jahren
dem Bundesrat nahegelegt haben, mit einer Revi-
sion des Besoldungsgesetzes vor die Räte zu gelan-
gen. Da wir diesem Wunsche gefolgt sind, sollten
wir doch in diesem .Punkte auch hier auf Ihr Ver-
ständnis rechnen können.

Herr Nationalrat Gysler hat den Sprechenden
eingeladen, doch nun einmal eine Auskunft darüber
einzuziehen, wieviel besser es m der letzten Zeit mit
den Bewerbungen um Bundesstellen geworden sei.
Er hat gesagt, dass bei der Rekrutierung von Buii-
despersonal, namentlich auch bei den Regiebetrie-
ben, bei der Post-, Telephon- und Telegraphenver-
waltung und den Bundesbahnen sich die Situation
geändert habe. Ich bin über diese Frage orientiert
und muss Herrn Nationalrat Gysler sagen, dass
das, was er ausgesprochen hat, keine Tatsache ist,
sondern eine Hoffnung, auf deren Verwirklichung
er noch einige Zeit wird warten müssen. Die Ände-
rung ist kaum spürbar. Man kann nicht sagen,
dass eine wesentliche Besserung bereits eingetreten
sei. Namentlich gilt das für die mittleren Beamten-
stufen. Hier ist in gar keiner Weise eine Besserung
eingetreten. Gerade dort müssen wir aber beson-
deres Gewicht darauf legen, qualifiziertes Personal
zu bekommen. rNoch dieses Frühjahr müssen Jüng-
linge in den Stations-, Post- und Zollbeamtendienst
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aufgenommen werden, die den Anforderungen nur
ganz knapp genügen. Ein Teil dieser Bewerber, die
heute angenommen werden müssen, wäre früher
nicht angenommen worden, weil genügend besser
qualifizierte junge Kandidaten zur Verfügung stan-
den, als dies heute der Fall ist.

Herr Nationalrat Gysler hat 'auf das Kapitel
Fürsorge und die Kosten, die dem Bunde daraus
entstehen, hingewiesen. Es ist nicht zu bestreiten,
dass nach dieser Richtung manches getan wird und
dass beim Bund im ganzen eine vorbildliche Für-
sorge besteht, die hei diesen grossen Betrieben schon
ins Werk gesetzt worden ist. Durch unsere heutige
Vorlage wird diese Fürsorge weiter verbessert. Aber
wir wollen auch feststellen,' dass glücklicherweise in
den letzten Jahrzehnten und besonders in den letz-
ten Jahren auch zahlreiche privatwirtschaftliche
Betriebe nach dieser Richtung ganz bedeutende Ver-
besserungen und soziale Institutionen für ihr Perso-
nal geschaffen haben und es unter diesen Einrich-
tungen maiiche gibt, die besser sind, als das, was
der Bund bieten kann. •

Ich möchte aber diesen Punkt nicht verlassen,
ohne noch besonders Akt zu nehmen von der Er-
klärung des Herrn Nationalrat Gysler, dass er die
heutige Lohnhöhe als berechtigt anerkennt. Er hat
erwähnt, er trete nicht für eine Verminderung des
•Reallohnes ein. Im Gegenteil wolle er den bestehen-
den Reallohn des Bundespersonals erhalten. Ich
habe mit Genugtuung festgestellt, dass die Anträge
des Bundesrates auch in bezug auf das Ausmass
in der Kommission eigentlich unbestritten geblieben
sind. Was Anlass zu Meinungsverschiedenheiten
gab, waren die Modalitäten der Festsetzung und
namentlich die Frage der Absonderung einer beson-
deren Quote, die weiter als Teuerungszulage aus-
gerichtet werden sollte. Wenn man also feststellen
kann, dass allgemeine Übereinstimmung darin
besteht, man solle nicht zu weit gehen und dass
die Lösung, die der Bundesrat vorschlägt, allseitig
als gerecht und richtig anerkannt werden muss, so
darf man wohl hoffen, es werde dementsprechend
auch das Verständnis in weitesten Kreisen für diese
Vorlage vorhanden sein. Die grossen Summen, ohne
die es bei keiner Besoldungsfestsetzung des Bundes-
personals abgeht, sind Ausdruck der gewaltigen
Zahl von Menschen, die diesem Besoldungsgesetz
unterstellt sind. Wenn es da in die Millionensum-
men geht, ist damit nicht gesagt, dass der Einzelne
deswegen ungebührlich viel bekomme. Wenn Sie
den insgesamt 92 000 Funktionären bei allen Bun-
desbetrieben und bei der Zentralverwaltung im
Monat nur je einen einzigen Franken zulegen, so dass
also jeder Funktionär im Jahr 12 Fr. mehr erhält,
so macht das eine Mehrauslage von im ganzen
l 104 000 Fr. aus. Das hat seine Bedeutung nach
zwei Seiten. Es hat für den Sprechenden, für das
Finanzdepartement und den Bundesrat die Bedeu-
tung, dass wir uns bewusst bleiben müssen, wie
schwer geringfügige Erhöhungen — wie man zu
sagen pflegt — ins Guttuch gehen, und wie gross
die Kosten sind. Klein ist auf der anderen Seite
aber die Bedeutung für das Personal, da, auch wenn
in einer Botschaft eine ganze Anzahl.Millionen als
Mehrausgaben ausgewiesen sind, der einzelne Funk-
tionär davon ausserordenthch wehig zu spüren
bekommt. Dieser Bedeutung bitte ich Sie bewusst

zu sein, wenn Sie die Ziffern beurteilen und wenn
Sie sich fragen, wie es möglich ist, dass solche
Ziffern entstehen.

• Die Verkürzung des Aufstieges in den Alters-
zulagen von 15 auf 12 Jahre, die Verbesserung der
Kinderzulagen, der Heiratszulagen; ein besserer
Teuerungsausgleich für diejenigen, die auch im
Jahre 1949, heute, noch nicht den Ausgleich haben,
alles das sind eigentlich vollständig unbestrittene
Postulate ; niemand ist hier dagegen aufgetreten
und niemand hat sich in der Kommission dagegen
erhoben, sondern überall hat man anerkannt, dass
das recht und billig sei. Aber wenn man diesen
Postulaten nur in dem bescheidenen Ausmass ent-
gegenkommt, wie es der Bundesrat getan hat, so
addieren sich die Ausgaben aber eben zu den grossen
Beträgen, die Sie kennen.

Ich erlaube mir noch eine Bemerkung zu der
Frage des Teuerungsausgleiches. Wenn wir die beste
Lohnstatistik der Privatwirtschaft zur Hand neh-
men, die zuverlässigste, nämlich die Löhne der ver-
unfallten Arbeiter, und die Entwicklung dieser
Löhne seit den Dreissigerjahren «ber die Kriegszeit
hinweg und hinein in die Nachkriegszeit verfolgen
und vergleichen mit der Gestaltung der Löhne des
Bundespersonals und dem Realwert dieser Löhne,
so ist zu sagen, dass in der Privatwirtschaft eineo '

viel raschere Anpassung der Löhne an die Teuerung
durchgeführt worden ist und dass in der Privatwirt-
schaft der Reallohnverlust der Arbeitnehmer viel
geringer war als beim Bund, wo immer die Fest-
setzung der Teuerungszulagen ein Jahr hintendrein
kam und wo sich bedeutende Lohnverluste ergeben
haben, die für jene Personalkategorien mit Vor-
kriegslöhnen von über 7000 Fr. beim Verheirateten
und von über 5500 Fr. bei Ledigen noch heute nicht
in vollem Masse ausgeglichen sind. Ich möchte Sie
doch bitten, in den öffentlichen Auseinandersetzun-
gen solche Tatsachen nicht zu übersehen, sondern
festzustellen, dass das Entgegenkommen, das der
Bund heute zeigen musste, aus sachlichen Motiven
geboten war. Diese haben eine Zwangssituation
geschaffen, der Rechnung zu tragen war.

Herr Nationalrat Dr. Häberlin hat hier der Mei-
nung Ausdruck gegeben, dass jeder Bundesbeamte,
der abgebaut werden solle, sich mit letzter Energie
an seinen Posten klammere. Nachdem wir doch eine
schöne Anzahl Tausender von diesen Funktionären
abgebaut haben, muss ich sagen, dass das eine kleine
Übertreibung war, was da gesagt worden ist. Es
gibt gewiss manche, die sich an ihren Posten klam-
mern, und davon könnte ich auch einiges erzählen.
Aber die Grosszahl hat durchaus Verständnis dafür,
dass sie eingesetzt waren in kriegswirtschaftlichen
Funktionen, mit deren Aufhören auch sie überflüs-
sig wurden und dass sie etwas anderes suchen
mussten. Der Bundesrat hat Ihnen bei anderer
Gelegenheit Aufschluss gegeben, was -er diesen zu
Entlassenden noch an Fürsorge zuteil werden lässt.

Wenn gesagt worden ist, dass unsere grossen
Bundesbetriebe die Kosten nicht zu tragen ver-
mochten, so ist das eine Frage, die noch zu prüfen
sein wird. Aber ich fühle mich doch verpflichtet, noch
einmal von dieser Stelle aus deutlich zu sagen, dass
die PTT-Taxen gegenüber der Vorkriegszeit nur
um' 8% erhöht worden sind und die Bundesbahn-
taxen nur um 15%. Das sind Teuerungsaufschläge,
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wie sie die ganze Privatwirtschaft nirgends kennt.
Es sind auch Leistungen, für die man diesen Be-
trieben und ihren Leitungen wohl eher eine gewisse
Anerkennung zollen dürfte, als dass man sie kriti-
siert und dergleichen tut, als würde ein ganz uner-
hörtes Unrecht geschehen, wenn vielleicht die
Zwangslage eintreten könnte, wegen notwendig
gewordener Teuerungszulagen die Taxen über den
bisherigen Teuerungszuschlag hinaus erhöhen zu
müssen. Nicht dass wir das wünschen oder hoffen.
Wir anerkennen durchaus, wie verhängnisvoll
Tariferhöhungen unter Umständen sein können,
namentlich dort, wo andere Konkurrenz im Ver-
kehr in Frage kommt, aber das Problem eines
gerechten Teuerungsausgleiches darf an dieser
Situation nicht vorbeigehen. Dem Personal soll
Gerechtigkeit widerfahren.

Ich bin noch Herrn Nationalrat Dr. Hirzel eine
kurze Auskunft schuldig. Er hat für eine gerechte
Berücksichtigung aller Landesteile und aller Sprach-
gebiete bei der Rekrutierung des Bundespersonals
gesprochen. Ich möchte Herrn Nationalrat Hirzel
gegenüber sagen, dass der Bundesrat die Bedeutung
dieser Frage durchaus kennt und dass er ihr Rech-
nung zu tragen -sucht. Wir wollen in der Schweiz
keine Nationalitätenfrage haben, und es soll keine
sprachliche Minderheit in diesem Lande sich über
Unterdrückung beklagen können. Wenn auch die
sachliche, fachliche und charakterliche Eignung
eines jeden Kandidaten im Vordergrund zu stehen
hat, so kann doch gesagt werden, dass im grossen
und ganzen fähige Kandidaten in allen Sprach-
gebieten in gleicher Weise zu bekommen sind, auch
wenn nicht immer gerade für einen Deutschschwei-
zer nur wieder ein Deutschschweizer in Frage kom-
men kann oder für einen Westschweizer, der pen-
sioniert worden ist, in allen Fällen auch nur wieder
ein Westschweizer, namentlich, wo es sich um die
Spitzen handelt, bei denen es ohne ganz bestimmte
spezialistische Kenntnisse nicht geht. Aber dem
Bundesrat liegt daran, jede Einseitigkeit zu ver-
meiden, alle sprachlichen Gruppen in gerechter
Weise zu berücksichtigen. Ob allerdings hier ein
Blick in den Etat, den Herr Nationalrat Hirzel bei
seinem Votum zu Rate gezogen und auf die Namen,
die in diesem Etat stehen, genügt, das ist doch
fraglich. Wenn er Namen nennt wie Graber-Lau-
sanne, Bnngolf-Vevey, oder Vizekanzler Oser, oder
Geissbühler, oder seinen eigenen Namen Hirzel, so
sind das doch deutschweizerische Namen, aber deren
Träger sind Unbestrittenermassen lateinischer
Sprache und Kultur. Darum möchte ich doch bit-
ten, diese Frage nicht nur nach der Äusserlichkeit
des Namens zu beurteilen, sondern nach dem Träger
öieses Namens. Dann wird er sehen, dass bei unserer
Sprachen- und Völkermischung'eben der Etat dar-
über keine richtigen Massstäbe zu geben vermag.
In der Sache selber sind wir gleicher Meinung, Herr
Nationalrat Hirzel. Sie können versichert sein, dass
der Bundesrat der Auffassung ist, in unserem Lande
und in der Bundesverwaltung dürfe eine Sprachen-
und Minderheitenfrage nicht bestehen.

Ich bin damit am Schlüsse meiner Ausführungen
angelangt, möchte Sie bitten, an der Vorlage nichts
oder nicht viel zu ändern. Folgen Sie der Kommis-
sion. Gehen Sie auch nicht höher als vorgeschlagen.
Der Bundesrat hat wohl das Maximum dessen

beantragt, was er auf gute Art und Weise vertreten
kann. Ich möchte Sie auch gegenüber den Anträgen,
die Herr Nationalrat Nicole gestellt hat, bitten,
keine anderen Fragen in die Revision hineinzu-
ziehen. Ginge man auf solche -Vorschläge ein, so
bin ich überzeugt, dass damit den Gegnern des
Besoldungsgesetzes in die Hände gearbeitet würde
und dass man damit geradezu dem Referendum
oder gar der Verwerfung der Vorlage Vorschub
leisten würde. — Nach der anderen Seite möchte
ich Sie auch bitten, die Vorlage nicht zu verschlech-
tern. Die Auseinandersetzungen haben diesmal, im
Gegensatz zur Legiferierung über das Besoldungs-
gesetz vor zwei Jahrzehnten, wo die Debatten scharf
G '

und leidenschaftlich waren, in einer Atmosphäre
des guten Willens und der Verständigung in der
Kommission und auch hier durchgeführt werden
können. Es handelt sich wie gesagt um ein Ver-
ständigungswerk. Seien wir froh, dass in unserem
Lande die Teuerungszulagen des Bundespersonals
während des ganzen Krieges und während aller
Nachkriegsjahre auf dem Wege der Verständigung
durchgeführt werden konnten. Das war gewiss für
beide Teile die beste Lösung. Der Blick ins Ausland
und die gewaltigen Schwierigkeiten, die in fast allen
Ländern mit dem Staatspersonal bestanden haben,
zeigte uns so recht, wie wir privilegiert geblieben
sind, dass wir ohne grosse, soziale Spannungen zu
Lohnfestsetzungen gelangten. Da dürfen 'Bundesrat
und eidgenössische Räte, aber auch das Bundes-
personal und seine Verbände das Verdienst in An-
spruch nehmen, die sozialen Spannungen nicht er-
höht, sondern reduziert zu haben. Wenn Sie dieser
Vorlage zustimmen, werden Sie in der gleichen
Richtung weitere Schritte tun. Was der Bundesrat
wünscht und haben muss, ist ein hochqualifiziertes,
tüchtiges, arbeitswilliges, leistungsfreudiges Perso-
nal, ist der Arbeitsfriede zwischen Verwaltung und
Personal.

Wey, Berichterstatter: Ich muss etwas zu den
Ausführungen sagen, die heute morgen gemacht
wurden, und mache das lieber, weil mir die vorbe-
reiteten Reden nicht liegen, jene braven Reden,
wie ich gestern eine halten musste.

Zu Beginn der heutigen Diskussion war von den
Gross- und Welthandelspreisen die Rede. Den
Beamten und uns alle zusammen interessieren
natürlich die Preise am meisten, die' wir oder
unsere Frauen im Laden bezahlen müssen. Wenn
ich meiner Frau sage, ich hätte in Bern vernommen,
die Grosshandelspreise in London und New York
seien gesunken, ich gäbe ihr nun weniger Haus-
haltungsgeld, bin ich überzeugt, dass ich wieder
einmal mehr den kürzeren ziehen werde.

Heute morgen hatte ich das Glück, unter meiner
Post eine statistische Erhebung vom Schweize-
rischen Konsumverein über den Stand der Klein-
handelspreise in den Schweizer Städten auf 1. März
1949 zu finden. Da ich am Morgen nichts zu tun
hatte, habe ich mich etwas in die Statistik vertieft.
Da sah ich einmal, dass der Abbau auf den 1. März
1,5% beträgt, bei einer vorherigen Erhöhung von
77,3%. Einiges ist zurückgegangen, vieles aber ge-
stiegen. Kartoffeln, heisst es, seien um 6,5% teurer,
Kartoffeln, migros, sackweise, sind weniger stark
gestiegen. Weisse Bohnen, la Qualität, seien um
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5,3% gesunken; ferner sei Sauerkraut um 10,8%
heruntergegangen sowie Braten und Knochen um
11,1% gesunken. Ich weiss nicht, wieviel Prozent
auf Knochen und wie viele auf den Braten entfallen.
Dann sind auch die Eier im Preise gesunken, 16,1%.
Ich sage das Ihnen als gute Lehre : Bern ist nach den
Erhebungen der Statistik ein teures Pflaster. Hier
werden die grössten Ortszulagen an das eidge-
nössische Personal gezahlt. Sie können Ihre Lebens-
haltung mit dem kleinen Taggeld, über das so viele
unzufrieden sind, verbessern, wenn Sie sich in
Zukunft etwas mehr an Sauerkraut und an weisse
Bohnen halten.

Herr Gysler hat hier einen Brief der General-
direktion verlesen. Dazu kann ich nicht schweigen.
Der Verwaltungsrat der SBB stand nicht auf dem
Boden dieser Vorlage, wohl aber die General-
direktion. Herr Gysler nickt, er weiss es, ist dort zu
Hause. Es macht einen sonderbaren Eindruck auf
mich, wenn die Generaldirektion nachher schreibt,
es sei für sie ein Rätsel, wie die Bundesbahn diese
neuen Lasten tragen soll. Man kann doch nicht
einer Kommission mitteilen lassen, die General-
direktion sei dafür, und nachher werden solche
Briefe geschrieben, worin es heisst, man wisse gar
nicht, wie diese Auslagen zu berappen seien.

Ich habe den Eindruck, dass bei der Bundes-
verwaltung dadurch viel Unheil angerichtet wird,
dass die eine Abteilung das, die andere jenes ver-
spricht. Der Lokomotivführer beispielsweise, der
mit dem Nachtzug dahinsaust, bezieht die kleinere
Nachtzulage als andere, die im Packwagen mit-
fahren. Man verspricht etwas, und nachher muss
das Personalamt und das Finanzdepartement die
Sache wieder in Ordnung bringen, wenn das über-
haupt noch möglich ist. Mit den Versprechungen
sollte man in der Bundesverwaltung etwas vor-
sichtiger sein.

Herr Seiler hat darauf hingewiesen, dass in der
paritätischen Kommission nur der Föderativver-
band vertreten sei. Wer aus einem Landesteil
kommt, wo die ändern stärker und grösser sind, der
hat Verständnis für diese Minderheitsprobleme.
Aber es ist in der Kommission darauf hingewiesen
worden, dass auf Antrag der christlichen Gewerk-
schaften des Verkehrspersonals der eidgenössische
Proporz eingeführt worden ist. Es reicht dabei
nicht für die ändern. 71,4% des organisierten Per-
sonals sind Mitglieder des Föderativverbandes. Bei
den übrigen Verbänden zusammen sind 15%, ein-
geschlossen die christlichen Gewerkschaften mit 7%.
Die Sache wird nach Proporz gemacht : es sind nur
zehn Mitglieder zu wählen. Man könnte die Zahl
erhöhen, dann wäre es möglich — wir haben darüber
in der Kommission gesprochen —. auch die ändern
Verbände vertreten zu lassen.

Herr Dr. Häberlin, mein sehr Verehrter Freund,
hat der Freude Ausdruck gegeben, dass jetzt jene
zum Wort kommen, die diese Verständigung be-
zahlen müssen. Stimmt das ? Stimmt es, dass,
wenn die Stadt Bern die Trambahn selber führt,
dann die Rechnung die Steuerzahler bezahlen
•müssen ? Wenn ich als Direktor der Verkehrs-
betriebe — das bin'ich auch noch —• (Heiterkeit)
für die Stadt Luzern zehn Autobusse bestelle,
müssen dann die Steuerzahler diese Autobusse be-
zahlen ? Ich habe die Meinung, das Personal, ob es

bei den Buhdesbahnen oder bei einem privaten
Transportunternehmen angestellt ist, verdient sei-
nen Lohn aus den Einnahmen, aus den Erträg-
nissen des Unternehmens. Das ist weitgehend der
Fall. Wenn Sie die Rechnungen kritisch betrachten,
werden Sie sehen, dass die Defizite gewöhnlich
erst bei der Gewinn- und Verlustrechnung er-
scheinen, wo noch andere Dinge als die Löhne zu
bezahlen sind. Man kann nicht einfach sagen:
Weil es - sich um einen Staatsbetrieb handelt,
müssen die Steuerzahler die Löhne bezahlen. Bei
einem Privatbetrieb zahlt die Aktiengesellschaft
oder Herr X. oder Y.

Es ist recht, dass alle zum Wort kommen; ich
stehe auch auf dem Boden, dass das in Ordnung ist.
Aber man darf nicht vergessen, dass, wenn rück-
läufige Bewegungen bei den Bundesbahnen in Er-
scheinung treten, dies nicht in letzter Linie darauf
zurückzuführen ist, dass die Bundesbahnen, im
Gegensatz zu den Privatbetrieben, bei der Er-
höhung ihrer Tarife sehr massvoll waren. Wer ist
heute bei dieser Teuerung mit einem Zuschlag von
15% zufrieden? Es ist davon die Rede gewesen,
wieviel ein Eisenbahnwagen kostet. Ich weiss, was
ein Tramwagen kostet, ein Trolleybus, ein Autobus.
Ich könnte fast einen Schüttelfrost bekommen,
wenn ich die heutigen Kosten mit den früheren
vergleiche und an die so bescheidenen Taxerhö-
hungen denke. Ich weiss, alles ist teurer geworden,
auch der Arbeiter der Privatindustrie, auch der
Fabrikdirektor, müssen mehr verdienen. Hoffentlich
wird der Ertrag überall so gerecht verteilt, wie wir
es tun. Die Bundesbahnen sind sicher in der Lage,
ihr Personal ordentlich zu bezahlen. Aber es
kommen noch andere Kosten dazu, die den Ausfall
verursachen. Die Tarife der Bundesbahnen sind nur
minim erhöht worden gegenüber allem ändern, was
wir zu bezahlen haben. Die Bundesbahnen haben
zu allem noch die Pflicht zur Beförderung. Das ist
in Ordnung. Aber man muss auch daran denken,
dass sie zu Ausnahmetarifen befördern müssen.
Ich kenne Unternehmungen, die ihre Rohprodukte
zum Ausnahmetarif in die Fabrik bringen. Aber das
Resultat ihrer Fabrikation liefern sie dann mit dem
Auto an ihre Kunden. Man muss auch in dieser
Hinsicht gerecht sein. Herr Häberlin hat aus der
„Walpurgisnacht" zitiert. Ich habe Freude an sol-
chen Zitaten. ,,Du glaubst zu schieben", sagte er dem
Bundesrat, „und du wirst geschoben". Der Bun-
desrat will ja bei der Ämterklassifikation gar nicht
schieben, sondern festhalten. Auch wir sind für das
Festhalten und nicht für das Schieben. Ich kann
nicht begreifen, dass man dem Bundesrat jetzt
plötzlich so wenig Vertrauen entgegenbringt. Früher
war es anders. Da hiess es immer, die Anträge des
Bundesrates sollen vom Parlament nicht erhöht
werden. Die Bundesväter sind die sparsamen
Männer. Deshalb begreife ich nicht, dass man dem
Bundesrat jetzt so wenig Vertrauen entgegenbringt.
Sonderbar! (Heiterkeit.)

Herr Bernoulli sieht in der Skala von 25 Klassen
eine „ungeheure Pyramide". So ein fortschrittlicher,
moderner Architekt ! 25 Stockwerke, eine ungeheure
Pyramide ! Herr Bernoulli, gehen Sie nie mehr nach
Amerika. Wenn Sie die Pyramiden sehen, die dort
stehen, wird es Ihnen übel! (Heiterkeit.) Ich hörte
aus den Worten des Herrn Bernoulli verschiedenes
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heraus, das ihm besonders nahe hegt. Ich begreife
das durchaus. Er will etwas einführen, was die
Beamten schon haben: das Schwundgeld. Wenn Sie
es nicht glauben, so fragen Sie die Frauen der
Beamten am 20. des Monats. (Heiterkeit.) Etwas
hat mich gefreut von Herrn Nicole. Er sagt, in
Genf erhalte ein Tramangestellter, ein Wagen-
führer, 7500 oder 7600 Franken Jahreslohn. Der
Herr Stadtpräsident von Genf hat mir bestätigt,
dass ein Tramführer tatsächlich 7500 Franken

•jährlich verdient. Es handelt sich um eine Aktien-
gesellschaft, Herr Nicole, das wissen Sie schon.
Ihnen möchte ich sagen, wie schön es ist, dass wir
noch nicht alles verstaatlicht haben, sonst hätte
ein Genfer Tramangestellter nicht so viel Lohn.
(Heiterkeit.)

Herrn Nicole und den Mitunterzeichnern seines
Antrages muss ich sagen, dass ja nur die besol-
dungstechnische Seite des Gesetzes von 1927 und
die Übergangsbestimmungen einer Änderung unter-
zogen werden. Anträge, wie sie Herr Nicole und
seine Mitunterzeichner für die Aufhebung des
Streikverbotes usw. stellen, können gar nicht
diskutiert werden. Es befindet sich keine Vorlage
in Ihren Händen; nur die abzuändernden Artikel
hat man Ihnen zugestellt. Darüber können wir hier
nicht diskutieren. Es bleibt Herrn Nicole nur übrif,

O?

den Rückweisungsantrag zu stellen, damit der
Bundesrat und die Kommission dazu Stellung
nehmen können und eventuelle Anträge stellen.
Über diesen Teil der Vorlage kann hier nicht ab-
gestimmt werden. Es ist auch m der Kommission
nicht davon aie Rede gewesen. Zum Schluss will ich
Ihnen nochmals beantragen, auf die Vorlage ein-
zutreten.

M. Cottier-Genève, rapporteur: Deux mots seule-
ment au terme de ce très long débat sur l'entrée
en matière du statut du personnel fédéral. Chacun
a eu l'occasion de s'exprimer abondamment. Le
président de la Confédération, en sa qualité de chef
du Département des finances, a répondu en termes
précis aux arguments avancés par ceux qui se sont
prononcés au cours du débat. Je ne saurais m'ex-
primer de manière aussi spirituelle que l'a fait tout
à l'heure le président de notre commission et je
n'entrerai pas pour l'instant dans les détails. Je me
réserve d'y revenir au moment de la discussion des
articles. (

Une idée maîtresse, cependant, se dégage de la dis-
cussion sur l'entrée en matière et je voudrais la re-
lever ici, parce que c'est elle qui déclenchera peut-être
la campagne référendaire. Elle a été exprimée d'une
manière très claire par l'un des signataires de la
proposition de minorité, M. Häberlin, et a également
recueilli l'approbation de la commission unanime.
La Confédération se doit d'être un patron modèle,
l'échelle des traitements telle qu'elle est proposée
dans le projet du Conseil fédéral répond à un
véritable besoin; il y a même lieu d'admettre que
pour le personnel des catégories inférieures l'aug-
mentation de 63% correspondant à l'augmentation

' du coût de la vie doit être sensiblement dépassé.
Il y a donc lieu de constater que l'échelle telle

qu'elle se présente dans le projet du Conseil fédéral
ne rencontre pas d'opposition. Par contre, ce qui
semble inquiéter ce conseil, c'est la stabilité que

l'on veut donner à cette échelle en face de l'insta-
bilité de notre économie, aussi bien sur le plan
national que sur le plan international. C'est ce qui
a motivé la proposition d'une minorité, MM. Gysler
et Häberlin, de réduire les traitements dans la
proportion de 110 à 100 et de les compléter par une
allocation de renchérissement dont le montant sera
fixé tous les trois ans par voie législative. C'est là
que se situera le centre du débat qui va suivre,
lors de la discussion article par article. On a même
distribué tout à l'heure une nouvelle proposition,
formulée par M. de Senarclens, qui va encore au
delà et qui tend à réduire cette proportion non pas
de 110 à 100, mais de 120 à 100. Ces propositions
ont pour but d'obtenir du Conseil qu'il assouplisse
le système en fonction de l'évolution du coût de la
vie et du rythme de notre économie, tout en
assurant la stabilité des traitements du personnel
fédéral pendant au moins trois ans. Je dois ajouter
que cette opinion est partagée pai; une forte minorité
de la commission. Il sera intéressant de voir ce qui
ressortira du débat qui interviendra sur cet article
et de connaître la décision que prendra le Conseil
national sur ce point.

En qualité de rapporteur de langue française,
je conclus en vous recommandant à nouveau
l'entrée en matière.

Präsident: Die Eintretensdebatte ist geschlossen.
Ich stelle fest, dass wir während 4% Stunden de-
battiert haben über Eintreten auf diese Vorlage.
2 Referenten, 15 weitere Redner und der Vertreter
des Rundesrates haben Eintreten beantragt; gegen
Eintreten hat sich kein einziger Redner ausge-
sprochen. Eintreten ist daher unbestritten, wir
brauchen nicht abzustimmen. Ich darf bei dieser
Sachlage der Hoffnung Ausdruck geben, dass die
Detailberatung etwas rascher vor sich geht:

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen.
(Le Conseil passe sans opposition à la discussion des

articles.)

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)
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#ST# Vormittagssitzung vom 30. März 1949.
Séance du 30 mars 1949, matin.

Vorsitz — Présidence: Hr. Escher.
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beamten. Revision des Bundesgesetzes.

Statut des fonctionnaires. Revision de la loi.

F o r t s e t z u n g . — Suite,

Siehe Seite 421 hiervor. -— Voir page 421 ci-devant.

Art ike lweise Bera tung. - Discussion des articles.

Art. 13, Abs. 2 und 23.
Anträge Nicole, Forel, Jeanneret, Mievüle, Vincent.

Streichen.

Art. 13, al. 2 et 23.
Propositions Nicole, Forel, Jeanneret, Miéville,

Vincent.
Biffer. •

Präsident: Sie sehen, dass die Vorlage des Bun-
desrates mit der Revision des Art. 37 beginnt. Wir
haben bereits hier Anträge zu Art. 13 und 23 von
Seiten der Herren Nicole, Forel usw. Die Kom-
mission und der Bundesrat haben sich damit nicht
befasst, ich möchte jedoch dem Präsidenten der
Kommission zuerst das Wort erteilen.

Wey, Berichterstatter: Wie ich Ihnen bereits in
der Eintretensdebatte sagte, ist es nicht möglich,
über die Anträge zu Art. 13 und 23 der Herren
Nicole und ' Mitunterzeichneter zu verhandeln und-

abzustimmen. Die Revision beschränkt sich auf
• Teil I, Abschnitt IV, und die Übergangsbestim-
mungen. Die Anträge des Herrn Nicole zu Art. 13
betreffen die Vereinsfreiheit; insbesondere soll das
Streikverbot offenbar eliminiert werden. Diese stehen
gar nicht zur Diskussion. Es hätte nur einen Weg
gegeben und das ist der, dass Herr Nicole und Mit-
unterzeichner den Antrag gestellt hätten, die Vor-
lage an den Bundesrat zurückzuweisen, oder dann
aber Nichteintreten zu beantragen. Nachdem Sie
das nicht getan haben, können ihre Anträge in
diesem Verfahren nicht behandelt werden.

M. Cottier-Genève, rapporteur: Vous savez que
la question porte seulement sur le chapitre V,
titre I, et vous' vous rendez compte que dans ces
conditions les propositions qui nous sont faites au
sujet des articles 13 et 23 ne peuvent pas être prises
en considération, car ni le Conseil fédéral ni la
commission n'en ont pris connaissance. La com-
mission vous propose par conséquent de ne pas
entrer en matière suj" ces deux articles.

Präsident: Herr Nicole hat das Wort zur Be-
gründung seiner beiden Anträge zu Art. 13 und 23.

M. Nicole: Je ne vous ennuierai pas longtemps.
Je veux simplement dire que puisqu'il en est ainsi
nous transformerons notre proposition en un postu-
lat que nous déposerons à la fin de la discussion.

*
Präsident: Herr Nicole zieht seine Anträge zurück

und kündet ein Postulat an. Damit ist diese Frage
erledigt.

Art. 37.
Abs. 1.

Antrag der Kommission.
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

Antrag Nicole, Forel, Jeanneret, Miéville, Vincent.
Aufhebung der 22., 23., 24. und 25. Besoldungs-

klassen.
ALI.

Proposition de la commission.
Adhérer au projet du Conseil fédéral.

Proposition Nicole, Forel, Jeanneret, Miéville,Vincent.
Suppression, des 22e, 23e, 24e, 25e classes.

Wey, Berichterstatter: Wie ich Ihnen bereits in
der Eintretensdebatte gesagt habe, ist die Kom-
mission mit der Skala des' Bundesrates einverstan-
den. Sie hat ihr zugestimmt. Ich möchte lediglich
mit wenigen Worten darauf aufmerksam machen,
dass die Besoldungsansätze, insbesondere in den
Minima, gegenüber dem Gesetz von 1927 verbessert
worden sind. In der 25. Klasse waren es im Gesetz
von 1927 2800 Franken und jetzt werden 5450
Franken vorgeschlagen. Selbstverständlich sind in
den letzten Jahren seit dem Kriege zu diesen 2800
Franken Minimum des Gesetzes von 1927 in der
25. Besoldungsklasse noch Teuerungszulagen ge-
kommen. Mit der Erhöhung der Minimalbesoldungen
besonders in den unteren Klassen suchte man zu
erreichen, dass die jungen Angestellten besser be-
zahlt werden und eher eine Familie gründen können,
also nicht warten müssen, bis sie in ihrer Besoldung
steigen und so dreissig und mehr Jahre alt werden,
bis sie heiraten können. Jedermann wird verstehen,
dass es sehr wichtig ist für die Männer im Bahn- und
Zolldienst, sowie in allen Diensten mit unregel-
mässiger Arbeitszeit, dass sie heiraten können, dass
sie eine Familie haben und irgendwo zu Hause sind;
Deshalb hat der Bundesrat auch besonders darnach
getrachtet, die Minimalbesoldungen zu erhöhen und
dafür zu sorgen, dass die Leute heiraten können und
dass auch der Anreiz für tüchtige Leute da ist, im
Bundesdienst angestellt zu sein. Es war ja davon die
Rede, dass die Betriebe Schwierigkeiten hatten, ein
gutes Personal zu erhalten.

Nun stellt — ich will das gerade hier erwähnen —
Herr Nicole zu Art. 37 den Antrag, es seien die
letzten vier Klassen aufzuheben. Die Aufhebung der
Klassen 22, 23, 24 und 25 scheint mir ganz ausge-
schlossen zu sein. Man kann einem solchen Antrag
nicht zustimmen. In diesen Klassen befinden sich
60 % des Personals. Nach einer Schätzung des Herrn
Wartmann, Chef des Personalamtes, handelt es sich'
um eine Erhöhung der Ausgaben zwischen 80 und
100 Millionen Franken im Jahr. Sie werden daher
begreifen, dass diesem Antrag unter keinen Um-
ständen zugestimmt werden kann.
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M. Cottier-Genève, rapporteur: La proposition
de MM. Nicole et cosignataires à l'article 37 ne se
justifie pas.

En effet, les salaires et traitements des catégories
inférieures de l'échelle ont déjà été relevés dans une
mesure assez considérable par le Conseil fédéral; ils
ont été adaptés aux circonstance% et au coût de la
vie. L'adoption de la proposition de MM. Nicole et
consorts qui tend à la suppression des classes 22, 23,
24 et 25 toucherait environ le 60% du personnel, ce
qui, d'après les calculs de l'administration fédérale,
se traduirait par un supplément de dépenses an-
nuelles que l'on peut estimer à 80 voire 100 mil-
lions de francs. Il convient donc d'écarter cette pro-
position et c'est ce que vous recommande la com-
mission.

M. Nicole: Je voudrais saisir l'occasion qui m'est
offerte d'exprimer mon étonnement de voir qu'à
propos de tout et de rien, dans n'importe quelle dis-
cussion devant cette assemblée, on mêle des Etats
étrangers, comme l'a fait hier encore M. Guinand.
De la part de gens aussi délicats qu'on l'est en
Suisse, ces déclarations qui risquent de nous amener
des discussions diplomatiques désagréables, ne
peuvent que nous étonner pour ne pas 'dire plus.
M. Guinand a trouvé moyen de parler de Sofia et
Moscou à propos du statut des fonctionnaires. Et la
semaine précédente, sans s'attirer la moindre re-
marqué du président de notre assemblée, M. Arthur
Schmid, a pu se livrer'aux attaques les plus veni-
meuses contre le gouvernement bulgare et son prési-
dent Dimitroff.

M. Wey, rapporteur, a mal compris mon inter-
vention d'hier. Je ne crois pas que la Ville de Genève
soit en société anonyme — d'ailleurs M. Cottier
pourra vous renseigner — il s'est passé bien des
choses depuis que nous ne sommes plus au pouvoir
à Genève, mais enfin je ne crois pas que la Ville de
Genève soit en société anonyme. Or, ce sont les
salaires payés par la Ville de Genève que j'ai indiqués
hier. J'ai parlé également, c'est exact, des trams
genevois qui étaient en société'anonyme, c'est vrai,
mais tellement mal gérée que l'Etat et la Ville de
Genève ont dû en reprendre la gestion. Donc, ne
comparons pas les sociétés anonymes aux adminis-
trations publiques en, ayant l'air de dire que ces der-
nières sont plus mal gérées que les premières. C'est
exactement le contraire qui est vrai, en ce qui con-
cerne les trams et si j'en ai parlé hier, c'est parce
que, dans cette administration, le personnel a dû se
mettre en grève en 1946 pour obtenir les salaires
qui ont été indiqués. J'ai parlé de cela pour montrer
à messieurs les rapporteurs, que par d'autres moyens
que les discussions parlementaires on pouvait, du '
côté du personnel, obtenir de meilleurs résultats.

Enfin, M. Perrin m'a reproché ce que je n'avais
pas fait en 1927! Messieurs, on a déjà tant de choses
à me reprocher sur ce que je fais ou ne fais pas
durant la période que nous traversons! Si l'on se
met à me reprocher ce que je n'ai pas fait il y. a
vingt-deux ans, cela risque d'entraîner des discus-
sions extrêmenent laborieuses ici. Je répondrai sim-
plement à M. Perrin que si, en 1927, je n'ai pu
m'occuper beaucoup du statut du personnel fédéral,
c'est qu'à ce moment-là, j'étais placé sous la dis-
cipline très rigide du groupe parlementaire socia-

Nationalrat. — Conseil national. 19Ì9.

liste... (Rires, une voix: Chez vous c'est moins
rigide!...) et que l'on m'avait fait savoir que cela ne
me regardait pas, que c'était l'affaire des profes-
sionnels, de MM. les féodaux de l'Union federative..
Je n'étais pas à ce moment-là au nombre de ces
messieurs, c'est pourquoi je n'ai pas pu m'occuper
de cette affaire en 1927. i

Präsident: Ich muss den Herrn Redner darauf
aufmerksam machen, dass die Eintretensfrage
bereits erledigt ist. Herr Nicole hat das Wort einzig
und allein zur Begründung seines Antrages und ich
bitte ihn, sich daran zu halten.

M. Nicole: Nous allons y venir. D'ailleurs j'y
étais à l'instant même.

On a dit hier que l'Union federative était com-
plètement d'accord avec le Conseil fédéral au sujet
du nombre des classes. Or, j'ai indiqué que les repré-
sentants du personnel des villes de Baie, Zurich et
Genève étaient venus nous voir pour nous dire pré-
cisément qu'ils n'étaient pas d'accord avec la dite
Union federative au sujet de la classification. J'ai
sous les yeux une lettre adressée en 1948 par la
Fédération suisse des employés des P.T.T. à l'Union
federative, donc cela ne remonte pas loin. Dans cette
lettre — je regrette que messieurs les rapporteurs
n'en aient pas eu connaissance — le comité directeur .
de la Fédération des employés des P.T.T., par
l'intermédiaire de son secrétaire central, M. Richard
Müller, fait bel et bien la proposition de réduire le
nombre des classes du personnel fédéral de vingt-
six (à moment-là, on parlait encore de vingt-six) à
vingt. Ainsi, cette fédération, extrêmement nom-
breuse puisqu'elle compte, sauf erreur, 11 à 12 000
membres, propose aussi vingt tlasses exactement
comme nous le faisons nous-mêmes ici. D'autre
part, les traitements pour la vingtième classe
doivent partir de 6000. Sur ce point encore c'est
assez exactement ce que nous proposons à part une
différence insignifiante de 50 francs : 6050 au lieu de
6000.

Je m'appuie donc sur une proposition de la
Fédération des employés des P.T.T. Cela veut dire
que notre groupe parlementaire n'est pas seul: une
grande association qui comprend notamment tous
les facteurs, to.ut le personnel ,des P.T.T. qui porte
l'uniforme s'est prononcée, comme nous, pour vingt
classes seulement.

Quant à la question de savoir si le coût de la vie
augmente ou diminue, je ne veux pas l'examiner
longuement. Je me bornerai à rappeler ce qu'a dit
hier encore M. Gysler, qui est pour la réduction des
salaires autant que possible, mais est aussi en faveur
de la levée du contrôle des loyers, ce qui me paraît
assez contradictoire de sa part. Une levée du con-
trôle entraînerait certainement une hausse considé-
rable des loyers. A ce sujet, il y a une petite question
posée au Conseil fédéral par'M. Mauroux où celui-ci
signale que l'on constate déjà des augmentations de
loyer de l'ordre de 20, de 30, même de 40% dans le
canton de Fribourg. Avec une levée du contrôle,
nous marchons vers une augmentation du coût de
la vie plutôt que vers une diminution. Ce sont là des
raisons et des raisons solides ! Je m'appuie sur une
grande association du personnel, sur une perspec-
tive d'une hausse des loyers qui paraît inévitable,
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